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I. Abhandlungen. 



Die Goldfrage und deren Einfluss auf das Münz- 
wesen der handeltreibenden Länder. 



Von Ad. Soetbeer in Hamburg. 



Es ist schon früher bei einigen Gelegenheiten ') die Frage 
zur Erörterung gekommen, ob nicht für Deutschland die Ein- 
führung der Goldwährung rathsam und zeitgemäss erscheine, 
nachdem dieselbe, ausser in Grossbritannien, wo sie bekanntlich 
seit längerer Zeit ausschliesslich bestanden hat, in Folge der seit 
1848 so wesentlich vermehrten Geldproduction auch in den Ver- 
einigten Staaten von Amerika und in Frankreich, und somit im 
grossen Weltverkehr eine entschieden vorwiegende Geltung er- 
langt habe. Man machte dabei insbesondere auf den Umstand 
aufmerksam, dass auf diese Weise zugleich das seit Jahrhun- 
derten so vielfach und anhaltend ersehnte Ziel eines einheitlichen 
Münzsystems in ganz Deutschland am einfachsten und vollständig 
zu erreichen sein möchte. Als daher die Vorkommission des 
ersten deutschen Handelstages die jedenfalls auf die Tagesordnung 
zu setzende Angelegenheit der deutschen Münzeinheit, zum Zweck 
der hierüber zu machenden Vorlage, in nähere Erwägung zog, 
musste sie selbstverständlich die Frage der allgemeinen Gold- 
währung mit in den Kreis ihrer Berathungen ziehen. Es Hess 



1) i. B. im ersten Jahre der Wiener Münzconferensen (1855) auf An- 
regung de« österreichischen Commissi», und im September und October 
1866 in Hamburg seitens der Commerz-Deputation. 
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sich dies um so weniger umgehen, als erst in neuester Zeit noch 
der Deutschland so nahe berührende Uebergang der Schweiz und 
Belgiens zur Goldwährung stattgefunden hatte. Sollte nun vom 
deutschen Handelstage schon jetzt eine möglichst bestimmte Er- 
klärung über die Frage der Goldwährung abgegeben werden, so 
konnte diese im Wesentlichen nur auf folgende Aternative hinaus- 
laufen: entweder man erklärte, dass nach den anderswo bereits 
gemachten Erfahrungen sowie nach den aus der Natur der Sache 
und den gegebenen deutschen Münzzuständen abzuleitenden wirt- 
schaftlichen Gesichtspunkten die eventuelle Einführung der Gold- 
währung in Deutschland nicht weiter in Frage kommen dürfe, 
was, um alle darauf etwa ferner zu richtenden Bestrebungen Ein 
für alle Mal möglichst zu beseitigen, vom deutschen Handelstage 
deutlich auszusprechen sei; — oder die dereinstige allgemeine 
Annahme der Goldwährung, wenn auch der Zeitpunkt dieser 
Maassregel noch ungewiss sei, wurde als unabweislich und nur 
als Frage der Zeit anerkannt, weshalb in Aussicht hierauf die 
Angelegenheit der deutschen Münzeinheit vom Handelstage jetzt 
noch gar nicht zu erörtern, sondern bis auf Weiteres zu vertagen 
sei. Die Vorkommission hat weder den einen noch den anderen 
dieser Wege eingeschlagen, sondern sich dahin entschieden, die 
Eventualität der späteren allgemeinen Einführung der Goldwährung 
in Deutschland ausdrücklich als eine offene Frage für die Zukunft 
hinzustellen, zugleich aber die bestimmte Erklärung abzugeben, 
»die Rücksicht auf die Möglichkeit einer in Zukunft etwa noth- 
wendig werdenden Annahme der Goldwährung sei als ein zu- 
treffender Grund für eine längere Verzögerung der deutschen 
Münzeinheit nicht zu betrachten.« 

In dem begleitenden kurzen Bericht der Vorkommission über 
diesen Punkt ist dann noch bemerkt worden: 

»Sollte de Frage der Münzeinheit in Deutschland jetzt ge- 
knüpft werden an eine Untersuchung der Frage über die Vorzüge 
oder Gefahren der Goldwährung an sich, der grösseren oder ge- 
ringeren Wahrscheinlichkeit einer ferneren Entwerthung des Goldes 
und eines Steigens des Silberpreises auf dem Weltmarkte, der 
Modalität einer in Deutschland eventuell einzuführenden gesetz- 
lichen Goldwährung u. s. w., so würde die Discussion ein uner- 
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messliches Feld betreten und schwerlich zu irgend einem posi- 
tiven und praktischen Ergebnisse fähren.« 

»Die Vereinigten Staaten von Amerika, Frankreich, die 
Schweiz, Oberitalien, Belgien, in welchen Ländern seit Auffindung 
des Goldreichthums von Californien und Australien die Goldwährung 
zur vorherrschenden Geltung gekommen, waren in wesentlich an- 
derer Lage wie Deutschland , da bei ihnen entweder die s. g. 
Doppeltwährung gesetzlich war, oder auch der engste Zusammen- 
hang ihres Münzsystems mit Nachbarstaaten, wo solche bestand, 
stattfand. Es soll damit keineswegs behauptet werden, dass nicht 
künftig vielleicht auf einem spätem deutschen Handelstage die 
Eventualität der Einführung der alleinigen Goldwährung an die 
Stelle der alleinigen Silberwährung Gegenstand der sorgfältigsten 
Berathungen werden kann; denn es lässt sich unmöglich vorher- 
sagen, ob und welche thatsächliche Factoren des Weltverkehrs 
und welche . volkswirtschaftliche Rücksichten künftig eine solche 
ausserordentliche Maassregel für Deutschland erforderlich oder 
wünschenswerth erscheinen lassen könnten. Es wird daher bei 
dieser Sachlage das allein Richtige und Rathsame sein, die Even- 
tualität der Goldwährung in Deutschland zur Zeit als eine offene, 
für die Erwägung des Handelstages , wenigstens für jetzt , noch 
nicht vorzulegende Frage anzusehen.« 

Bei der Discussion im Plenum des Handelstages über die 
Modalität der allseitig gewünschten deutschen Münzeinheit konnte 
ungeachtet dieser Vorbemerkungen im Berichte die Frage der 
Goldwährung natürlich nicht unberührt bleiben, namentlich schon 
wegen der auf die Bremer Goldvalutä zu nehmenden Rücksicht 
und der mehrseitig in Anrege gebrachten Abschaffung der durch 
den Wiener Münzvertrag eingeführten Kronen ; schliesslich er- 
klärte jedoch der Handelstag sich mit der obenstehenden Auf- 
fassung, wie die Vorkommission sie vorgetragen, durchaus ein- 
verstanden. 

Dieser vorläufige Ausweg musste oder konnte doch bei der 
gegebenen Sachlage und nach näherer Prüfung den Meisten ge- 
nügen. Er erschien als das für jetzt allein praktische und rich- 
tige Auskunftsmittel nicht nur denen, welche der Ansicht sind, 
dass die bisherigen Erfahrungen in Betreff der Nachhaltigkeit 
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der neueren Goldgewinnung, des Einflusses derselben auf die 
Preise, der Silberströmung nach Ostasien noch nicht hinreichen, 
und dass ferner die Ergebnisse der nächsten Jahre hierüber und 
namentlich die voraussichtlich nicht lange mehr aufzuschiebende 
Erledigung der Münzfrage in Frankreich abzuwarten seien, son- 
dern auch diejenigen, die schon jetzt zu einer festen und sichern 
Ueberzeugung über die Goldfrage gelangt zu sein glauben, und 
darnach principielle Anhänger oder Gegner der Goldwährung sind, 
konnten sich dabei beruhigen. Die ersteren können in der vor- 
gängig herzustellenden Gleichmässigkeit einer allgemeinen deutschen 
Rechnungseinheit von Mark ä 100 Pfennige die passendste Vor- 
bereitung erblicken, um, wenn der rechte Moment gekommen, 
desto leichter die allgemeine Annahme der Goldwährung herbei- 
zuführen ; denn es käme dann nur darauf an, dem concreten Be- 
griff jener Mark, statt -,' T Pfund fein Silber, ein genau bestimmtes 
Quantum fein Gold zu substituiren und daneben die vorhandenen 
Silbermünzen in der Art des englischen Münzwesens, nach einer 
dafür angenommenen sachgemässen Norm, -als Scheidemünze im 
Umlauf zu belassen. Ist nicht in der Schweiz, nachdem 1850 
mit grosser Mühe und vielen Opfern die Münzeinheit auf der 
Silberbasis zu Stande gebracht worden, 1860 der gleichmässige 
Uebergang zur Goldwährung um so leichter und rascher bewerk- 
stelligt worden? — Die principiellen Gegner der Goldwährung 
können andererseits, daran festhalten, dass wenn der die reine 
Silberwährung garantirende Wiener Münzvertrag vom 24. Ja- 
nuar 1857 durch die Ausführung der vom Handelstage zur Ver- 
vollständigung der deutschen Münzeinheit auf jener soliden Grund- 
lage empfohlenen Maassregeln einen allgemein befriedigenden 
Abschluss erlangt haben werde, es dann künftig um so leichter 
sein müsse, alle Versuche auf eventuelle Einführung dar GoldV 
Währung in Deutschland erfolgreich abzuweisen. — 

Nachdem solchergestalt vom deutschen Handelstage, als dem 
gemeinsamen Organ der allgemeinen deutschen Verkehrsinteressen, 
bei hierfür zu präsuinirender voller Uebereinstimmung der Regie- 
rungen, die Eventualität einer in Zukunft etwa für Deutschland 
nothwendig werdenden Annahme der Goldwährung als offene Frage 
anerkannt ist, ergeht nun aber um so dringender an die Wissen- 
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Schaft die Aufforderung, diese Frage einer unbefangenen und um- 
sichtigen Prüfung zu unterziehen und dadurch eine spätere de- 
finitive Entscheidung gehörig vorzubereiten. Sollten auch Man- 
chem die bisherigen Erfahrungen in anderen Ländern und die 
sonstigen dabei in Betracht kommenden Materialien noch keines- 
wegs ausreichend für eine erschöpfende Beantwortung erscheinen, 
so ist andererseits doch eben so wenig zu verkennen, dass es 
gerade zur Benutzung der noch ferner zu machenden Erfahrun- 
gen und zu sammelnden Materialien von der allergrössten Wich- 
tigkeit erscheinen muss, die bisherigen Ergebnisse bereits mög- 
lichst zuverlässig und übersichtlich, mit Ausscheidung alles minder 
Wesentlichen und Sicheren, zu ermitteln und zusammenzustellen. 
Hierzu einige Beiträge zu liefern ist der Zweck dieser Ar- 
beit. Es sollen darin zunächst als unentbehrliche allgemeine 
Basis der Untersuchung einige hauptsächliche statistische Nach- 
weise über die Production, die internationale Vertheilung und 
die Werthrelation der Edelmetalle vorangeschickt werden. Sodann 
wird die bisherige Einwirkung der gesteigerten Goldproduction 
und des Silberabflusses nach Asien auf die Münzverhältnisse ver- 
schiedener Länder, namentlich der Vereinigten Staaten, Frank- 
reichs, der Schweiz und Belgiens, in den Hauptzügen dargelegt 
werden. Schliesslich soll dann untersucht werden, welche Be- 
denken gegen die Annahme der Goldwährung in Deutschland, 
und welche Gründe für eine solche Maassregel geltend gemacht 
werden, und von welchen Umständen eine definitive praktische 
Entscheidung in dieser Frage wahrscheinlich abhängen wird. 



L 1 ) 

Für den Anfang dieses Jahrhunderts (um das Jahr 1800) 
ward die durchschnittliche jährliche Edelmetall-Gewinnung, so weit 

1) Die nachstehenden statistischen Aufstellungen, soweit sie nicht speziell 
ans Zollregistern oder den officiellen Courszetteln entnommen sind, können 
nnd sollen der Natur der Sache für nicht mehr als anuähernde Schätzun- 
gen gelten; als solche aber dürfen sie für den vorliegenden Zweck als 
genügend erachtet werden. Eine Specification der einzelnen Angaben, 
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sie für den allgemeinen Handelsverkehr in Betracht kam, wie 
folgt veranschlagt: 

Gewicht. Werth. 

Gold : . . . . ca. 48,000 Pfund ca. 22,000,000 Thaler. 

Silber: . . . . „ 1,700,000 , „ 51,000,000 „ 

In den Jahren, welche der Auffindung des kalifornischen 
Goldreichthums unmittelbar voraufgingen, nachdem aber die Gold- 
ausbeute im russischen Asien ihren Höhepunkt erreicht hatte 
(um das Jahr 1846), war das durchschnittliche jährliche Produc- 
tionsverhältniss der Edelmetalle: 

Gewicht. Werth. 

Gold: .... ca. 90,000 Pfund 41,000,000 Thaler. 
Silber: . . . . „ 1,500,000 „ 45,000,000 „ 

Während nun in den letztverflossenen etwa 12 Jahren die 
durchschnittliche Silberproduction , im Ganzen und Grossen ge- 
nommen, soweit Angaben und Schätzungen darüber vorliegen, 
sich ziemlich gleich geblieben ist, nachdem sie im Anfang des 
letzten Jahrzehnts sich auf etwa jährlich 2 Millionen Pfund ge- 



aua denen die Gesammt-Nach weise hervorgegangen, erschien für diesen 
Aufsatz eben so wenig erforderlich und passend, als eine Hervorhebung 
etwaniger Abweichungen von den entsprechenden Schätzungen von Danson, 
M. Chevalier, Levasseur u. A. Die Abweichungen sind ohnehin für die 
Hauptsache nicht relevant. Der besseren Uebersicht und leichteren Ver- 
gleichung wegen sind die Gewichts- und Werthangaben fast durchweg auf 
metrische Pfund und deutsche Thaler (30 Thlr. pr. Pfund f. S.) berechnet wor- 
den. Eine Nebeneinanderstellung des Gewichts und Werths erschien in 
mehrfacher Hinsicht angemessen, insbesondere auch deshalb weil dadurch 
eine erwünschte Controle gegen Versehen in den Zahlen an die Hand ge- 
geben wird. — Es wäre leicht gewesen, die statistischen Notizen um vieles 
zu vermehren, allein es schien uns hauptsächlich auf eine verständige Be- 
schränkung derselben auf das eben nothwendige Maass anzukommen, ohne 
dabei wirklich wesentliche Specialitäten, die für die Beurtheilung der 
Fragen von Interesse sind, ganz auszuschliessen. Die Ansichten, was in 
diesen Dingen als nothwendig oder wesentlich oder doch von vorwiegen- 
dem Interesse zu erachten, sind freilich nicht immer zu vereinigen, allein, 
den vorgesetzten Zweck ins Auge gefasst, hoffen wir, dürfte unser Ver- 
such, in dem „nicht r.u viel und nicht zu wenig" billige und sachverstän- 
dige Ansprüche nicht ganz unbefriedigt lassen. — Bei den Werthreductionen 
ist das Pfund Silber zu 30 Thlr., das Pfund Gold zu (15 '/s X 30) 460 Thlr. 
gerechnet. 
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hoben hatte, keinenfalls eine erhebliche und proegressive- Steige- 
rung erfahren hat, ist seitdem für die jährliche Goldgewin- 
nung eine ausserordentliche Vermehrung eingetreten, indem zwei 
Länder, in welchen bis dahin gar kein Gold producirt war, plötz- 
lich so grosse Quantitäten dieses Edelmetalls dem Weltverkehr 
zuführten, wie bis dahin kein anderes Land je in gleich kurzem 
Zeitraum geliefert hatte. 

Die verhältnissmässige Stabilität der Silberproduction lässt 
sich mit ziemlicher Zuversicht aus den Summen abnehmen, welche 
von diesem Metall jährlich mit den westindischen Dampfböten aus 
Mexiko und der Westküste Amerika's nach Southampton gebracht 
sind. Den hierüber veröffentlichten Listen entnehmen wir fol- 



gende Angaben: 








Gewicht. 


Werth. 


Gewicht. 


Werth. 


Pfund. 


Thaler. 


Pfund. 


Thaler. 


1851: 745,000. 


22,350,000 


1856: 1,058,000. 


31,740,000 


1852: 891,000. 


26,730,000 


1857 : 900,000. 


27,000,000 


1853: 871,000. 


26,130,000 


1858: 664,000. 


19,920,000 


1854: 913,000. 


27,390,000 


1859: 752,000. 


22,560,000 


1855: 798,000. 


23,940,000 


1860: 1,006,000. 


30,180,000 


Durchschnittlich ^T~ 
fflr 1851-55: 844,000. 


25,312,000 


Durchschnittlich a „ a nnn 
für 1856-60: 876,000. 


26,280,000. 



Es ist bei diesen Angaben nicht ausser Acht zu lassen, dass 
in den letzten Jahren mehr Silber als früher direct von der West- 
küste Amerika's nach Ostasien gegangen ist, welcher Umstand 
natürlich auf die Silber-Rimessen nach England nicht ohne Rück- 
wirkung geblieben ist, und deshalb bei einer nach letzteren vor- 
genommenen Schätzung der amerikanischen Silbergewinnung mit 
in Betracht kommen muss. 

Die Silberproduction in Europa, namentlich in Spanien, hat 
in neuerer Zeit ansehnlich zugenommen und wird jetzt auf mehr 
als 300,000 Pfund jährlich geschätzt. Die durchschnittliche Silber- 
production von ganz Amerika wird hingegen für die letzteren 
Jahre auf keinenfalls mehr als 1,800,000 Pfund veranschlagt. 
Man wird von der Wirklichkeit vermuthlich keinenfalls sehr fern 
bleiben, wenn man für die Jahre 1851 bis 1860 eine durchschnitt- 
liche jährliche Gesammt-Silbergewinnung von ca. 2,100,000 Pfund 
oder einen Werth von 63 Millionen Thaler jährlich veranschlagt. 

Um über die Zunahme der Goldproduction seit 1848 sich 
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einen annähernden Begriff zu verschaffen, hat man vor Allem 
die deklarirte Goldverschiffung aus Californien und Victoria *) 
sich vor Augen zu stellen. Diese bei den Zollämtern deklarirte 
Ausfuhr ist wenn auch der bei weitem grösste Theil, doch nicht 
das Ganze der wirklichen Goldausfuhr oder Goldproduction jener 
Länder, indem manche Summe ohne solche Deklaration versen- 
det oder von Passagieren mitgenommen sind, und ausserdem ein 
gewisser Betrag des gewonnenen Goldes im Lande selbst zum 
Zwecke der dortigen Cirkulation verblieben ist. Die deklarirte 
Gold-Ausfuhr betrug: 













aus Californien und 


aus Cal 


ifornien 


aus Victoria 


Victoria, 


lusammen 


G 


ewicht. 


Werth. 


Gewicht. 


Werth. 


Gewicht. 


Werth. 




Pfund. 


Thaler. 


Pfund. 


Thaler. 


Pfund. 


Thaler. 


1848-50: 


213,400 


98,164,000 


— 


r- 


213,400 


98,164,000 


1851: 


103,800 


47,748,000 


8,500 


3,910,000 


112,300 


• 51,658,000 


1852: 


137,800 


63,388,000 


159,000 


73,140,000 


296,800 


136,528,000 


1853: 


165,200 


75,992,000 


184,000 


84,640,000 


349,200 


160,632,000 


1854: 


154,800 


71,208,000 


140,000 


64,400,000 


294,800 


135,608,000 


1855: 


134,300 


61,778,000 


16.1,000 


74,980,000 


297,300 


136,758,000 


185«: 


152,600 


70,196,000 


175,000 


80,500,000 


827,600 


150,696,000 


1857: 


147,100 


67,666,000 


161,000 


74,060,000 


308,100 


141,726,000 


1858: 


143,100 


66,826,000 


148,000 


68,080,000 


291,100 


133,906,000 


1859: 


143,400 


66,964,000 


183,000 


61,180,000 


276,400 


127,144,000 


1860: 


127,400 


58,604,000 


118,000 


54,280,000 


245,400 


112,884,000 


1848-60 


1,622,900 


746,534,000 


1,389,500 


639,170,000 


3,012,400 


1,385,104,000. 



Bechnet man nach annähernder Schätzung zu den vorstehen- 
den Summen einen verhältnissmässigen Zuschlag für die nicht 
deklarirten Goldexporte aus Californien und Australien sowie die 
Ergebnisse der sonstigen Goldgewinnung im russischen Asien, 
in Neugranada, Brasilien, Chili und Ungarn, sowie die aus den 
Sunda-Inseln und dem Innern Afrika's in den Weltverkehr ttber- 



1) Der Genauigkeit wegen ist nicht unerwähnt zu lassen, dass unter 
den aus Californien ausgeführten deklarirten Edelmetall - Beträgen nicht 
allein Gold, sondern auch Silber einbegriffen ist; allein der Antheil des 
letzteren ist verhältnissmässig unbedeutend und kann kaum in Betracht 
kommen im Vergleich mit den Goldbeträgen, welche ohne Deklaration 
exportirt worden sind. — Der Goldexport aus Victoria umfasst nicht die 
gesammte australische Goldausfuhr, da das in den Minen von Neusüdwales 
gewonnene Gold, dessen Betrag freilich im Vergleich mit demjenigen der 
Kolonie Victoria nur wenig bedeutet, über Sidney ausgeführt, in den 
obigen Summen nicht einbegriffen ist. 
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gegangenen Goldquantitäten, so wird man die gesammte Zunahme 
der Goldgewinnung in den zwölf Jahren von 1849 bis 1860 auf 
einen Total-Betrag von ungefähr 5,000,000 Pfund Gold oder 
einen Werth von 2300 Millionen Thaler veranschlagen dürfen, 
ohne sich dem Vorwurf der Uebertreibung auszusetzen. 

Das durchschnittliche Verhältniss der jahrlichen Gold- und 
Silbergewinnung in den letzten zwölf Jahren war hiernach , ver- 
glichen mit demjenigen in früheren Perioden : 





Gold. 

Pfund. 


Silber. 

Pfund. 


Gold. 

Thaler. 


Silber. 

Thaler. 


Proeent- 
Verhält- 
niss des 

Ge- 
wichts. 


Procent- 
Verhält- 
niss des 

Wer- 

thes. 








o 


25 

5 

a 


um 1800: 
um 1846 : 
1849—1860 durch- 


48,000 

90,000 


1,700,000 
1,500,000 


22,000,000 
41,000,000 


51,000,000 
45,000,000 


2,7 

5,7 


97,s 
94,J 


80,, 
«,7 


69,9 
52,s 


schnittlich : 


400,000 


2,100,000 


184,000,000 


63,000,000 


16,0 


84,g 


74,5 


25,5 


Eine in ( 


:ommei 


•zieller B 


insicht b« 


'inahc eb 


en 


so 


wie 


ihtige 



und beachtenswerthe Erscheinung, wie die ausserordentliche Ver- 
mehrung der Goldproduction, ist der während des letzverflossenen 
Jahrzehnts im grössten Umfange stattgefundene Silberabfluss nach 
dem östlichen Asien. Von jeher sind dahin aus Europa und 
Amerika fast Jahr für Jahr bedeutende Beträge Silber zur Aus- 
gleichung der Handelsbilanz gesendet worden, allein bei Weitem 
nicht in dem Verhältniss wie in letzterer Zeit. 

Die früheren Silberexporte nach Indien und China werden 
auf Grund der von v. Humboldt angestellten Untersuchung nach 
einem gewagten ungefähren Ueberschlag in runden Summen im 
jährlichen Durchschnitt wie folgt geschätzt: 
1550—1600: ca. 2 1 /» Mill. Piaster (ca. 

ö » » » 

8 » » » 

■1" » » » 



1601—1650 
1651—1715 
1716—1790 
1791—1809 



125,000 Pfd. Silber). 
250,000 „ „ 
400,000 „ 
500,000 „ 



25 J /2 x ) 



1,255,000 



1) Diese Angabe dürfte wohl zu hoch gegriffen und auf ca. 20 Mill. 
Piaster zu ermässigen sein. 
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Es würde hiernach in den Jahren 1550 bis 1809 die Ge- 
sammt-Ausfuhr von Silber nach Indien und China auf circa 2000 
Millionen Piaster (oder circa 100 Mill. Pfund Silber) zu schätzen 
sein, während die gleichzeitige Silbereinfuhr Europa's aus Amerika 
auf circa 5300 Mill. Piaster (oder circa 265 Mill. Pfund Silber) 
angenommen wird, so dass also mehr als der dritte Theil dieser 
Silber-Rimessen zur alsbaldigen Wiederausfuhr nach Asien ver- 
wendet wäre. 

Zu einer Schätzung dieser Silber-Ausfuhr für den Zeitraum 
von 1810 bis 1850 liegen uns keine genügende Ermittlungs- 
Versuche vor, weshalb wir darauf verzichten müssen, hierüber 
eine entsprechende Angabe vorzulegen. 

In den Jahren 1851 bis 1860 hat die mit der Ueberlandpost 
versendete Silbermenge aus England und aus einigen Häfen des 
Mittelmehrs nach den hierüber veröffentlichten Listen der Londoner 
Edelmetall-Makler sich, wie folgt, gestellt : 







Werth 


Werth 


Gewicht 






in L Sterl. 


in Thalern. 


in Pfunden. 




1851 


: 1,716,000 


11,440,000 


381,000 




1852 


2,630,000 


17,530,000 


584,000 




1853 


5,559,000 


37,060,000 


1,235,000 




1854 


4,583,000 


30,553,000 


1,018,000 




1855 


7,934,000 


52,893,000 


1,763,000 




1856 


14,108,000 


94,053,000 


3,135,000 




1857 


20,146,000 


134,307,000 


4,477,000 




1858 


6,000,000 *) 


40,000,000 


1,333,000 




1859 


19,100,000 ») 


127,000,000 


4,233,000 




1860: 
-60 im Ganzei 
-60 durchschn 


10,671,000 


71,140,000 


2,371,000 


1851- 


i: 92,447,000 


615,965,000 


20,530,000 


1851- 


.: 9,244,700 


61,596,500 


2,053,000 



1) Die Ausfuhr aus den Häfen am Mittelmeer, die uns nicht in genauer 
Angabe vorlag, ist nach annähernder Schätzung miteingerechnet. Die de- 
klarirte Ausfuhr aus England allein betrug: 1858: 5,088,850 L. 1859: 
16,003,267 L; — 1860: 8,124,236 L. 
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Zu diesem Silberabfiuss nach Ostasien, welchen die Ueber- 
landpost vermittelt, kommt noch hinzu, abgesehen von den vorhin 
schon angedeuteten directen Silbersendungen dahin von der West* 
küste Amerika's für europäische Rechnung, welche also die Silber- 
rimessen nach Europa verringern, die nicht unbeträchtliche regel- 
mässige Silberausfuhr über Kiachta nach China, welche haupt- 
sächlich in Form von massiv gearbeiteten Silbergeräthen geschieht, 
um das Yerbot der Kontanten-Ausfuhr zu umgehen, aber selbst- 
verständlich von gleicher Wirkung auf die Verminderung des 
europäischen Silbervorraths ist. 

Aus vorstehenden Uebersichten erhellt, dass der Silberexport 
nach Ostasien während der letztverflossenen zehn Jahre mehr 
als die gesammte gleichzeitige Silbereinfuhr aus Amerika in 
Europa in Anspruch genommen hat. Da nun der Ersatz für die 
Abnutzung der schon vorhandenen Silbermünzen und Silber- 
geräthschaften sowie die im Allgemeinen durch die Zunahme der 
Bevölkerung und des allgemeinen Wohlstandes erforderte neue 
Verwendung von Silber an und für sich eher grössere Beträge 
als früher in Anspruch nimmt, so ist die nothwendige Vorbedin- 
gung jenes anhaltenden Silberabflusses nach Asien, die Silber- 
beziehung aus einem anderweitig vorhandenen Silberreservoir 
gewesen. Dieses war, wie später näher erörtert werden soll, in 
der ausserordentlich grossen Silbergeld-Cirkulation einiger Staaten 
gegeben, welche durch allmälige Substituirung von Goldmünze an 
die Stelle eines grossen Theils ihrer bisherigen groben Silber- 
münze, diese wieder als Waare in den internationalen Verkehr 
brachten. Dieser Umstand erklärt es auch allein, wie es zuge- 
gangen ist, dass ungeachtet der Wirksamkeit von so zwei mäch- 
tigen Factoren, — einerseits der enormen Steigerung der Gold- 
gewinnung in Bezug auf Verminderung des Werthes von Gold, 
und andererseits der ausserordentlichen Nachfrage nach Silber 
zur Ausfuhr nach Asien in Bezug auf Erhöhung des Werthes von 
Silber, — also ungeachtet zweier sich gegenseitig äusserst ver- 
stärkenden Tendenzen, die Werthrelation der beiden Edelmetalle 
bisher keine bedeutendere Veränderung erfahren hat, als höchstens 
nur etwa 3 '/* Procent. 

Wenn man das wirkliche Werthverhältniss von Gold und 
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Silber im Weltverkehr zu einer gegebenen Zeit oder den Durch- 
schnitt jener Werthrelation für einen bestimmten längeren Zeit- 
abschnitt mit Genauigkeit feststellen will , . so ist das einfachste 
und sicherste Mittel dazu die Berechnung nach den Londoner 
Silberpreisen. London ist seit längerer Zeit der eigentliche Welt- 
markt für die Edelmetalle, wie es zugleich der grösste Markt für 
flüssige Kapitalien ist Hierher kommen fast ausschliesslich die 
Goldzufuhren aus Australien und nach und nach über Newyork 
auch ein beträchtlicher Theil der californischen Goldgewinnung. 
Die Silberrimessen von Mexiko und der Westküste Amerika's, 
welche mit den Post-Dampfschiffen in Southampton eintreffen und, 
wie schon oben bemerkt, noch immer die Hauptquelle der Silber- 
versorgung der Welt bilden, gelangen ebenfalls auf den Londoner 
Markt, und zwar nicht allein, was davon für Rechnung englischer 
Häuser gekommen, sondern auch grossentheils das für Rechnung 
anderer Handlungshäuser remittirte Silber. Hier in London wird 
jenes amerikanische Silber verkauft und eben von dort wird auch 
ein Theil des Goldes wieder nach dem europäischen Kontinent 
gesendet, in Folge sonstiger Geschäfte und Wechselumsätze oder 
auch unmittelbar zum Ankauf von Silber, hauptsächlich in Frank- 
reich und Belgien, wenn die aus Amerika angekommenen Summen 
für die nächsten Verschiffungen per Ueberlandpost nicht aus- 
reichen. 

In Grossbritannien geschieht das Ausmünzen des Goldes für 
jeden Privaten, der solches Metall in die königliche Münze bringt, 
unentgeltlich. Wer aber auf die Ausmünzung nicht warten will, 
hat dort noch einen bequemeren Weg, um sein Gold in Geld zu 
verwandeln. Die Bank von England ist nämlich gesetzlich ver- 
pflichtet, jedem der Gold von der vorschriftmässigen Feinheit ein- 
bringt, sofort für jede Unze Standardgold Cd' h. von |£ Feinheit) 
77 s. 9 d. in Banknoten zu vergüten, welche Noten dann sogleich 
im Umwechslungs-Bureau der Bank gegen baare vollwichtige So- 
vereigns, zu 77 s. 10 1 /* d. auf die Unze Standardgold ausgeprägt, 
umgetauscht werden können. Die geringe Differenz von l 1 /» d. 
auf die Unze, welche nicht mehr als circa 1.6 Permille (genau ■ s \*') 
beträgt und nur als massige Vergütung für den Zinsenverlust 
während der Ausmünzung gelten kann, ist so irrelevant, dass man 
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für den in Rede stehenden Zweck Gold als Waare und als Münze 
zu gleichem Werth annehmen kann. Der Londoner Preis für 
die Unze Standardsilber (d. h. von |£ Feinheit) bezeichnet also 
ein genau bestimmtes Quantum Gold, und die Vergleichung dieser 
beiden Quantitäten, auf Fein-Metall reducirt, muss ohne Weiteres 
die jedesmalige wirkliche Werthrelation der Edelmetalle im freien 
grossen Verkehr ergeben. 

Man findet allerdings auch in den Courszetteln anderer Handels- 
plätze, wie Paris, Frankfurt, Amsterdam, Berlin, Hamburg u. a. 
den Preis des Goldes, abgesehen von der Münzform, notirt, allein 
eine Ermittelung der Werthrelation aus diesen Notirungen kann 
keineswegs eine solche Zuverlässigkeit gewähren, wie die oben 
besprochene auf Grund des Londoner Silberpreises. Entweder 
bildet dort Gold in Barren oder al marco keinen regelmässig oder 
doch oft vorkommenden Gegenstand des Handels und eine ver- 
einzelte unerwartete Nachfrage von einigem Belang oder ein 
solches Angebot desselben würde ganz bedeutend auf den Preis 
influiren, ohne dessenungeachtet vielleicht befriedigt werden zu 
können, oder auch das Silbergeld, worin der Preis angegeben 
wird, bedeutet nicht nothwendig ein ganz bestimmtes Quantum 
Silber, weil die Ausmünzung nicht unentgeltlich geschieht, oder 
das gemünzte Geld durch Abnutzung an seinem gesetzlichen Ge- 
halt schon merklich verloren hat. In manchem Courszettel ist die 
Notirung für Gold al marco für die grosse Mehrzahl der Cours- 
tage nur nominell, nicht hergenommen aus wirklich vorgekom- 
menen Geschäften und dabei bedungenen Preisen, sondern indirect 
abgeleitet aus dem Cours der Goldmünzen oder dem Londoner 
Wechselcours und nur der formellen Vollständigkeit wegen aus- 
gefüllt. Sehr beträchtlich können die Abweichungen solcher No- 
tirungen von dem wirklichen Verhältniss im Welthandel natürlich 
nicht sein, wegen der verhältnissmässig geringen Kosten der Gold- 
ausmünzung und weil eine beträchtliche Abweichung von der 
Notirung an anderen Plätzen bei der Leichtigkeit der Contanten- 
sendungen gleich auffallen müsste; allein es liegt doch gewiss 
kein Grund vor, die Werthrelation der Edelmetalle nach solchen 
minder genauen Notirungen zu berechnen, wenn man gleichzeitig 
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die maassgebenden Notirungen des Silberpreises in London zu 
diesem Zwecke benutzen kann. 

Diese Bemerkungen vorangestellt, welche hier nicht überflüssig 
erscheinen werden, da es sich bei ihnen um einen ausserordentlich 
wichtigen Punkt handelt, nämlich darum, einen ganz unzweifelhaften 
gleichmassigen Maassstab für die Feststellung der Werthrelation 
der Edelmetalle zur Anerkennung zu bringen, lassen wir jetzt, 
unter Yergleichung der entsprechenden Angaben für das Jahr- 
zehnt von 1841 — 1850, eine Uebersicht der höchsten und nie- 
drigsten sowie der nach den sttmmtlichen Notirungen des Jahres 
ermittelten durchschnittlichen Londoner Silberpreise hier folgen, 
woran sich dann unmittelbar die daraus sich ergebende Werth- 
relation der gleichen Zeiträume anschliessen wird. 

Silberpreis in London. 









Durchichnltti- 




Niedrigster. 


Höchster. 


prei» de» ganzen 




Pence pr. Stand- 


Pence pr. Stand- 


Jähret. 




Unze. 


Unze. 


Pence pr. Stand- 
Unze. 


1841—1850: 


59 
60 */* 


61 »/■ "~ 
61 8 /8 


59 9 /i8 


1851 




61 


1852 




59 7 /s 


616/8 


60 V« 


1853 




61 


62 »/a 


61 V» 


1854 




öl'/s 


62 


61 V» 


1855 




60 5 / 8 


61 8 /4 


61 8 /« 


1856 




60 7 /s 


62 3 /s 


61V* 


1857 




61 1 /* 


62 s /s 


61"/i« 


1858 




60 s /4 


61 7 /8 


61 8 /8 


1859 




61 


62 3 /* 


62 


1860 




61 


62 8 /8 | 


61 8 /8 


1851—16 


(60: 


59 7 /s 


62*/* | 


6 IV) 



1) Vergleicht man diesen Durchschnittspreis des Silbers für 1851 — 1860 
mit demjenigen für 1841 — 1850, so ergibt sich eine Vertheurung des Silbers 
um 3 1 /« pCt.; denn 69»/« : 61*/s a 100 : 103,«s. 
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Werthrelation des Silbers zum Golde nach den Londoner Silber- 
Preisen berechnet. 
(? Pfund fein Silber für ein Pfund fein Gold.) 





Höchster Werth 


Niedrigster Werth 


Durchschnittl. 




des Goldes. 


des Goldes. 


Werth d. Goldes. 


1841—1850: 


15.98 
15.65 


15.38 
15.30 


15.83 


1851 




15.46 


1852 




15.75 


15.30 


15.59 


1853 




15.46 


15.12 


15.33 


1854 




15.48 


15.21 


15.38 


1855 




15.56 


15.27 


15.36 


1856 




15.49 


15.12 


15.33 


1857 




15.39 


15.12 


15.29 


1858 




15.52 


15.24 


15.36 


1859 




15.46 


15.03 


15.21 


1860 




15.46 


15.12 


15.27 


1851—16 


560: 


| 15.75 


15.03 


15.35 



Verglichen mit dem durchschnittlichen Werthverhältniss des 
Goldes zum Silber während der 20 Jahre 1831 bis 1850 (1 : 15.78) 
zeigt der Durchschnitt der Werthrelation im letztverflossenen De- 
cennium 1851—1860 (1 : 15.85) eine Werth-Verringerung des 
Goldes um 2.7 Procent, oder, wie der Engländer es bezeichnen 
wird, und wie auch vom Standpunkte des Weltverkehrs wohl zu- 
treffender erscheint, eine Steigerung des Silberpreises um l 5 /s d. 
per Unze oder um 2.7 Procent 



n. 

Wir gehen nunmehr über zu einer kurzen Darlegung, wie 
sich in verschiedenen fremden Staaten die Münzverhältnisse nach 
der seit 1848 stattgefundenen ausserordentlichen Zunahme der 
Goldproduction gestaltet haben, und werden hierbei zunächst die- 
jenigen Länder ins Auge fassen, in denen seitdem die Gold- 
währung statt der früher dort üblich gewesenen Silberwährung 
zur gesetzlichen oder doch thatsächlich vorwiegenden Geltung 

Zeitschi:, f. Staats*. 1862. I. Heft. 2 
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gekommen ist. Es sind dies die Vereinigten Staaten von Amerika, 
Frankreich, Ober-Italien, die Schweiz, Belgien und Portugal. 



Vereinigte Staaten von Amerika. 

Durch Congressacte vom 18. Januar 1837 war das Münz- 
wesen der Vereinigten Staaten dahin regulirt worden, dass aus 
einer Troy-Unze Gold von 9 /io Feinheit 18 2 */« Eagles a 10 Dollar 
(beziehungsweise halbe Eagles) und aus dem Troy-Pfund Silber 
von 9 /io Feinheit 13 159 /i65 Dollars (beziehungsweise halbe, viertel 
und zehntel Dollars) gemünzt werden sollten. Dies ergiebt auf 
das metrische Pfund fein Gold 33.2808 Eagles, auf das metrische 
Pfund fein Silber 20.7844 Dollars. 

In der nämlichen Congressacte war zugleich bestimmt, dass 
die goldenen 10- und 5 -Dollarstücke zu ihrem Nominalwerth 
gesetzliches Zahlmittel seien. 

Die natürliche Folge der hierdurch angeordneten Doppel- 
wahrung war, dass schon vor der Entdeckung des kalifornischen 
Goldreichthums vollhaltige amerikanische Silbermünzen sich un- 
möglich im Umlauf erhalten konnten. Das durchschnittliche wirk- 
liche Werthverhältniss der Edelmetalle im Weltverkehr war näm- 
lich, wie oben schon erwähnt, in dem Jahrzehnt vor 1850 wie 
1:15.88, und musste mithin die gesetzliche Anerkennung einer 
für Gold viel zu günstig angenommenen Werthrelation von 1 :15.9» 
von selbst dahin führen, mittelst der Goldmünzen die guten Silber- 
münzen zum Einschmelzen oder zur Ausfuhr mit Vortheil auf- 
zukaufen und nur die abgenutzten oder sonst an Metallgehalt 
verringerten Silbermünzen im Umlauf zu lassen. Wenn dieser 
Uebelstand sich vor 1848 nur erst in beschränkterem Maasse 
fühlbar machte, so lag die hauptsächliche Ursache in dem bis 
dahin verhältnissmässig nur geringen Umfange der amerikanischen 
Goldausmünzung. Nachdem jedoch die kalifornische Goldgewin- 
nung grössere Goldquantitäten zur Ausmünzung lieferte, so dass 
in den drei Jahren 1850 bis 1852 zwei mal mehr amerikanische 
Goldmünzen als in den 55 Jahren von 1793 bis 1848 zusammen- 
genommen geprägt wurden, als die Werthrelation der Edelmetalle 
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seit Ende 1850 auf dem Weltmarkte anhaltend um ca. 2 Procent 
oder noch etwas mehr sank (von ca. 15.88 auf ca. 15.45 und 
weniger), da wurde nothwendig der Umlauf guter Silbermünzen 
in den Vereinigten Staaten progressiv beschränkter, und selbst 
von den abgenutzten groben Silbermünzstücken wurden wieder 
die schwereren ausgesucht und eingeschmolzen. Die besseren 
Silbermünzen wurden gegen Gold mit einem Aufgelde von 3 bis 
selbst 4 Procent bezahlt und fast nur die alten spanischen Silber- 
münzen, welche Theilstücke des Piasters vorstellten, im Laufe 
der Zeit sehr abgeschliffen waren und hierdurch meistens mehr 
als 10 Procent an innerem Werth verloren hatten, erhielten sich 
im Umlauf. Die Unhaltbarkeit des bisherigen Münzgesetzes lag 
klar vor Augen und eine durchgreifende principielle Reform des- 
selben liess sich nicht länger mehr abweisen. Die Congressacte 
vom 21. Februar 1853 und einige sich daran schliessende nach- 
trägliche Gesetze trafen zu diesem Zwecke folgende Bestimmungen: 
Der Münzfuss der Goldmünze ward unverändert aufrecht 
erhalten. Zu den bisherigen ganzen und halben Eagles kam 
noch die Ausprägung von goldenen 3-, 2 1 /«-, und 1 -Dollarstücken 
nach gleichem Münzfuss. Ueber die künftige Ausprägung von 
ganzen Dollars in Silber ward stillschweigend hinweggegangen, 
also gesetzlich in deren Münzfuss nichts geändert; die fernere 
wirkliche Ausmünzung dieser Münzsorte ward aber völlig sistirt. 
Rücksichtlich der übrigen Silbermünzen, die bis dahin durchaus 
auf Basis desselben Münzfusses wie die ganzen Dollars ausge- 
prägt worden waren, ward eine wesentliche Reduction ihres 
effectiven Silbergehalts angeordnet. Die Norm der neuen Aus- 
münzung ist nämlich: 
halbe Dollars (früher 206 VO 192 Troy-Grän Silber 9 /io fein 
viertel Dollars (früher 103 1 /«) 96 » 

zehntel Dollars (früher 41 VO 38*/6 „ 
Während früher nach dem gesetzlichen Münzfuss von halben 
Dollars 41.s«88 auf das metrische Pfund fein Silber gingen, ent- 
halten jetzt erst 44.6538 ein solches Pfund fein Silber (die ande- 
ren betreuenden Münzsorten nach Verhaltniss), und ergiebt dies 
eine Werthrelation von 1 : 14.88. 

Zugleich ward bestimmt, dass Niemand gehalten sei, von 

2* 
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dieser neuen Silbermünze mehr als 5 Dollars auf Einmal in 
Zahlung anzunehmen, wodurch dieselbe den Charakter einer 
Scheidemünze erhält, ebenso wie dies bei dem britischen Silber- 
geide der Fall ist. Auch geschieht die Ausprägung dieser neuen 
SilbermUnzen lediglich für Staatsrechnung. Unter diesen Umstän- 
den und da, wie schon gesagt, die Ausprägung von ganzen Silber- 
Dollars völlig eingestellt ist, kann man behaupten, dass in den 
Vereinigten Staaten seit dem 2. Juni 1853 nicht allein factisch, 
sondern auch gesetzlich die Doppelwährung beseitigt und dass 
seitdem dort die Goldwährung zur alleinigen Geltung gekommen ist. 

Wenn dessenungeachtet seit 1853 die Silbergeld-Ausmünzung 
in den Vereinigten Staaten eine sehr bedeutende gewesen ist, 
so erklärt sich dies daraus, dass der Vorrath an Silbergeld durch 
die vorhergegangene massenhafte Einschmelzung oder Ausfuhr 
aller noch einigermaassen gewichtigen Stücke sehr vermindert 
war und nun statt deren sowie der eingezogenen Beträge durch- 
weg neue Münze für das ganze Bereich der Vereinigten Staaten 
zu emittiren war. 

Die Ausmünzung des Goldes geschieht in den Vereinigten 
Staaten für jeden Privaten der Gold einbringt gegen Vergütung 
der wirklichen Affinirungsauslagen und V* Procent Münzkosten. 
— Es steht übrigens dort jedem Privaten frei, unter einein be- 
liebigen Stempel, nur nicht dem der Staatsmünze, Gold zu 
prägen, zu dessen Annahme als eines gesetzlichen Zahlmittels 
indess Niemand verbunden ist. 

Auf der öffentlichen Münze werden auch auf den Wunsch 
der Einbringer Goldbarren, entweder ganz fein oder von 9 /io Fein- 
heit, angefertigt und mit Angabe des Gewichts und des Feinge- 
halts gestempelt, gegen Vergütung von nur 6 Cents für 100 Dol- 
lars und Ersatz der wirklichen Scheidekosten. 

Die Ausmünzungen in den Vereinigten Staaten haben nach 
den officiellen Uebersichten seit 1793 betragen: 



1793-1810 
1811-1830 
1831-1840 
1841-1848 



Gold. 

4,265,032 Dollars 
5,069,602 „ 

18,791,862 . 

48,453,808 . 



Silber. 

5,009,620 Dollars 
22,751,858 
27,199,779 „ 
18,245,705 „ 
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Gold. 




Silber. 


1849: 


9,007,761 Dollars 


2,114,950 Dollars 


1850: 


31,981,738 


» 


1,866,100 „ 


1851: 


62,614,492 


» 


774,397 „ 


1852: 


56,846,187 


» 


999,410 „ 


1853: 


55,213,906 


» 


9,077,571 „ 


1854: 


52,094,595 


» 


8,619,270 „ 


1855 : 


41,166,557 


»> 


2,893,745 „ 


1856: 


58,936,893 


» 


5,347,070 „ 


1857: 


48,437,964 


» 


3,375,608 „ 


1858: 


51,841,434 


» 


9,028,531 „ 


1859: (bis 30. Juni) 


19,777,419 


» 


4,699,224 ,, 



1849-1859: | 487,918,946 Dollars | 48,795,876 Dollars. 

Der Betrag der in Gemässheit des Münzgesetzes vom 21. Fe- 
bruar 1853 ausgeprägten neuen Silbermünze betrug bis zum 
30. Juni 1859 zusammen 41,615,046 Dollars. 

In Betreff der goldenen Ein-Dollarstücke bemerkt der Bericht 
des Münz-Directors Snowden (vom 5. Nov. 1859), dass die ur- 
sprüngliche kleine Form derselben unpassend und unbeliebt sei, 
weshalb man dieselben (zum Betrage von ca. 11 Millionen Dol- 
lars) wieder einziehen möge. In denjenigen Staaten der Union, 
wo die Emissionen von Banknoten in kleinen Appoints gestattet 
sei, habe übrigens diese Münzsorte nur wenig Eingang gefunden. 
Eine wesentliche Vermehrung derselben erscheine nicht rathsam. 
Die Summe der seit 1849 bis 1859 ausgemünzten goldenen 
Ein-Dollarstücke ist 15,789,196 Dollars. 

Die auf den Zollämtern deklarirte Einfuhr und Ausfuhr von 
Edelmetall in den Vereinigten Staaten wird im Bericht des Schatz- 
amts vom 22. December 1859 wie folgt angegeben: 



1847 
1848 
1849 



Einfuhr. 
Dollars. 



24,121,289 
6,360,224 
6,651,240 



Ausfuhr. 
Dollars. 



1,907,024 
15,841,616 

5,404,648 



Mehr-Ausfuhr, 
Dollars. 



9,481,392 



M e h r-E i n f u h r. 
Dollars. 



22,214,265 ') 
1,246,592 



1) Diese ausnahmsweise ansserordentliche Mehr-Einfuhr an Kontanten 
erklärt sich aus den sehr beträchtlichen Ausfuhren von Cerealien aus den 
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Einfuhr. 


Ausfuhr. 


Mehr-Ausfuhr 


Mehr-Einfuhr. 




Dollars. 


Dollar«. 


Dollars. 


Dollars. 


1860 


4,628,792 


7,522,994 


2,894,202 


— 


1851 


5,453,592 


29,472,752 


24,019,160 


— 


1852 


5,505,044 


42,674,135 


37,169,091 


— 


1853 


• 4,201,382 


27,486,875 


23,285,493 


— 


1854 


6,958,184 


41,436,456 


34,478,272 


— 


1855 


8,659,812 


56,247,343 


52,587,531 


— 


1856 


4,207,632 


45,745,485 


41,537,853 


— 


1857 


12,461,799 


69,136,922 


56,675,123 


— 


1858 


19,274,496 


62,633,147 


33,358,651 


— 


1859 


: 6,369,703 


63,887,411 


57,517,708 


— 



Aus dieser üebersicht, welche selbstverständlich, wie alle 
Listen dieser Art, nur einen ungefähren Nachweis giebt, da 
manche Ausfuhr wie Einfuhr von Kontanten ohne alle Deklaration 
geschieht und insbesondere die Einwanderer im Ganzen nicht 
unbeträchtliche baare Summen undeklarirt werden mitgebracht 
haben, lässt sich jedenfalls so viel abnehmen, dass allerdings der 
grösste Theil der kalifornischen Goldausbeute ausser Landes ge- 
gangen, dass aber doch der Baarvorrath in den Vereinigten 
Staaten sich seit 1848 beträchtlich vermehrt haben muss. 

In früheren Jahren wurde in den dem Congress vorgelegten 
Berichten des Schatzamtes mitunter auch eine Schätzung des 
in den Vereinigten Staaten muthmaasslich vorhandenen Baarvor- 
raths mitgetheilt. So im Berichte vom 4. December 1854. Hier- 
nach sollte u. A. der Baarvorrath betragen haben : 



Jahr. 
1816: 


im Umlauf; 


in den Banken ; 


Zusammen. 




Millionen Dollar. 


Millionen Dollar. 
15 bis 19 


Millionen Dollar. 

22 V« bis 26 V» 


(CrawFord und 
Gallatin) 


1830J 

1840: 

1847: 
1849: 


10 
8 

50 
85 
77 


22 
15 
33 
35 
43 


32 

23 

83 

120 

120 


(Gallatin) 

(Sanford) 

(WoodburV) 

(Schatzamt) 

(do.) 


1851: 


138 


48 


186 


(do.) 


1854: 


181 


| 60 


241 


(do.) 



Vereinigten Staaten nach Europa zu hohen Preisen, in Folge der allge- 
meinen Missernte in den meisten europäischen Ländern im Jahre 1846. 



auf das Müniwesen der handeltreibenden Länder. 
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Es lässt sich wohl nicht bezweifeln, dass die vorstehenden 
Schätzungen in Bezug auf die früheren Perioden vor 1840 er- 
heblich zu niedrig sind, und dass nur was die Baarbestände in 
den Banken anlangt ein einigermaassen zuverlässiger Anhalts- 
punkt gegeben ist. Die Schätzungen für die nämlichen Perioden 
differiren nicht selten ganz wesentlich (z. B. für 1830). Dar- 
über aber herrscht völlige Uebereinstimmung, dass in den zwan- 
ziger und im Anfange der dreissiger Jahre die Menge der baaren 
Umlaufsmittel in den Vereinigten Staaten, in Folge der von den 
Regierungen wie von der öffentlichen Meinung unterstützten über- 
mässigen Ausdehnung der Papiergeld-Cirkulation, sehr beschränkt 
war, dass aber seit 1837, eine ausserordentliche Zunahme des 
baaren Geldes stattgefunden hat. 

Namentlich in den letzten Jahren seit 1857 sind in den 
Verhältnissen der Banken hinsichtlich ihrer Noten-Circulation und 
ihrer Baarvorräthe sehr wesentliche Veränderungen vor sich ge- 
gangen, wie sich aus nachstehenden Auszügen aus den officiellen 
Zusammenstellungen des Bankwesens in den Vereinigten Staaten 
auf den ersten Blick entnehmen lässt. 



1848. 


1857. 


1858. 


1859. 


1860. 


751 


1416 


1422 


1476 


1562 


204,838,157 


370,834,686 


394,622,799 


401,976,242 


421,880,095 


16,369,765 


58,349,838 


74,412,832 


104,537,818 


83,594,537 


128,506,091 


214,778,822 


155,208,344 


193,306,818 


207,102,477 



Zahl der Banken 
nebst Zweigbanken: 
Kapital : Dollars 

Baarvorrath : „ 

Notencirculation . 



Für die Aufgabe, welche uns in gegenwärtigem Aufsatze 
vornämlich beschäftigt, glauben wir schliesslich folgende Momente 
hervorheben zn müssen. 

Der Uebergang zur Goldwährung ist in den Vereinigten 
Staaten ohne alles Widerstreben von irgend einer Seite und ohne 
alle merkliche Störung des Verkehrs vor sich gegangen. Es 
scheint dort nicht eine einzige beachtenswerthe Stimme laut ge- 
worden zu sein, welche auf Beibehaltung oder eine Wieder- 
herstellung der Silberwährung im Interesse der Stabilität des 
Geld-Werths gedrungen hätte. 

Die kalifornische Goldproduction hat den Vereinigten Staaten 
die Mittel verschafft, unter Durchführung der Goldwährung, die 
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bisherige Übermässige und schwach fundirte Papiergeld-Circulation 
wesentlich zu beschränken, und hat ein ansehnlicher Theil des 
neu gewonnenen Goldes dort dauernde Verwendung gefunden. 

Zu den Silberverschiffungen nach Ostasien von 1851 bis 
1860 werden die Vereinigten Staaten wenig hergegeben, vielmehr 
selbst zur Herstellung ihres Bedarfs an Silbergeld, welches durch 
das Münzgesetz von 1853 zur Scheidemünze umgeschaffen ist 
und als solche wegen des den inneren Werth übersteigenden 
Nominalwerths im Lande bleibt, nicht unbeträchtliche Summen 
Silber neu in Anspruch genommen haben. Nachdem aber hier- 
von über 40 Mill. Dollars in Umlauf gesetzt worden, dürfte eine 
Fortdauer so ausgedehnter Silberausmünzungen, wie in den letzten 
Jahren in den Vereinigten Staaten nicht mehr stattfinden. 



Frankreich. 

Drei Factoren sind es, welche für die letztere Zeit und auch 
jetzt noch in Betreff der Werthrelation der Edelmetalle ganz vor- 
wiegend in Betracht kommen, nämlich die ausserordentliche Gold- 
gewinnung in Kalifornien und Australien, der beträchtliche an- 
haltende Silberabfluss nach Ostasien, das französische Münzwesen. 
Es sind selbstverständlich noch eine Menge andere Momente und 
Umstände mehr oder minder mit bestimmend, allein sie sämmtlich 
erscheinen bei näherer Prüfung von nur geringer Einwirkung und 
sehr untergeordneter Bedeutung, verglichen mit den vorgenannten 
drei Factoren. Unter diesen ist aber der unmittelbare Einfluss der 
eigenthümlichen französischen Münzverhältnisse eben so wichtig 
gewesen, wie der beiden anderen, wenn derselbe auch nicht 
immer die ihm gebührende gleiche Berücksichtigung zu finden 
pflegt. Um so angemessener wird es sein, diese Verhältnisse 
und die sich hieran knüpfenden maassgebenden Auffassungen, so 
weit sie bisher für die Gestaltung der Werthrelation der Edel- 
metalle seit 1848 von entscheidender Bedeutung gewesen sind 
und dies aller Wahrscheinlichkeit nach auch in den nächsten 
Jahren noch sein werden, hier in allen ihren wesentlichen Punk- 
ten und im Zusammenhange darzulegen. 

Das gegenwärtige französische Münzwesen ist, wie das 
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metrische Maass- und Gewichtsystem, ein Ergebniss der ersten 
französischen Revolution und zwar bildet ein am 12. December 
1790 der Nationalversammlung vorgelegter ausführlicher Bericht 
von Mirabeau den Ausgangspunkt. Dieser Bericht enthalt eine 
so klare, vollständige und richtige Theorie des Geldes, verbunden 
mit entsprechenden praktischen Grundsätzen und Vorschlägen, 
dass derselbe noch jetzt die grösste Anerkennung verdient. Die 
willkürliche, hin und her schwankende Tarifirung des gegen- 
seitigen Werths der Gold- und Silbermünzen und der Uebergang 
von der einen Währung zur anderen hatte in früheren Jahr- 
hunderten nicht wenig zu den ärgsten Münzwirren beigetragen 
und die neue Regulirung sollte dieser Gefahr für die Zukunft 
dauernd vorbeugen. Im Eingange des Gesetzentwurfs ward des- 
halb erklärt: 

„In Erwägung, dass die Münze als allgemeines Werthmaass 
nicht allein unveränderlich sein, sondern auch in allen ihren 
Theilen dieselben Verhältnisse behalten muss, was jedoch nicht 
sein kann, wenn man zusammen Gold und Silber als constitutio- 
nelles Maass anwendet, weil das gegenseitige Werthverhältniss 
zwischen diesen beiden Metallen einer Veränderung zu sehr 
unterliegt, dass mithin ein einziges Edelmetall als Maass oder 
konstitutionelle Münze dienen muss; 

in Erwägung ferner, dass ein und dasselbe Metall nicht 
hinlänglich getheilt werden kann, um für die wohlfeilsten Gegen- 
stände zu dienen, noch auch für Gegenstände eines hohen Werthes 
gut passt, und es daher nothwendig ist, noch andere Werth- 
zeichen zu adoptiren, welche jedoch lediglich nur additionelle Zeichen 
und Repräsentanten der Constitution eilen Münze sein werden: 

Beschlossen : 

1) Es wird zwei Sorten Münzen (signes monetaires) in 
Frankreich geben: die constitutionelle Münze und die 
additioneilen Zeichen ; 

2) zur Herstellung der constitutionellen Münze wird man 
Silber anwenden: 

3) zur Herstellung der additionellen Werthzeichen wird 
man Gold und Kupfer anwenden." 

Zur Motivirung dieser Sätze bemerkt Mirabeau in seinem Berichte : 
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»Gold, Silber und Kupfer sind die Metalle, welche in unseren 
Tagen am allgemeinsten als Münze benutzt werden. Ein fast 
allgemeiner und in seinen Folgerungen sehr wichtiger Irrthum 
hat diese drei Metalle auf die nämliche Linie gestellt, um daraus 
mit gleicher Berechtigung Münzen zu schlagen. Die erfahrensten 
Münzmeister, die scharfsinnigsten Denker stimmen aber darin 
überein, dass man sich nur eines einzigen Metalls als Werth- 
repräsentanten bedienen muss. Und dies ist auch von selbst ein- 
leuchtend, weil die Münze ein Maass ist, und weil ein Maass die 
nämlichen Verhältnisse in allen seinen Theilen haben muss. 
Nun aber ist es unmöglich im Golde und im Kupfer die näm- 
lichen Verhältnisse zu finden wie im Silber. Diese rein künst- 
liche Konfusion hat dahin geführt, ein festes Verhältniss zwischen 
Gold und Silber ermitteln zu wollen. Da nun aber in Wirklich- 
keit dies Verhältniss unaufhörlich schwankt, weil das Gold, je 
nachdem es mehr oder weniger selten ist, auch mehr oder weni- 
ger theuer ist, so hat man dieses Schwanken benutzt, um die 
Münzwissenschaft immer unverständlicher zu machen, und diese 
Dunkelheit dann wieder gemissbraucht zu sehr lukrativen ministe- 
riellen Operationen oder, richtiger gesagt, zu sehr betrügerischen 

Manipulationen. Hieraus ist aber keineswegs zu schliessen, 

dass man die Anfertigung von Münzsorten aus anderen Metallen 
auszuschliessen hat. Man kann Silber zum Werthmaass wählen, 
weil die Silberminen ergiebiger sind, als die Goldminen, aber 
man kann zur Erleichterung des Handels auch von anderen 
Stoffen Gebrauch machen. — — Man wird sich des Goldes be- 
dienen können, um Münzen herzustellen zum Ankauf von Gegen- 
ständen grossen Werths und zur Bequemlichkeit auf Reisen; 
allein diese Goldsorten werden im Preise variiren je nach dem 
Ueberfluss oder der Seltenheit des Goldes und werden mehr 
Waare als Geld sein. Das Gepräge wird bei den Goldmünzen 
dazu dienen den Feingehalt und das Gewicht in authentischer 
Weise zu bezeugen, nicht aber um denselben einen festen und 
unveränderlichen Werth beizulegen." 

Im Hinblick auf diese -treffende Darlegung der Unzulässigkeit 
einer Doppelwährung gleich bei der ursprünglichen Begründung 
des neuen Münzsystems sollte man annehmen, dass kein Land 
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mehr als Frankreich gegen die Wiederkehr solcher Missgriffe 
geschützt gewesen sei; aliein es ist gerade das Gegentheil da- 
von eingetroffen. 

In den Jahren 1791 bis 1794, als Frankreich die Assigna- 
ten- und Mandaten-Wirthschaft zu erdulden hatte, we.Iche dort 
für mehrere Generationen einen so allgemeinen und gründlichen 
Widerwillen gegen alles und jedes Papiergeld, wie wohl nirgend 
sonst, herbeigeführt hat, blieb einstweilen die wirkliche Ausführung 
der Münzreform auf sich beruhen. Man beschränkte sich zunächst 
darauf, in Verbindung mit dem allgemeinen metrischen System, 
durch Gesetz vom 28 Thermidor III den Franc, im Gewicht von 
5 Gramm Silber von 9 /io Feinheit als Münzeinheit zu erklären, 
und als Norm der Goldausmünzung eine Münze von 10 Gramm 
Gold von 9 /io Feinheit ohne bestimmten Nennwerth vorzuschrei- 
ben. Als darauf unter dem Directorium die Münzfrage wieder 
aufgenommen wurde, schloss sich der neue Gesetzentwurf, dessen 
Berichterstatter im Rathe der Fünfhundert Prieur und im Rathe 
der Alten Cretet war, den von Mirabeau aufgestellten Grund- 
sätzen durchaus an. In beiden Berichten werden in unzweideu- 
tigster Weise als Fundamentalsätze des französischen Münzwesens 
aufgestellt : 

1) Annahme eines einzigen Metalls als Standard (etalon); 

2) Wahl des Silbers zu diesem Zwecke, und demgemäss 
Unterordnung des Goldes; 

3) enge Verbindung des Münzsystems mit dem allgemeinen 
metrischen System. 

Der Entwurf wurde nicht zum Gesetze erhoben. Abgesehen 
von anderen Abweichungen konnten die Räthe sich auch über 
die Bestimmung in Betreff der Goldmünzen nicht einigen, indem 
der Vorschlag, die auszuprägenden Goldstücke von 10 Gramm 
jährlich nach der auf dem Weltmarkt bestehenden Werthrelation 
zu tarifiren und sie hiernach als gesetzliches Zahlungsmittel gel- 
ten zu lassen, Widerspruch fand. 

Um dieselbe Zeit sprach das National-Institut in einem von 
ihren berühmtesten Mitgliedern unterzeichneten Gutachten über 
das Münzwesen sich für die Aufrechthaltung der alleinigen Silber- 
währung aus, dabei aber für die Prägung einer Goldmünze von 
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8 Gramm, welche zum Werthe von 25 Francs umlaufen könne, 
da die daraus sich ergebende Werthrelation von 1 :15 5 /s statt 
lö'/a nach der Erklärung der Kaufleute kein Hinderniss sein 
werde. 

Einige Jahre später während des Consulats kam das defini- 
tive französische Münzgesetz (vom 7 Germinal an XI oder 28. 
März 1803) zu Stande und zwar nach solchen Vorarbeiten und 
in einer solchen Fassung, dass gerade der Hauptpunkt, dessen 
Erledigung die früheren Berichterstatter und Entwürfe so eif- 
rigst erstrebt hatten, die Ausschliessung der Doppelwährung wie- 
der ungewiss wurde und einander widersprechende Auslegun- 
gen hierüber später vorkommen konnten. 

Die Grundidee des vorgeschlagenen neuen Münzgesetzes wird 
in folgender Stelle des Berichtes des Finanzministers Gaudin in 
einer Deutlichkeit, wie man sie nicht besser wünschen kann, 
dargelegt : 

„Der Entwurf des Münzsystems scheint den Preis und Werth 
des Silbers für immer feststellen zu müssen. Der Preis wird 
gesichert sein gegen die Progressionen, welche er seit entfern- 
ten Zeiten bis jetzt allmälig erfahren hat ; weder Ueberfluss noch 
Mangel an Silber werden je Gewicht, oder Feingehalt, oder Werth 
des Francs ändern können. Man wird dem nicht ausgesetzt sein, 
eine Rückzahlung mit geringeren Werthen bewerkstelligt zu sehen, 
als mit denen das Ausleihen geschehen ist. Ihre Benennung 
wird dem Werthe ganz gleich kommen. Wer 200 Francs aus- 
leiht, wird niemals mit weniger als mit 1 Kilogramm Silber, das 
immer 200 Francs, nie mehr und nie weniger, werth sein wird, 
seine Rückzahlung erhalten. Der Ueberfluss oder die Seltenheit 
an Silber wird auf Handelsartikel und Eigenthumsgegenstände 
Einfluss haben, indem ihre Preise sich natürlich im Verhältniss 
der Zahlungsmittel reguliren werden, aber Silber wird stets den 
nämlichen Preis behaupten. So wird man in diesem System 
Festigkeit und Gerechtigkeit finden. 

Das metrische System wird das Gewicht des silbernen Francs 
regeln, und der Werth dieses Francs denjenigen der anderen 
Münzstücke bestimmen. Gold wird zu Silber in dem Werthver- 
hältniss stehen wie 1 zu 15 1 /«- Wenn im Laufe der Zeit Er- 
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eignisse (evenements) eintreten sollten, welche dies Werthver- 
hältniss zu ändern zwingen, so wird allein das Gold umgeprägt 
werden müssen. Die Herstellungskosten belaufen sich nur auf 
V* Procent und. diese Kosten werden den Eigenthttmern der 
Goldmünzen zur Last fallen." 

Auffallend muss es erscheinen, dass gegenüber der vor- 
stehenden so bestimmten Erklärung wegen der dem ganzen 
System zum Grunde gelegten Münzeinheit des Francs zu 5 Gramm 
Silber von 9 /io Feinheit, hinsichtlich der sekundären Goldmünze 
keiner der beiden bis dahin angeregten Vorschläge, nämlich die 
Werthbestimmung der zu einem Gewicht von einer bestimmten 
Zahl (10 oder 8) Gramm Münzgold auszuprägenden Goldmünzen 
entweder lediglich dem Handel zu überlassen, oder doch wenig- 
stens eine periodische oflicielle Tariiirung derselben vorzuschrei- 
ben, festgehalten wurde. Der Minister Gaudin beantragte statt 
dessen, ohne Rücksicht auf ein passendes Verhältniss zum metri- 
schen System, unter Beibehaltung der im Münzedict vom 30. Octo- 
ber 1785 vorgeschriebenen Werthrelation ') der Edelmetalle von 
1 : 15 ] /2, Goldstücke zum Werthe und mit der ausdrücklichen 

1) Von 1726 bis 1785 wurden gesetzmässig 30 Stück Louisd'or zu 
24 Livres aus der französischen Mark zu 22 Karat fein gemünzt, was eine 
Werthrelation von 1 : 14'/» ergiebt. Das Münzedict von 1785 bestimmte 
den Münzfuss auf 32 Stück Louisd'or zu 24 Livres auf die nämliche Mark, 
also eine Werthrelation von 1 : 15'/<- Im Eingange der königl. Deklaration 
von 1785, welche die Einziehung der älteren Goldmünze verfügte, heisst 
es: „die wachsame Aufmerksamkeit, welche Wir allem zuwenden, was das 
Wohl unserer Unterthanen und des Staats interessiren kann, hat uns er- 
kennen lassen, dass seit einigen Jahren der Preis des Goldes im Handel 
gestiegen ist, dass das Verhältniss der Mark Gold zur Mark Silber, das in 
Frankreich unverändert gebliehen , nicht mehr demjenigen entspricht , das 
in anderen Ländern allmälig angenommen ist, und dass der Metallwerth 
unserer Goldmünzen höher ist als ihr Nennwerth ; was zur Folge hat, dass 
die Spekulation dieselben nach dem Auslande verkaufen lässt und selbst 
durch den Reiz eines beträchtlichen Gewichts zu dein durch die bestehen- 
den Verordnungen verbotenen Einschmelzen derselben verleitet". — Die 
wirkliche Werthrelation des Goldes zum Silber auf dem Weltmarkt war 
übrigens sowohl 1785 wie 1803 nicht so hoch, wie die französischen Münz- 
gesetze sie annahmen. Die durchschnittliche Werthrelation war nämlich, 
nach den hamburgischen Courszetteln berechnet , i. J. 1785 wie 1 : 14.9« 
und im Jahre 1803 wie 1 : 16.«. 
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Angabe von 20 Ffancs prägen zu lassen. Als Motiv hierfür 
wird in seinem Berichte geltend gemacht, dass dies für das 
Publikum bequem sein werde. Es dürften jedoch noch einige 
andere Gründe für diese, in ihren Folgen so ausserordentlich 
wichtig gewordene Maassregel entscheidend gewesen sein. Gau- 
din ging vermuthlich von der Voraussetzung aus (welche sich 
auch in der That beinahe 50 Jahre lang bewährt hat), dass 
der Werth des Goldes eine steigende Tendenz behalten werde, 
wie dieselbe seit den letzten drei Jahrhunderten vorlag, und dass 
in diesem Falle die vorläufige Fixirung einer Werthrelation von 
15 x /2 für die Goldausmünzung keine praktische Schwierigkeit 
haben könne. Die Goldmünze werde in der Regel gegen ihren 
Nennwerth ein wechselndes Agio bedingen, also in Frankreich 
nur für gewisse Zwecke als Zahlungsmittel benutzt, verhältniss- 
mässig wenig gemünzt, und wenn zu viel davon im Umlauf sei, 
bald durch Einschmelzung oder Ausfuhr auf einen geringeren 
Vorrath gebracht werden, eine Beeinträchtigung der Silberwährung 
sei mithin von der zu gestattenden Ausmünzung von goldenen 
20 Francstücken nicht zu besorgen. Und hierzu kam noch ein 
anderer praktischer Grund, der allein schon hinreichen musste, 
die neue Maassregel zur Ausführung zu bringen, nämlich der ent- 
schiedene persönliche Wille Napoleon's, dass nach Analogie der 
früheren Louisd'or, welche 4 Sechslivrethaler galten, künftig Gold- 
stücke zu 4 Fünffrancthaler geprägt werden sollten '). 

Der Vorschlag des Ministers Gaudin fand im Staatsrathe 
im Uebrigen völlige Zustimmung und wurde insbesondere die 
Fundamentalbestim mung der unveränderlichen Münzeinheit des 



1) Diese Notiz verdanken wir einer gelegentlichen Mittheilung im Be- 
richte der Mehrheit der nationalräthlichen Münzcommission in Bern vom 
14. Januar 1860. Es wird daselbst aus einem Briefe des schweizerischen 
Consuls Borel in Brüssel folgendes angeführt. 

„J'ai beaucoup connu, schreibt Herr Borel, Monsieur Raniel, ministre 
de finances en France sous la Convention et le Directoire et le principal 
fondateur du Systeme monetaire francais. II rejettait tout a fait sur les 
ministeres qui ont suivi le sien et sur Napoleon I. la faute d'avoir etabli 
un rapport fixe entre l'or et l'argent. Mais Napoleon voulait des pieces 
d'or de 4 ecus de fr. 5 comme on avait eu autrefois des louis de 4 ecus 
de six livres> 
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Francs zu 5 Gramm Silber von 9 /io Feinheit vom Berichterstatter 
Beranger auf das nachdrücklichste und anerkennendste hervor- 
gehoben. Nur bezüglich der vorgeschlagenen Goldmünzen mit 
bestimmter Werthangabe in Francs wurden Bedenken geäussert 
Allein gegen das entschiedene Festhalten dieses Punktes seitens 
der Regierung mussten alle Bedenken sich zurückziehen. Was 
man indess zur Vorbeugung von Missdeutungen die aus der Zu- 
lassung von Goldmünzen, auf eine bestimmte Summe Francs lau- 
tend, hervorgehen möchten, noch thun konnte, geschah, indem 
die Bestimmung über die Münzeinheit des ganzen Systems nicht 
in der Reihe der übrigen Artikel des Münzgesetzes ihren Platz 
fand, sondern in eminenter Weise als allgemeine Anordnung (dis- 
position generale) allen Titeln des Gesetzes als besonderer Satz 
vorangestellt wurde. Und in der Vorlage, welche wegen der 
neuen Münzregulirung an die damaligen gesetzgebenden Körper- 
schaften gebracht wurde, wird ausdrücklich erklärt: »Die voran- 
gestellte allgemeine Anordnung hat den Zweck einer Entwerthung 
des Standards vorzubeugen und alle Werthveränderungen, welche 
zwischen den Münzmetallen eintreten können, auf einen festen 
Punkt zurückzuführen. Es ergibt sich hieraus eine Sicherheit für 
die Ausführung aller commerzieller Transactionen und für die 
Conservirung des Eigenthums, wie wir solche in der Münzgesetz- 
gebung keines anderen Volkes bemerken.« 

Die für unsern Zweck in Betracht kommenden Bestimmungen 
des nach wiederholter Umarbeitung des Entwurfs schliesslich be- 
liebten, noch jetzt in Kraft befindlichen französischen Münzgesetzes 
vom 26. März 1803 lauten folgendermaassen : 

»Allgemeine Anordnung.« 

»Fünf Gramm Silber, in dem Feingehalt von neun Zehntheilen, 
bilden die Münzeinheit, welche den Namen »Franc« erhält.» 

Von der Verfertigung der Münzen. 
Erster Titel. 
»1. Art. Die Silbermünzstücke sollen bestehen aus einem 
Viertelfranc, einem halben Franc, aus Dreiviertelfranc ') , aus 
einem Franc, aus zwei Francs und aus fünf Francs.« 

1) Dieie Auipr<gung in nicht cur Aufführung gekommen. 
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»2. Art. Ihr Gehalt ist festgesetzt auf neun Zehntel fein und 
ein Zehntel Zusatz.« 

(Art. 3 bestimmt das Gewicht der verschiedenen Silbermünz- 
sorten nach obiger allgemeiner Anordnung; Art. 4 und 5 han- 
deln von der Toleranz im Feingehalt und Gewicht der Silber- 
münzen.) 

»6. Art. Es sollen Goldstücke geprägt werden zu 20 Francs 
und zu 40 Francs *).« 

»7. Art. Ihr Gehalt wird ebenfalls auf 9 Zehntel fein und 
ein Zehntel Zusatz festgesetzt.« 

»8. Art. Die Stückelung der 20 Francstücke soll so erfolgen, 
dass aus dem Kilogramm 155 Stück, und ebenso von den 40 
Francstücken 77 1 /» Stück aus dem Kilogramm geprägt werden.« 

(Art. 9 und 10 handeln von der Toleranz im Feingehalt und 
Gewicht der Goldmünzen.) 

»11. Art. Von denjenigen, welche Gold oder Silber, es sei 
in Münzsorten oder in Barren, in die Münze bringen, kann nicht 
mehr als die Fabrikationskosten gefordert werden. Diese Kosten 
sind auf neun Francs für das Kilogramm Gold und auf drei Francs 
für das Kilogramm Silber festgesetzt 2 ). 

Wenn man den klaren Wortlaut der dem Gesetze voran- 
gestellten allgemeinen Anordnung ansieht und dabei die der Be- 
liebung des Gesetzes vorangegangenen officiellen Verhandlungen 
und Motivirungen in Betracht zieht, so kann man unmöglich in 
Abrede stellen, dass dem französischen Münzsystem die alleinige 
Silberwährung zum Grunde liegt, indem es die Absicht der 
Gesetzgebung gewesen ist im Franc von 5 Gramm Silber zu 9 /io 
Feingehalt (also von 4 1 /» Gramm fein Silber) ein unabänderliches 

1) Durch Gesetz vom 3. Mai 1848 ward die Ausprägung von goldenen 
10 Francstücken, durch Gesetz vom 12. Januar 1861 von goldenen 6 Franc- 
stücken verfügt. Die Ausprägung der 40 Francstücke ist seit 1854 auf- 
gehoben. 

2) Diese Hünzkosten sind seitdem, wie folgt, verändert: für Silber 
durch Decret vom 25. Februar 1835 auf 2 Francs, und durch Decret vom 
22. Mai 1849 auf 1 Fr. 50 C. per Kilogramm ; — für Gold durch Decret 
vom 25. Febr. 1835 auf 6 Fr., und durch Decret vom 22. März 1854 wieder 
etwas erhöhet, nämlich auf 6 Fr. 70 Ct. pr. Kilogramm (wegen der Mehr- 
kosten durch Ausprägung der 10- und 5-Francstücke). 
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Werthmaass für alle Zukunft zu schaffen. In dieser Beziehung 
muss man Herrn M. Chevalier vollständig Recht geben. Anderer- 
seits ist aber nicht minder richtig, dass die ohne Einschränkung 
aufgestellte, ebenso klare Vorschrift desselben Gesetzes : aus dem 
Kilogramm Gold von 9 /io Feinheit sollen 155 Zwanzigfrancstücke 
geprägt werden, die Bestimmung in sich schliesst, dass so lange 
eine gesetzliche Abänderung dieser Vorschrift nicht stattgefunden 
hat, auch die demgemäss ausgeprägten Goldmünzen zu ihrem 
Nennwerth legales Zahlungsmittel seien, für den Werthbegriff des 
Francs also ebenfalls T ^ T Kilogramm (32 Centigramm 2581) 
Münzgold oder ungefähr 29 Centigramm fein Gold in Anwendung 
komme. — 

Fast ein halbes Jahrhundert lang hat das französische Münz- 
gesetz von 1803, trotz jenes darin enthaltenen inneren Wider- 
spruches, keinerlei Unzuträglichkeiten herbeigeführt, weil, wie 
schon vorhin erwähnt, die praktische Bedeutung jenes Widerspruchs 
wenig in Frage kommen konnte, so lange die Werthrelation der 
Edelmetalle im Weltverkehr höher stand als 1 : 15 1 /« ')> und dem- 
nach nur eine ausnahmsweise Verwendung der Goldmünzen in 
Frankreich statt fand. 

Aus der Zeit vor 1848 erinnern wir uns nur eines Auf- 
satzes, der in eingehender Weise das Bedürfniss einer wesent- 
lichen Reform des französischen Münzwesens in Bezug auf die 
Doppelwährung erörtert hat, nämlich von Ch. Coquelin aus dem 
Jahr* 1843 2 ). Der Verfasser schätzt schon den damaligen Baar- 
vorrath Frankreichs auf 3500 Millionen Francs und den jährlichen 
Verlust, den das Land durch diese unnöthige Anhäufung eines 
unproductiven Kapitals, während nach dem Vorbilde Englands etwa 
750 Millionen Fr. Edelmetall den gleichen Zweck genügend er- 
füllen könnten, auf 137 '/» Millionen Fr. Das schwerfällige Silber- 
geld passe nicht mehr für den Aufschwung, den die Transactionen 
in neuerer Zeit genommen. Eine fortschreitende Entwertung be - 

1) Die durchschnittliche Werthrelation im freien Verkehr war nämlich : 
1801—10: 16,ei ; — 1811—20: 15,6i ; — 1821—30: 15,m; — 1831-40: 
16,7»; — 1841—50: 15,si. 

2) D'une retorme du regime mondtaire en France in der Revue, des 
deux mondes (1843) Nouv. slr. T. VIII. p. 361—374. 

Zeiteohr. f. Staate*. 1862. I. Heft. 3 
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der edlen Metallen sei wahrscheinlich, allein allem Anschein nach 
werde diese Entwerthung beim Silber viel stärker sein. Hierauf 
weise hin die Erfahrung der Vergangenheit, indem die Werth- 
relation zu Gunsten des Goldes allmälich von 1 : 10 auf 1 : 15 3 /4 
gestiegen, ferner der Zustand der Minen, wo mit Sicherheit für 
die Silbergewinnung schnellere und beträchtlichere Fortschritte zu 
erwarten als bei der Goldproduction, und endlich der Hinblick auf 
die künftigen Bedürfnisse der Völker, welche in Folge der all- 
gemeinen Tendenz einer fortschreitenden Civilisation immer mehr 
das Gold zu Münzzwecken benutzen und in demselben Verhältniss 
vom Silber ablassen würden. 

Das französische Münzsystem, bemerkt Hr. Coquelin, habe 
den grossen Vorzug einer logischen und einfachen Ordnung seiner 
Theile, leide dagegen an dem GrundUbel der Doppelwährung. 
Mit welcher Sorgfalt man auch das richtige Werthverhältniss 
zwischen Gold und Silber zu berechnen sich bemühe, früher oder 
später werde sich eine Abweichung des kommerciellen vom le- 
galen Werthe zeigen und Eines der Edelmetalle immer unter dem 
wirklichen Werthe tarifirt sein ; dieses aber müsse dann aus dem 
Lande ausströmen. Frankreich sollte jedenfalls sobald wie möglich 
die Doppelwährung aufgeben, und sich für eines der beiden 
Systeme entscheiden : entweder möge es Gold als alleinige Landes- 
währung annehmen nach dem Beispiele Englands, unter Aus- 
münzung des Silbers nur für Staatsrechnug und als Scheidemünze 
zu einem den wirklichen Werth um mehrere Procent überstei- 
genden Nennwerth und mit Beschränkung der Zahlungsannahme 
in dieser Münzsorte auf einen bestimmten massigen Betrag; oder 
das Silber möge als alleinige Landeswährung anerkannt werden, 
wobei dann aber die Goldmünze ohne Angabe eines bestimmten 
Münzwerths und ohne Verpflichtung zur Annahme ganz der freien 
Cirkulation zu Überlassen sei. Jeder dieser beiden Plane habe 
seine Vortheile; Hr. Coquelin meint aber, dass aus allgemeinen 
kommerciellen Rucksichten für Frankreich die Goldwährung vor- 
zuziehen sei. 

Zwanzigfrancstücke wurden während der ganzen Periode 
von 1803 bis 1849, wenn man diese Münzsorte sich verschaffen 
wollte, mit einem Aufgeld von 10 bis 20 Centimes, und mitunter 
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noch höher, bezahlt, und da sie zu den gewöhnlichen Zahlungen 
fast gar nicht benutzt wurden, so war die natürliche Folge, dass 
sie, wenn der Begehr nachliess, massenhaft wieder eingeschmolzen 
oder exportirt wurden. Silberne Fünffrancstücke waren bei wei- 
tem das hauptsächliche cirkulirende Medium in Frankreich und in 
solcher Menge ausgeprägt, wie bis dahin keine andere Silber- 
münze der Welt, mit alleiniger Ausnahme von spanischen Piastern. 
Die französischen Ausmünzungen von 1795 bis 1849 haben 
folgende Beträge erreicht: 

Gold Silber 

Frcs. Frcs. 

Republik (1795—1803) Nichts 106,237,255 

Consulat und Kaiserreich . (1803—1814) 528,024,440 887,582,311 V» 

Louis XVIII (1814—1825) 389,333,060 614,668,520 

Charles X 11825—1830) 52,918,920 631,914,637>/a 

Louis Philippe .... (1830—1848) 215,912,800 1,750,273,238«/» 

Republik (1848 u. 1849) 66,807,310 326,279,759 

zusammen (1795—1849) 1,252,996,530 4,316,965,731*/» 

Für die gesammte Periode ist das Verhältniss der Ausmünzungen 
22.5 Procent Gold und 77.5 Procent Silber. Am stärksten er- 
scheint die Ausmünzung unter der Regierung von Louis Philippe, 
wo aber zugleich das Gold das geringste Verhältniss aufweist, 
nämlich nur 10.9 Procent gegen 89.i Procent Silber. 

Die auf den Zöllämtern registrirte Einfuhr und Ausfuhr von 
Edelmetall, gemünztes und in Barren zusammengerechnet, in 
Frankreich betrug während des Zeitraums von 1826 bis 1849. 

Gold. 









Mehr- 


Mehr- 




E infuhr 


Ausfuhr 


Einfuhr 


A usfuhr 




Fr. 


Fr. 


Fr. 


Fr. 


1827—1836 : 


254,224,000 


274,431,000 


— 


20,207,000 


1837—1846: 


201,069,000 


224,001,000 


— 


22,932,000 


1847: 


21,037,000 


33,718,000 


— 


12,681,000 


1848: 


43,762,000 


5,882,000 


37,880,000 


— 


1849: 


11,882,000 


5,645,000 


6,237,000 


— 


zusammen : 


531,974,000 


548,677,000 




11,703,000 



3* 
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Silber. 





Einfuhr 
Fr. 


Ausfuhr 
Fr. 


Mehr- 
Einfuhr 
Fr. 


Mehr- 
Ausfuhr 

Fr. 


1827—1836 : 
1837—1846: 

1847: 

1848: 

1849: 


1,548,938,000 

1,499,620,000 

89,851,000 

194,505,000 

Ü29.1 13,000 


411,000,000 

529,713,000 

84,678,000 

19,396,000 

46,847,000 


1,137,938,000 

969,907,000 

6,173,000 

175,109,000 

182,266,000 


— 


xusammen : 


3,562,027,000 


1,091,634,000 


2,470,393,000 


— 



Zur Zeit der Februar-Revolution und der Entdeckung der kali- 
fornischen Goldfelder (1848) schätzte man den Silbermünz vorrath 
Frankreichs auf ungefähr 2500 bis 3000 Millionen Francs, indem 
von der ursprünglichen Ausmünzung grosse Summen französischen 
Silbergeldes in den nach gleichem Münzfuss rechnenden Ländern 
oder auch nach anderen Plätzen ausgeführt waren, theils aber 
auch seit 1829 bedeutende Beträge der vor 1825 ausgemünzten 
noch nicht stark abgenutzten Fünffrancstücke wegen theilweise 
etwas zu hohen Feingehalts und des darin mitenthaltenden Goldes 
eingeschmolzen waren ')• 

Wie viel sich noch von der Goldmünze im Umlaufe erhalten 
habe, darüber waren die speciellen Schätzungen noch abweichen- 
der, wenn man auch darin allseitig übereinstimmte, dass der bei 
weitem grösste Theil derselben ausser Landes gegangen oder 
wieder eingeschmolzen sei. Hr. Fould äusserte sich in einem 
am 13. April 1847 gehaltenen Vortrage dahin, dass die damalige 
gesammte Gold-Cirkulation in Frankreich wohl nicht höher als zu 
etwa 75 bis 80 Millionen Francs zu veranschlagen sei. 

Welch einen ausserordentlichen Einfluss die seit 1849 ein- 
getretene Steigerung der Goldproduction und der Silberabfluss 
nach Ostasien auf die Gestaltung der Geldcirkulation in Frankreich 



1) Das Ausscheiden des dem Silber beigemischten Goldes kann bei 
den gegenwärtigen Fortschritten der Äffinerie noch mit Vortheil betrieben 
werden, wenn nur ein halb Permille Gold im Silber mit enthalten ist. 
Die vor 1825 gemünzten 5-Frankenstücke enthielten aber meistens noch 
etwas mehr Gold. Hr. Fould meinte 1847, es sei wohl etwa ein Betrag von 
aber 900 Millionen Francs deshalb eingeschmolzen worden. 
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ausgeübt hat, und andererseits wieder das französische Münz- 
wesen mit seiner auf der Werthrelation von 1: 15 1 /» beruhenden 
gesetzlichen Doppelwährung auf die Werthrelation der Edelmetalle, 
erhellt auf den ersten Blick aus einer Uebersicht der Ausmünzun- 
gen sowie der deklarirten Edelmetall-Einfuhr und Ausfuhr in 
Frankreich, seit 1850, die wir hier des leichteren Vergleichs 
wegen unmittelbar nach den entsprechenden Nachweisen für 
1826 — 1849, im Zusammenhange folgen lassen. Wir bemerken 
hierbei wiederholt, dass die Angaben über Einfuhr und Ausfuhr 
durchaus keinen Anspruch darauf machen können, den wirklichen 
internationalen Edelmetall-Verkehr des Landes zu umfassen, son- 
dern dass dieselben nur einen allgemeinen Anhaltspunkt zu an- 
nähernden Schätzungen geben und hauptsächlich für die Beurthei- 
lung der Verhältnisse in den verschiedenen Jahren unter sich 
von Bedeutung sind. 

Die französische Ausmünzung betrug : 





Gold. 


Silber. 


Procentverhältnis». 




Fr. 


Fr. 


Gold. 


Silber. 


1850 


85,192,390 


86,458,485 


49.6 


50.4 


1851 


269,709,570 


59,327,309 


81.9 


18.1 


1852 


27,028,270 


71,918,445 


27.» 


72.7 


1853 


312,964,020 


20,099,488 


93.9 


16.i 


1854 


526,528,200 


2,123,887 


99.6 


0.4 


1855 


447,427,820 


25,500,305 


94.6 


5.4 


1856 


508,281,995 


54,422,214 


90.s 


9.7 


1857 


572,561,225 


3,809,611 


99.8 


0.7 


1858 


488,689,635 


8,663,568 


98.s 


1.7 


1859 


702,697,790 


8,401,814 


98.8 


1.9 


1850—1859 


: 3,941,080,915 


340,725,126 


92.4 


7.6 


Durchschnittlic 


h: | 394,108,091 


34,072,513 


92.4 


7.6 



Ueber die Einfuhr und Ausfuhr von Edelmetallen in Frank- 
reich, Münzen und Barren zusammengerechnet, haben die ofß- 
ciellen Zollregister folgende Angaben veröffentlicht: 
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Einfuhr und Ausfuhr von Edelmetall in Frankreich. 
Gold. 1 ) 





Einfuhr. 


Ausfuhr. 


Mehr-Einfuhr. 


Mehr-Ausfuhr. 




Fr. 


Fr. 


Fr. 


Fr. 


1850 


61,035,000 


44,046,000 


16,989,000 


— 


1851 


115,826,000 


31,224,000 


84,602,000 


— 


1852 


59,181,000 


42,272,000 


16,909,000 


— 


1853 


318,787,000 


29,728,000 


289,059,000, 


— 


1854 


480,694,000 


64,573,000 


416,121,000 


— 


1855 


380,910,000 


162,667,000 


218,243,000 


— 


1856 


465,001,000 


89,747,000 


375,254,000 


— ' 


1857 


568,692,000 


162,870,000 


405,822,000 


— 


1858 


553,563,000 


66,459,000 


487,104,000 


— 


1859 


726,810,000 


187,467,000 | 539,343,000 


— 


Zusammen 


3,730,499,000 


881,053,000 j 


2,849,446,000 


— 



Silber. 1 ) 





Einfuhr. 


Ausfuhr. 


Mehr-Einfuhr. 


Mehr-Ausfuhr. 




Fr. 


Fr. 


Fr. 


Fr. 


1850 


132,800,000 


82,309,000 


50,491,000 


— 


1851 


158,649,000 


100,681,000 


57,968,000 


— 


1852 


158,747,000 


182,575,000 


— 


23,828,000 


1853 


96,096,000 


229,453,000 


— 


133,357,000 


1854 


87,757,000 


263,542,000 


— 


175,785,000 


1855 


78,106,000 


318,051,000 


— 


239,945,000 


1856 


98,718,000 


393,519,000 


— 


294,801,000 


1857 


98,270,000 


458,089,000 


— 


359,819,000 


1858 


160,635,000 


175,575,000 


— 


14,940,000 


1859 


210,538,000 


382,060,000 


i 171,822,000 


Zusammen 


1 1,280,316,000 


2,585,854,000 




1,305,538,000. 



Darüber kann kein Zweifel obwalten, dass in den leztver- 
flossenen etwa 12 Jahren Frankreich einen sehr grossen Theil 
seines Silbervorraths verloren und der Totalbetrag seiner früheren 
Silbercirkulation, diese für Ende 1849 auf etwa 3000 Millionen 
Francs veranschlagt, vermuthlich bereits um die Hälfte und mehr 
gesunken ist, dass, abgesehen vielleicht von den dem grossen 
Verkehr entlegeneren Departements, die vollhaltigen und selbst 

1) Im Jahre 1860 war der Verkehr 

Einfuhr. Ausfuhr. Mehr-Einfuhr. Mehr-Ausfuhr. 

Gold: 469,733,000, Fr. 159,128,000 Fr. 310,605,000 Fr. — 

Silber: 129,283,000, „ 287,874,000 „ — 158,591,000 Fr. 
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schon die nur minder abgenutzten Silbermünzen zum Einschmel- 
zen und zum Export mehr und mehr aufgekauft worden sind, 
dass dagegen an Goldmünze das Land einen weit grösseren Be- 
trag erhalten, als es an SilbermUnze verloren hat und dass jetzt 
dort für alle grösseren Umsätze ausschliesslich Gold das cirku- 
lirende Medium bildet. 

Einen einleuchtenden Beleg für die Umwandelung der that- 
sächlichen Wahrung giebt das Verhältniss des Baarvorraths in 
der Bank von Frankreich. Derselbe bestand: 

zu Ende 1849 : aus ca. 4,000,000 Fr. in Gold 

und ca. 430,000,000 Fr. in Silber, 
zu Ende 1855: aus ca. 113,000,000 Fr. in Gold 
und ca. 88,000,000 Fr. in Silber. 

Die Schwierigkeit für die Bank, bei dem jetzigen Münzge- 
setz, wenn ihr Baarvorrath zeitweilig auf einen ungewöhnlich 
niedrigen Stand zurückgegangen ist '), einen beträchtlichen Silber- 
vorrath sich zu erhalten, hat bekanntlich zu Ende d. Js. 1860 zu 
einer Transaction mit der Bank von England geführt, wonach 
diese der Bank von Frankreich, gegen Deponirung eines ent- 
sprechenden Werths in Silber, Gold vorgeschossen hat, damit 
letztere nicht genöthigt sei, in Silbermünze zu zahlen, was natür- 
lich, um die Prämie für Silber zu gewinnen, sofort eine massen- 
hafte Präsentation der Banknoten zur Einlösung herbeigeführt hätte. 

Der stattgefundene thatsächliche Uebergang Frankreichs von 
der Silberwährung zur Goldwährung liegt klar vor in der seit 
1850 eingetretenen Gestaltung der Wechselcourse auf Paris an 
den Plätzen , wo die reine Silberwährung bisher unverändert 
beibehalten wurde. 

Das Pari des Pariser Wechselkurses in Hamburg ist unter 
Zugrundelegung des Silber-Francs für kurze Sicht (27'/4 Mark. 
Bco. pr. köln. Mark fein Silber: 200 Fr. pr. Kilogramm Silber 
9 /io f. = 100 Mark Bco.:) 187 Fr. 27 C, oder für die usanz- 
mässige Notiz von 3 Monat dato bei Annahmen eines Zinsfusses 



1) Der Baarvorrath der Bank von Frankreich und ihrer Zweigbanken 
betrug: 

zu Anfang 1860: 573,038,800 Fr. (Notenumlauf: 749,408,800 Fr.) 
31. Januar 1861: 354,193,500 „ ( „ 787,989,800 „) 
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von 4 Procent 189 Fr. 14 C. Die Notirung im Hamburger Cours- 
zettel war nun: 

. , , . Höchster Cour». Niedrigster Cours. Durchschnitts-Cours. 

in den Jahren ° 

1841—50: 186 1 /« 192»/« 189'/»« 

1868: 189 l /4 194 191 Vi. 

1859: 190'/« 1957» 192 8 /. 

1860: 191V«. 192"/« 192 1 /« 

Die französische Münzgesetzgebung hat sich bis jetzt, ab- 
gesehen von der schon erwähnten neueingeführten Ausmünzung 
von goldenen 10- und 5 -Frankenstücken, den sich ^tatsächlich 
so wesentlich verändernden Verhältnissen gegenüber durchweg 
passiv verhalten, wenn man nicht eine sehr auffallende temporäre 
Maassregel dahin rechnen will, indem nämlich im Laufe des 
Jahres 1857 der Moniteur plötzlich eine Benachrichtigung des 
Publikums (avis) mittheilte, dass die Regierung die früheren 
strengen Verbote gegen das Aussuchen, Einschmelzen und das 
mit Prämie Aufkaufen der nationalen Münze als noch in Kraft 
bestehend betrachte. Die wegen solcher angeblicher Vergehen 
auch wirklich gegen einige Personen eröffneten Untersuchungen 
wurden jedoch bald niedergeschlagen und blieb die Sache auf 
sich beruhen. 

Je passiver aber in dieser Währungsfrage die französische 
Gesetzgebung, die sonst eben nicht den Tadel der Unthätigkeit, 
sondern eher den der übertriebenen Thätigkeit verdient, seit 
1850 verblieben ist, um so eifriger und anhaltender haben sich 
die französischen Nationalökonomen mit der wissenschaftlichen 
Seite der Frage, sowie mit Vorschlägen zur praktischen Abhülfe 
der in Folge der Doppelwährung entstandenen Uebelstände be- 
schäftigt. In keinem anderen Lande, selbst England nicht aus- 
genommen, ist die Goldfrage so vielseitig und häufig besprochen. 
Auch hat es die Regierung selbst nicht an vorbereitenden Unter- 
suchungen fehlen lassen. 

Wir geben hier der Zeitfolge nach und unter Hervorhebung 
der wichtigeren Erscheinungen eine gedrängte Uebersicht der 
bisherigen Erörterungen. 

Hr. M. Chevalier veröffentlichte bereits 1846 über die Geld- und 
Silberproduction Amerika's selbständige Untersuchungen — die 
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Grandlage seiner späteren Arbeilen in diesem Fache — und veran- 
lasste dann zu Anfang 1848 die Uebersetzung des 10 Jahre früher in 
der deutschen Vierteljahrschrift erschienenen Aufsatzes AI. von 
Humboldt's über die Schwankungen der Goldproduction , die er 
mit einigen Bemerkungen einleitete. In diesen machte er auf 
die wesentliche Umgestaltung aufmerksam, welche die Productions- 
verhältnisse der beiden Edelmetalle durch die neue beträchtliche 
Goldgewinnung im russischen Asien erfahren hätten, — ein Er- 
eigniss, welches seiner möglichen Folgen wegen in hohem Grade 
die allgemeine Aufmerksamkeit in Anspruch nehmen müsse '). 
Derselbe Nationalökonom gab zwei Jahre später (in der ersten 
Hälfte von 1850) den dritten Band seiner Vorträge über politi- 
sche Oekonomie heraus, der in grosser Vollständigkeit die Lehre 
vom Gelde behandelte. Die Kunde von der begonnenen neuen 
ausserordentlichen Goldausbeute in Kalifornien hatte bereits in 
Europa die allgemeine Aufmerksamkeit auf sich gezogen, eine 
reelle Einwirkung dieses neuen Goldzuflusses konnte indess un- 
möglich schon eingetreten sein. Goldene Zwanzigfrancstücke 
konnten auch damals noch nur gegen ein Aufgeld angeschafft 
werden. Nachdem Hr. Chevalier in seinem Buche die Unzulässig- 
keit der Doppelwährung im Allgemeinen gründlich nachgewiesen, 
spricht er sich auch speciell über die französischen Münzzustände 
aus, und empfiehlt der Regierung aufs Dringendste ohne Verzug 
die Goldmünze, dem Sinne des Münzgesetzes von 1803 gemäss, 
in der Weise zu demonetisiren, dass man das bestehende feste 
Werthverhältniss zum Silber definitiv aufhebe und dafür eine 
periodische Tarifirung ihres Werths, wozu die öffentlichen Kassen 
sie anzunehmen hätten, einführe, also die Veränderlichkeit des 
Werthes der Goldmünzen gesetzlich anerkenne. In Frankreich 
verlangt die Billigkeit, bemerkt Hr. Chevalier gegen den Schluss 
seines Werks, dass von dem Augenblick an, wo das Werthver- 
hältniss des Goldes sich niedriger gestellt hat als 1:15 1 I», weder 
Staat noch Private, wenn sie ihre Zahlungsverbindlichkeiten mit 



1) Revue de deux mondes (1846) Nouv. se>. T. XVI. p. 980—1035. 
— Journ. des econom. (1848) T. XIX, 360 tf. ün memoire sur la pro- 
duction de l'or et de Targent consideröe dans ses fluctuations. 
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Gold erfüllen, dies anders thun, als mit Berücksichtigung der auf 
dem Weltmarkt stattgehabten Werthverminderung dieses Metalls, 
dergemäss periodisch, etwa jährlich, von Slaatswegen eine Ver- 
ordnung zu erlassen sein würde. »In einem Staate darf 

es nicht zweierlei Gewichte noch Maasse geben, und wie die 
Regierung will, dass die Bürger rechtlich handeln, so muss sie 
mit gutem Beispiele vorangehen. Wenn in Aussicht steht, dass 
möglicher Weise nach Verlauf von 10 Jahren das Pfund Gold 
nicht mehr werth ist als 8 Pfund Silber (statt 15 1 /«, wie das 
französische Münzsystem annimmt), so werden die Privatleute 
gut thun, wenn sie die Bezahlung in SilbermUnze stipuliren, 
und die Gerichtshöfe werden sie dabei schützen. Wenn sie 
später sich dazu verstehen, Gold in Zahlung anzunehmen, so 
wird es in dem Werthverhältniss von 1 zu 8 sein. Wenn die 
Regierung Steuern erhebt, wird sie das Gold nur unter gleicher 
Bedingung nehmen; der Staat würde also einen Vertrauensbruch 
begehen, wenn er seine Gläubiger zwingen wollte, Gold auf 
andere Bedingung hin anzunehmen." 

In den letzten Monaten des Jahrs 1850, als in Folge der 
Münzreform in den Niederlanden durch die eingezogenen Gold- 
münzen und eine bedeutende Neuprägung von Silbermünze plötz- 
lich einerseits grosse Summen Gold an den Markt gebracht wur- 
den, andererseits eine starke Nachfrage nach Silber entstand, 
und hierdurch die Werthrelation des Goldes zum Silber binnen 
kurzer Zeit um etwa 2 Procent sank, als zugleich die Nachrich-' 
ten über den zu erwartenden Ertrag der kalifornischen Gold- 
felder noch weit über die wirkliche Production hinausgingen, 
war die unausbleibliche alsbaldige Entwerthung des Goldes eine 
Zeitlang ein beliebtes Thema der Presse. Die sonderbarsten 
Behauptungen und Vorschläge Hessen sich vernehmen und das 
Publikum fing an sich wegen der drohenden Gold-Ueberschwem- 
mung und deren Folgen zu beunruhigen. Unter diesen Umstän- 
den hielt das Finanz-Ministerium es für rathsam, durch Verfügung 
vom 14. December 1850 eine Kommission niederzusetzen, „zu 
dem Zwecke, die Fragen zu prüfen, welche sich an die gleich- 
zeitige Verwendung beider Edelmetalle, des Goldes und des 
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Silbers, als gesetzliches Zahlungsmittel, knüpfen" *). Diese Kom- 
mission, zu welcher keiner der bekannten französischen National- 
ökonomen hinzugezogen worden war, erklärte, dass sie für jetzt 
keine neue Maassregeln vorzuschlagen habe, sondern nur einst- 
weilige Beibehaltung des Status quo empfehlen könne. In der 
Motivirung dieses Gutachtens (Moniteur v. 15. Januar 1851) 
heisst es: „Die Kommission ist zu der Ansicht gelangt, dass die 
letzthin eingetretene Entwerthung des Goldes hauptsächlich durch 
zufällige Ursachen, deren Wirkung schon nachzulassen beginnt, 
herbeigeführt worden ist; sie ist der Ansicht, dass der Einfluss, 
den dauernde Ursachen auf solche Entwerthung werden ausüben 
können, gegenwärtig noch nicht hinlänglich nachgewiesen werden 
kann; dass es bei dieser Sachlage nothwendig sein dürfte über 
die Production der Edelmetalle , vornämlich in Kalifornien und 
Russland, genaue Auskünfte zu sammeln. Demnach erachtet die 
Kommission dafür, dass nach den constatirten Thatsachen keine 
Veranlassung vorliegt, in der französischen Münzgesetzgebung 
irgend eine Veränderung vorzunehmen." 

Ein um diese Zeit erschienener Aufsatz „über die Entwer- 
thung des Guides" von Ch. Coquelin 2 ), der wie vorhin erwähnt 
im Jahre 1844 den Fortbestand der Doppeltwährung in Frank- 
reich nachdrücklichst bekämpft hatte, macht einen Vorschlag 
welcher im Wesentlichen mit der Ansicht von Hrn. Chevalier 
übereinstimmt, ohne dies jedoch selbst zugeben zu wollen. Co- 
quelin verwahrt sich ausdrücklich, dass er eine Demonetisation 
des Goldes empfehle: er wolle weder das britische Münzsystem, 
wo allein Gold, noch das neueste niederländische Münzsy stem 
wo allein Silber das gesetzliche Zahlungsmittel abgebe, für Frank- 
reich anrathen. Das richtige System, welches nach aller Erfahrung 
auch das naturgemässe sei, bestehe darin, beide Edelmetalle 
gleichzeitig zu Münzzwecken zu gebrauchen. Es dürfe diese 
Zulassung jedoch nicht nach einein festen gegenseitigen Werth- 



1) Journal des <5con. (1851) XXVIII, 108 ff. — Es wird in dieser An- 
zeige das Bedauern ausgesprochen, dass man sachkundige Männer, wie 
M. Chevalier, H. Passy, Poisot nicht zu Mitgliedern der Kommission er- 
nannt habe. 

2) Journal des cicon. (1851) XXVIII p. 55 ff. 
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Verhältnisse geschehen, sondern nach dem jedesmaligen Cours im 
Handel. Es müsse jedem Schuldner freistehen, wenn er nicht 
in einer bestimmten Währung contrahirt habe, nach seinem Be- 
lieben in Silber oder in Gold, nach dem Tages-Course zu be- 
zahlen ; vielleicht sei dies für Summen über einen gewissen Be- 
trag hinaus (etwa 300 Fr.) zu gestatten, wogegen kleinere 
Betrage nur in Silber zu zahlen seien. — Da der Verfasser als 
Münzeinheit den Franc von 4 1 /« Gramm fein Silber beibehalten 
will, so ist nicht klar, worin eigentlich der wesentliche Unter- 
schied seines Plans von dem Münzsystem der alleinigen Silber- 
währung liegen soll, denn die gesetzliche Vorschrift, dass Jemand 
gehalten sei, eine grössere Zahlung auch in Goldmünze nach 
dem Tagescours anzunehmen, dürfte ziemlich überflüssig sein, da 
unter dieser Bedingung so leicht Niemand auch ohne solches 
Gesetz sich weigern dürfte, eine Zahlung in Gold anzunehmen. 

Im Sommer 1852 legte Leon Faucher der Akademie der 
moralischen und politischen Wissenschaften eine Denkschrift vor 
über die Production der Edelmetalle und die Demonetisation des 
Goldes. Diese gab zum ersten Male' derselben zu einer wissen- 
schaftlichen Discutirung der Frage Veranlassung 1 ). 

L. Faucher war der Ansicht, dass die Besorgniss vor Ent- 
werthung des Goldes im Verhältniss zum Silber unbegründet sei. 
Eine länger anhaltende Dauer der so ausserordentlich vermehrten 
Gold-Production sei, wenn man frühere Erfahrungen dieser Art 
zu Bathe ziehe, nicht wahrscheinlich. Das mehr producirte Gold 
werde leicht eine Verwendung finden. Frankreich könne für 
seine Cirkulation beträchtlich mehr Gold gebrauchen als bisher 
und dafür Silber hergeben; auch die Silbergewinnung werde 
steigen. Wenn eine Umwälzung drohe, so sei es eine gleich- 
zeitige Werthverringerung beider Edelmetalle. Keinenfalls werde 
ein solches Ereigniss aber sehr rasch eintreten. Wenn die ver- 
mehrte Banknoten - Cirkulation keinen Einfluss auf die Preise ge- 
habt habe, so werde dies auch nicht in einem Tage durch die 
Vermehrung des baaren cirkulirenden Mediums eintreten. Dies 
lasse sich schon daraus schliessen, dass die so plötzliche und 



1) Vergl. Journal des «Sconom. (1852) XXXIII, p. 35—60. 
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ausserordentliche Goldvermehrung bisher kein erhebliches Sinken 
des Goldwerths zur Folge gehabt habe. Die Gemüther seien 
beunruhigt worden, man habe aufs zuversichtlichste eine unaufhalt- 
same Entwerthung des Goldes prophezeit; aber im geschäftlichen 
Verkehr habe man nichts der Art bemerkt, und die Ende 1850 
stattgehabte Veränderung des Goldwerths erkläre sich genügend 
aus anderen Umständen, als der Wirkung der kalifornischen 
Goldzuflüsse. — Richtig sei, dass an und für sich nur Eine 
Edelmetall-Basis die Währung eines Landes bilden sollte; allein 
es erscheine nicht rathsam, unter den gegebenen Umständen, 
namentlich in Betracht des bestehenden Schutzzollsystems, in 
Frankreich dem Golde die bisherige Geltung als legales Zahl- 
mittel zu entziehen. 

Hr. M. Chevalier ist ganz entgegengesetzter Ansicht. Ein 
baldiges Sinken der Goldgewinnung sei keineswegs unwahrschein- 
lich, besonders deshalb nicht, weil man mehr und mehr die 
systematische Bearbeitung der goldhaltigen Quarzadern in Angriff 
nehmen werde; zur Annahme einer wesentlichen Steigerung der 
Silberproduction liege aber- kein Grund vor. Gold gehe noth- 
wendig einer beträchtlichen Entwerthung entgegen. . Man müsse 
wünschen, dass diejenigen Staaten, in denen Gold eine Münz- 
function erfülle, diese ganz aufhören oder sie doch nur unter 
Bedingungen fortbestehen lassen, welche die Unzuträglichkeiten 
und Gefahren einer möglichen oder wahrscheinüchen Werthver- 
ringerung mildern. Die Beibehaltung einer Münze, deren Stoff 
einer starken Entwerthung unterworfen ist, sei nicht rathsam. 
Einer der hauptsächlichen Gründe, weshalb die Menschen überein- 
gekommen seien, unter allen Waaren Gold und Silber zur Be- 
nutzung als Geld zu wählen, bestehe darin, dass diese beiden 
Metalle sich vor allen anderen Artikeln durch eine grössere 
Festigkeit des Werths empfehlen. Wenn Umstände eintreten, 
wodurch eines der Edelmetalle dieser Eigenschaft der Werth- 
beständigkeit beraubt wird, oder auch nur ein starkes Misstrauen 
aufkommt, dass solches eintreten werde, so muss man eben des- 
halb ihm den Charakter des Geldes entziehen; denn es hat, 
wenigstens provisorisch, aufgehört seine Aufgabe zu erfüllen. 
Von der Verwendung des Goldes zu anderen Zwecken, als zu 
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Münzen, mache man sich meistens eine höchst übertriebene Vor- 
stellung, indem diese Verwendung bei näherer Untersuchung 
sich als verhältnissmässig sehr gering im Vergleich mit der Pro- 
duction und den Ausmünzungen erweise. — Hr. Chevalier hält 
dafür, dass wenn der Goldwerth bisher noch nicht stärker ge- 
fallen, dies sich aus besonderen Umständen leicht erkläre, aber 
durchaus keinen Grund zur Annahme abgebe, dass dies auch 
ferner so bleiben werde. Das sibirische und kalifornische Gold 
sei bisher nur wenig auf den allgemeinen Weltmarkt gekommen, 
indem ersteres in Russland zur Fundirung des dortigen Papier- 
geld-Umlaufs meistens zurückbehalten worden, letzteres aber in 
den Vereinigten Staaten grösstentheils im eigenen, einer Aus- 
dehnung dringend bedürftigen Münzwesen Verwendung gefunden 
habe, und, was die Hauptsache, gerade die in Frankreich be- 
stehende, für höchst bedenklich erklärte gesetzliche Werthrelation 
von 1:15 V« sei die Ursache, dass der Goldwerth vorläufig nicht 
tiefer sinken könne, da zu diesem Verhältniss Frankreich, so 
lange es Silbermünze dagegen hergeben könne, für alles sonst 
nicht Verwendung findende Gold ein Abnehmer sei. So lange 
Frankreich nicht sein ganzer Silbermünzvorrath entzogen, sei 
der Natur der Sache nach ein irgend erheblich tieferes Sinken 
des Goldwerths unter jenes Verhältniss nicht denkbar. — Die 
Bezeichnung 20 Francs auf den Goldstücken, während das Gesetz 
sage, die Wertheinheit sei ein Franc von 5 Gramm Münzsilber, 
sei eine Lüge ; um das Gold in Cirkulation zu erhalten, erscheine 
es genügend und am zweckmässigsten , Goldstücke zum Gewicht 
von 5 und 10 Gramm zu prägen und deren Werthbestimmung 
dem Handel zu überweisen, vielleicht zur Erleichterung des ge- 
wöhnlichen Verkehrs, unter gewissen Garantien, einen dem Gold- 
preise entsprechenden periodischen Werth dieser Goldmünze seitens 
der Regierung anzusetzen. 

Die beiden anderen Akademiker, welche an dieser Erörte- 
rung sich damals betheiligten, die Herren Blanqui und Dunoyer, 
äusserten sich im Allgemeinen zu Gunsten von Faucher's An- 
sichten und hielten die Bedenken wegen progressiver Entwerthung 
des Goldes für nicht begründet. 
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Für die volkwirthschaflliche Gesellschaft in Paris *) stand 
für ihre Sitzung am 5. Januar 1854 auf der Tagesordnung die 
Frage : ist es zeitgemäss, das gesetzliche Verhältniss zwischen 
Gold und Silber aufzuheben ? Hr. M. Chevalier machte auch hier 
seine Ansichten wegen Aufrechthaltung und Durchführung der 
reinen Silberwährung und der beim Fortbestand der factischen 
Doppelwährung drohenden Gefahren aufs Neue geltend; ihm 
stimmten bei die Herren de Kergorlay, J. Garnier und WolkofT. 
Letzterer bemerkt in einem nachträglichen Schreiben : es werde 
genügen, die Demonetisation des Goldes in der Art vorzunehmen, 
dass bei den künftigen Prägungen die Werthangabe wegbleibe, 
an deren Stelle die Bezeichnung des Gewichts und Gehalts zu 
treten habe, und der Cours der Goldmünze periodisch bekannt 
gemacht werde, ohne dass deshalb die jetzt umlaufenden Zwanzig- 
Francstücke gleichzeitig eingezogen würden, sobald nur auch 
für diese der dem wirklichen Werth entsprechende Cours, wozu 
sie als Zahlungsmittel zu gelten hätten, von Zeit zu Zeit publicirt 
werde. 

Hr. Dunoyer schien jetzt der reinen Silberwährung zuzustim- 
men, indem er sich der Ansicht des Hrn. Garnier anschloss, dass 
vor Allem noth thue, Goldmünzen ohne Angabe eines bestimm- 
ten Werths in Francs zu prägen, denn leider sei im grossen 
Publikum noch immer der Wahn vorherrschend, das Geld er- 
halte seinen Werth nicht so sehr durch den inner» Metallgehalt, 
als durch das officielle Gepräge. 

Für die Anerkennung der Goldwährung, sei es nun dass 
man die jetzigen Münzzustände einstweilen fortdauern lasse, was 
von selbst die Silberwährung thatsächlich beseitigen werde, sei 
es durch besondere Maassregeln zu diesem Zwecke, sprachen 
sich die Herren de Lafarelle und de Parieu aus, und in einem 
motivirten schriftlichen Votum Hr. Serrigny, Professor an der 
Rechtsschule zu Dijon 2 ). 

Im Februar 1854 erschien ein Aufsatz von A. Cochut über 



1) Journal des «Sconom. (1854) 2. ser. T. I, p. 115 ff. 

2) Journal des econom. (1854) 2. se>. T. I, p. 282 ff. 
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die Goldfrage x ), welcher mit Hrn. Chevalier darin übereinstimmte, 
dass eine bedeutende Entwerthung des Goldes bevorstehe, und 
dass es für Frankreich höchst wünschenswerth und von der 
grösten Wichtigkeit gewesen wäre, wenn in den ersten Jahren 
nach Entdeckung der neuen Goldfelder, bevor noch die Gold- 
ausmünzung eine so gewaltige Ausdehnung gewonnen hatte, die 
Gesetzgebung eingeschritten sein würde, um die principale Werth- 
einheit des Francs von 4 1 /» Gramm fein-Silber sicher zu stellen 
und das Gold zu demonetisiren. Wenn der Silberabfluss so fort- 
dauere, wie er in den letzten drei Jahren stattgefunden habe, 
werde die effective Einheit des französischen Münzsystems ganz 
verschwinden und nur Multipla derselben übrig bleiben, welche 
aber mit der verschwundenen Einheit nicht mehr in einer directen 
Beziehung stehen. Gegenwärtig (1854) werde es schon sehr schwie- 
rig sein, das Gold zu demonetisiren; nach einigen Jahren aber, 
wenn man fortfahre hunderte von Millionen Francs in Gold aus- 
zumünzen, werde es unmöglich sein. — Theoretisch betrachtet, 
sei es das richtigste, nach dem Vorgange Hollands die alleinige 
Silberwährung herzustellen und also das Gold zu demonetisiren; 
allein in Finanzsachen begegne die Theorie oft unübersteiglichen 
Hindernissen. Es werde nichts anderes mehr übrig bleiben, als 
wie in den Vereinigten Staaten letzthin geschehen, die Silber- 
münzen geringhaltiger auszubringen, um sie im Lande zu be- 
halten, und als Wertheinheit ein bestimmtes Gewicht Gold anzu- 
erkennen. Die Entwerthung des Geldes werde in den wirth- 
schaftlichen Verhältnissen der Nation vielfache und tiefeingreifende 
Veränderungen herbeiführen, die der Natur der Sache nach un- 
vermeidlich seien und wo im Ganzen die Vortheile und Nach- 
theile sich ausgleichen ; die grössten Uebelstände bei dieser Um- 
wälzung würden aber aus der Unwissenheit des Publikums über 
die wahren Ursachen" und den eigentlichen Zusammenhang der- 
selben hervorgehen. Möglichste Aufklärung hierüber erscheine 
daher vor Allem wünschenswerth. 



1) L'or en 1854. De l'influence de l'or aus trauen et californien sur 
le marchö d'Europe par Andre 1 Cochut. Revue des deux mondes. Nouv. 
pe>., 2. *<5r. T. V. p. 801—829. 
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Wenige Monate darauf veröffentlichte der in Brüssel lebende 
Nationalökonom Hr. G. de Molinari, mit besonderer Rücksicht auf 
die französischen Münzzustände, einen ausführlichen Aufsatz über 
die Entwerthung des Goldes *)• 

Der Verfasser steht mit seinen Ansichten über die bevor- 
stehende Entwerthung des Goldes auf dem nämlichen Standpunkte 
wie Hr. Chevalier. Die Goldproduction, bemerkt Hr. de Molinari, 
hat sich seit 5 oder 6 Jahren in dem Verhältniss von 1 auf 10 
gehoben. Dennoch ist der Werth des Goldes inzwischen nur um 
1 bis 2 pCt. gesunken. Woher kommt das ? Es rührt dies daher, 
dass das Gold eine dauerhafte Waare ist, also sich in- solcher 
Masse anhäufen kann, dass selbst eine bedeutende Zunahme der 
Production von einem Jahre zum andern den davon vorhandenen 
Vorrath nicht merklich modificirt. Ferner entspringt es daraus, 
dass das Gold eine Luxuswaare ist, eine Waare, die man lieber 
entbehrt, als sie über einen gewissen Preis hinaus bezahlt. Der 
Absatz des Goldes beschränkt sich also in dem Maasse, wie es 
seltener wird, und dehnt sich aus in dem Maasse, wie es reichlich 
wird. Der Absatz hat jedenfalls seine Grenzen. Zu seinem gegen- 
wärtigen Preise besitzt das Gold einen gewissen Markt, welcher 
vor Ausbeutung der Goldfelder Californiens und Australiens nicht 
hinlänglich versorgt war, es jetzt aber im Ueberfluss zu werden 
beginnt; wenn dieser Markt aber gesättigt sein wird, muss das 
Gold im Werthe sinken. Dieses Sinken wird so lange dauern, 
bis das Gold einen neuen Markt gefunden hat oder die Production 
sich einschränkt. Einerseits aber kann das Gold, seiner Natur 
nach, einen neuen Markt nur unter der Bedingung finden, dass 
sein Werth sehr bedeutend sinkt; andererseits ist die Goldaus- 
beutung an sich so verlockend und lässt sich noch in solcher 
Weise vervollkommnen, dass selbst eine ansehnliche Reduction 
des Werths wahrscheinlich noch keine wesentliche Beschränkung 
der Production herbeiführen dürfte. Hieraus ergibt sich die 
Schlussfolgerung, dass das Gold bestimmt scheint, in einer mehr 
oder weniger entfernten Zeit, d. h. sobald sein jetziger Markt ge- 
sättigt ist, eine beträchtliche Entwerthung zu erleiden, und zwar 



1) Journal des «Scononi. (1864.) 2. stfr. T. II. p. 192 ff. 

Zeitschr. f. Staatsw. Heft I. 1868. 4 
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wird dies aller Wahrscheinlichkeit nach plötzlich geschehen. Wie 
weit diese Entwerthung gehen wird, das lässt sich unmöglich 
vorhersehen. Wenn man eine approximative Schätzung wagt, 
und einerseits auf die Beobachtung fusst, dass die in der Pro- 
duction der Edelmetalle eingetretenen Veränderungen stets mit 
entsprechenden Veränderungen der Preise geendet haben, und 
andererseits die Thatsache in's Auge fasst, dass die Goldpro- 
duction vor noch nicht sehr langer Zeit [dem Gewichte nach] 
nur den vierzigsten Theil der Silbergewinnung bildete, während 
sie jetzt den fünften oder selbst den vierten Theil der letzteren 
ausmacht, so wird man, ohne Gefahr zu laufen, sich weit von 
der Wahrheit zu entfernen, die Vermuthung äussern dürfen, dass 
der Werth des Goldes, schliesslich um die Hälfte fallen werde. 

Nach dieser Auffassung der Goldfrage im Allgemeinen sollte 
man annehmen, dass der Verfasser auch im Uebrigen mit Hrn. 
Chevalier übereinstimme und für Frankreich die unverzügliche 
Abschaffung der legalen Werthrelation von Itlö 1 /«, sowie Her- 
stellung der reinen Silberwährung empfehle. Dies ist jedoch 
keineswegs der Fall. Hr. de Molinari erachtet die Demoneti- 
sation des Goldes in Frankreich bedenklich, einmal der Kosten 
wegen, welche sich für die Staatskasse auf etwa 80 Millionen 
Francs , und vermuthlich weit mehr, belaufen möchten *), und 
sodann weil dadurch der Cirkulation ein Metall entzogen würde, 
das im höchsten Grade die Mehrzahl der für das Geld not- 
wendigen Eigenschaften besitze. Denn darüber dürfe man sich 
nicht täuschen: eine Goldmünze ohne festen legalen Cours, zu 
5 oder 2 V» Gramm, werde sich im freien Verkehr für jetzt nicht 
halten können. Wenn man sich sagen müsse, dass die Gold- 
münze jeden Augenblick weiter an Werth verlieren könne, werde 
Jeder sich gegen deren Annahme sträuben und den freilich unbe- 
quemeren, aber sichereren silbernen Fünffrancstücken den Vorzug 
geben. 

Die Maassregeln, welche Hr. de Molinari hiernach in Vor- 



1) Es bezieht sich dies selbstverständlich auf eine Ausführung der 
Maassregel i. J. 1654 ; gegenwartig würden, nur nach demselben Maassstabe 
berechnet, die Kosten wegen der inzwischen stattgehabten massenhaften 
tioldausraünzungen das Dreifache und mehr betragen. 
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schlag bringt, bestehen darin, dass er die Goldmünze zu einer 
einlösbaren Scheidemünze (billon öchangeable) machen will, in- 
dem die Regierung sich die Prägung derselben ausschliesslich 
vorbehalten soll, um das Publikum gegen übertriebene Emission 
zu schützen, zugleich aber auch für die beständige Einlösbarkeit 
der Goldmünzen gegen Silber zu ihrem Nennwerth Sorge trägt. 
Die Regierung würde sehr leicht erkennen, wann die Gold-Aus- 
münzung einzuschränken sei, denn die Ueberfüllung des Umlaufs 
mit Goldmünze würde sich sofort durch den stärkeren Zudrang 
zur Einlösung gegen Silber darthun. Der Werth der Goldmünzen 
würde unter diesen Umständen nicht mehr durch den schwanken- 
den Werth des Goldes, sondern durch den gegenwärtig fast 
stabilen Werth des Silbers geregelt werden. 

Gegen die Ausführbarkeit dieses Plans, der sich auf den 
ersten Blick vielleicht Manchem empfiehlt und der durch die 
Bezeichnung der vorgeschlagenen einlösbaren Goldmünzen als 
goldene Banknoten treffend charakterisirt wird, ist von Hrn. 
Dupuit bei einer Besprechung in der volkswirtschaftlichen Ge- 
sellschaft in Paris J ) und später eingehender noch von Hrn. 
Chevalier das wesentliche Bedenken geltend gemacht, dass, sobald 
die Abweichung der wirklichen Werthrelation von der für die 
Landesgoldmünze gesetzlich angeordneten bedeutender geworden, 
die Gefahr sehr nahe liege, durch die genaue Nachmachung der 
Goldmünzen zu demselben Gewicht und Feingehalt, und durch 
massenhafte Präsentation solcher nicht füglich zu unterscheiden- 
der Goldstücke zur Einlösung gegen Silber die Staatskasse in 
die grössten Verluste gebracht zu sehen. 

In demselben Jahre (1854) sprach sich Hr. Courcelle 
Seneuil in einer Anzeige verschiedener auf die Goldfrage bezüg- 
licher Schriften zu Gunsten der reinen Silberwährung aus und 
rühmte das Vorgehen Hollands in dieser Richtung 2 ). Unter den 
beiden Edelmetallen sei Silber dasjenige, das unter dem Ein- 
flüsse gewöhnlicher Ereignisse am wenigsten schwanke. Eine 



1) Journ. des econom. (1854) 2. se>. T. III. p. 303 ff. 

2) Journ. des ticenom. (1854) 2. se>. T. II, p. 62 ff. Trois publica- 
tions nouvelles sur la question de l'or par M. M. Stirling, Newniarch, Vrolik. 

4* 
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politische Erschütterung, ein Krieg alterire unendlich mehr den 
Werth des Goldes als den des Silbers. Das Entdecken neuer 
Goldfelder, das vermutlich noch für lange Zeit nicht selten vor- 
kommen werde, habe fast ebenso merkliche und plötzliche Wir- 
kungen. Der Werth des Silbers hingegen könne in sehr erheb- 
licher Weise nur durch eine bedeutende Vervollkommnung in der 
Bearbeitung der Minen, durch eine Verminderung der Produc- 
tionskosten sinken. — Bei einer etwas späteren Gelegenheit er- 
klärt indess derselbe Gelehrte die Doppelwährung nach dem 
französischem System für das Richtigste ')• In diesem System, 
sagt er, bildet Silber die Münzeinheit, allein zwischen Silber und 
Gold wird ein gesetzliches Verhältniss zugelassen. Bis jetzt 
kann das Publikum nach seinem Belieben Goldmünzen oder Sil- 
bermünzen prägen lassen, und im Verkehr wird dasjenige Metall 
benutzt, dessen verhältnissmässiger Werth am niedrigsten ist. 
Da aber die Ursachen, welche die Werthrelation der Edelmetalle 
schwanken lassen, verschieden sind, so werden die Wirkungen 
der Entwerthung des einen Metalls gemildert durch die Existenz 
einer grossen Menge von Münzen des anderen Metalls, das 
seinen Werth behauptet hat. In der Theorie mag dies System 
seine Unzuträglichkeiten haben, allein es ist dasjenige, bei dem 
der Geldwerth am wenigsten schwankt; er wirkt genau wie ein 
Kompensator. — — Dies System wird einige Schwierigkeiten 
darbieten, wenn der wirkliche Werth eines der Edelmetalle um 
ein Viertel oder ein Drittel seines gesetzlichen Werthes sinkt; 
diesem last sich indess im voraus vorbeugen, wenn man zeitig 
das Ausmünzen desjenigen Metalls beschränkt, dessen Entwer- 
thung im Werke ist — 

Der frühere Minister Hr. V. Lanjuinais empfiehlt in einem 
am 1. Juli 1855 veröffentlichten Aufsatze 2 ) einstweilige Beibe- 



1) Journ. deseconom. (1854) 2. ser. T. III. p. 306. Sociale d' economic 
politique. Keunion du 5 Aoüt 1854. Question de la monnaie d'or. Ausger 
den schon erwähnten Bemerkungen des Herrn. Dupuit und der oben ange- 
fahrten des Hrn. Courcelle Seneuil sind aus dieser Sitzung keine weitere 
Notizen hervorzuheben. 

3) Nouvelles recherches sur la question de Tor. Revue des deux 
mondes. 2. ser. T. XI. p. 120 ff. Paria 1865. 
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haltung des bestehenden Systems, durch welches die Goldwährung 
von selbst werde herbeigeführt werden. Die Versuch einer Her- 
stellung der reinen Silberwährung in Frankreich erscheint ihm 
im höchsten Grade bedenklich ; in dem Ausströmen des Silbers und 
dessen reichliche Ersetzung durch Gold hingegen sieht er keinen 
Nachtheil für das Land. Eine sehr erhebliche Veränderung in 
der Werthrelation der Edelmetalle sei nicht zu erwarten; die 
Erfahrung zeige, dass das Sinken des einen Metalls stets eine, 
wenn auch nicht ganz übereinstimmende , doch ziemlich ent- 
sprechende Werlhverringerung auch des anderen Edelmetalls mit 
sich bringe, indem zwischen beiden als Münzstoffen eine gewisse 
Solidarität bestehe. Die Behauptung, dass auf Grund des Münz- 
gesetzes vom Jahre XI die Gläubiger irgend ein Recht hätten, 
beim Sinken des Goldwerths Bezahlung in Silber nach der Münz- 
einheit des Francs zu 5 Gramm Silber */io fein zu fordern, 
weist Hr. Lanjuinais, als vom juristischen Gesichtspunkte gänz- 
lich unstatthaft, mit Entschiedenheit zurück. Dasselbe Gesetz 
habe die Ausmünzung von Goldstücken von einem genau ange- 
gebenen Gewicht und Feingehalt und auf eine bestimmte Zahl 
Francs lautend verfügt. Ein neues Gesetz könne die Münzein- 
heit oder die vorgeschriebene Werthrelation zwischen Gold und 
Silber ändern; allein kein Gläubiger einer in Francs ausge- 
drückten Verbindlichkeit könne die in gesetzlicher Gold- oder 
Silber-Münze ihm angebotene Zurückzahlung ablehnen. Wenn 
die Erledigung der Frage nicht so von selbst einleuchtend wäre, 
müsste man bedauern, dass sie angeregt sei, denn in Geldsachen 
habe man sich zu hüten Zweifel hervorrufen, an die früher nie 
gedacht sei. 

Unter den bestehenden Verhältnissen (1855) scheine für 
Frankreich noch keine genügende Veranlassung gegeben zu 
sein, dem englischen oder amerikanischen Münzsystem zu folgen. 
Sollten aber später besondere Umstände eintreten, die kleinen 
Goldmünzen dem Bedürfniss der Cirkulation sich nicht anpassen, 
die Silberausfuhr so stark werden, dass die nothwendigen Zah- 
lungen in Theilmünzen dadurch erschwert würden, so werde 
man allerdings auf neue Maassregeln Bedacht zu nehmen haben. 
Dann aber werde es verständig sein, dass Frankreich sich dem 
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Vorgänge derjenigen Nationen anschliesse, deren Wohlstand und 
Handel jetzt am höchsten stehen und deren Interessen mit denen 
Frankreichs am meisten Analogie darbieten, — also Annahme 
der Goldwährung und Reducirung des Silbergeldes zur Scheide- 
münze. 

Die Ansichten des Hrn. Lanjuinais wie die hiermit wesent- 
lich tibereinstimmenden des Hrn. M. Poisat x ) wurden von Hrn. 
Baudrillard bekämpft, von dessen Abhandlung indess der speciell 
über die Reform des französischen Münzwesens handelnde Ab- 
schnitt nicht erschienen ist 2 ). 

Die vollständigste und klarste Darlegung der Gründe, welche 
zu Gunsten der Aufrechthaltung und Wiederherstellung der Sil- 
berwährung und deshalb für die Demonetisation des Goldes 
geltend zu machen sind, findet sich ohne Zweifel in einer Reihe 
von Aufsätzen, welche Hr. M. Chevalier im Jahre 1857 über 
die wahrscheinliche Entwerthung des Goldes, die sich hieran 
knüpfenden socialen und kommerciellen Folgen und die dadurch 
hervorgerufenen Maassregeln veröffentlicht und zwei Jahre später, 
unter Beifügung von älteren Actenstücken über die französische 
Münzgesetzgebung, in einem besonderen Werke herausgegeben 
hat s ). 

Hr. Chevalier entwickelt hier aufs Neue mit allen ihm zu 
Gebote stehenden Belegen die seit 1850 mit grösster Beharrlich- 
keit von ihm verfochtenen , vorhin schon angeführten Ansichten. 
Sein Vorschlag, wie den grossen Nachtheilen, mit denen die 
Münzzerrüttung und das Sinken des Goldwerths das Land be- 
drohen, vorzubeugen sei, geht dahin, falls das principiell rich- 



1) Question de l'or et de la circulation mondtaire des metaux pre- 
cieux par M. Poisat, Paris 1855. 

2) Des crises monotaires et de la question de l'or par H. Baudrillart 
(1. partie) im Journal des «Jcon. (1855) 2. se>. T. VII. p. 860—389 ff. Die 
am Schluss angekündigte Fortsetzung ist nicht erschienen. 

3) De la baisse probable de l'or, des consequences commerciales et 
sociales quelle peut avoir et des mesures quelle provoque; par M. Che- 
valier. Avec pieces justificatives. Paris 1859. Gleichzeitig erschien eine 
englische Uebersetzung von R. Cobden. — Der erste Abdruck findet 
sich in der Revue des deux mondes von 1857. 2. pe>. T. XI. p. 561— 5!)3; 
837—865. T. XII. p. 1—32. 
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tigste Mittel, die Einziehung sämmtlicher umlaufender französi- 
scher Goldmünzen und deren Umprägung zu Stücken mit alleiniger 
Bezeichnung ihres Grammen - Gewichts, zu schwierig erscheine, 
so möge gesetzlich angeordnet werden , dass der Werth der 
jetzigen Goldmünzen sich in Zukunft nur nach der wirklichen 
Werthrelation zwischen Gold und Silber richten solle; wonach 
also bei sinkendem Goldwerthe z. B. das ZwanzigfrankenstUck 
resp. 19 fr. 50 C, dann 19 fr. u. s. w. zu gelten habe. Zur 
Erleichterung der kleineren Umsätze könne, etwa von 6 zu 6 
Monaten, derjenige Werth, wozu die öffentlichen Kassen die 
Goldmünzen annehmen, bekannt gemacht werden, was dann auch 
zur Richtschnur des gewöhnlichen Verkehrs dienen würde. Treffe 
man dabei noch die Verfügung, dass Niemand gehalten sei, über 
tausend Francs Zahlung in Gold anzunehmen, so würde eine 
solche halbjährige Tarifirung keine wesentliche Unzuträglichkeit 
mit sich führen. 

„Auch die Rücksicht auf das metrische Maass- und Gewicht- 
system, welches jetzt immer weitere Vorbereitung finde, spreche 
für Beibehaltung der ursprünglichen reinen Silberwährung. So- 
bald die Münzeinheit nicht mehr durch 5 Gramm Münzsilber, 
sondern durch 0,322581 Gramm Münzgold dargestellt werde, 
entstehe eine nicht auszugleichende und höchst störende Lücke 
im allgemeinen metrischen und decimalen System. 

Hr. Chevalier schliesst seine Darstellung mit folgender Be- 
trachtung. 

»Auf zweierlei Weise kann man die Vorschriften der Münz- 
gesetzgebung v. J. 1803 brechen und für Frankreich die damit 
verknüpften Rechtsverletzungen, Leiden und Störungen aller Art 
herbeiführen. Die erste Art und Weise, und zwar die offenere 
und kühnere, würde die sein, ohne Verzug dem gesetzgebenden 
Körper einen Gesetzentwurf vorzulegen, worin erklärt wird, dass 
in Zukunft das Silber der Rolle' enthoben sei, welche ihm die 
bisherige Gesetzgebung zugetheilt hat und dass fortan Gold die 
Landeswährung sein solle. — Die andere, furchtsamere Art und 
Weise besteht darin, als ruhiger Zuschauer die Dinge immer 
weiter bis an's Ende den Verlauf nehmen zu lassen, den sie 
von selbst eingeschlagen haben. Alsdann wird das Silbergeld 
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so zu sagen bis zum letzen Fünffrankenstück aus Frankreich 
unaufhaltsam fortgehen. Um endlich doch wenigstens die kleineren 
Münzstücke im Lande zu behalten, wird man nicht umhin können, 
dieselben zu Scheidemünzen umzugestalten , indem man ihren 
Silbergehalt verringert. Die Demonetisation des Silbers wird dann 
eine vollendete Thatsache sein. Aus welchem Gesichtspunkte 
man aber auch die Sache ansieht, sei es der Interessen, sei es der 
Rechts und der Ehre, zwischen beiden erwähnten Proceduren lässt 
sich ein grosser Unterschied nicht erkennen. Die Folgen werden 
dieselben sein, in beiden Fällen gleich verderblich und verwerflich, 
und die Geschichte wird darüber einst ein strenges Urtheil fällen." 
Wie früher erwähnt, hatte die französische Regierung be- 
reits i. J. 1850 eine Erörterung der Münzgesetze in Bezug auf 
die Goldfrage durch eine Kommission veranlasst, deren Ergebniss 
indess sich darauf beschränkte , dass man weitere Erfahrungen 
abzuwarten habe. Zu Ende des Jahres 1856 lagen nunmehr 
solche Erfahrungen der auffallendsten Art vor. Die Summen der 
Goldausmünzung, welche unter Louis Philipp in 18 Jahren nur 
ca. 2 Iß Millionen Fr. betragen hatte, war für die 7 Jahre von 
1850 bis 1856 auf 2177 Millionen Fr. gestiegen, die Mehr-Aus- 
fuhr des Silbers aus Frankreich hatte, selbst nach den Zolllisten, 
in den Jahren 1852 bis 1856 den Betrag von über 800 Millionen 
Fr. erreicht und die gute Silbermünze wurde von Woche zu 
Woche seltener. Die volkswirtschaftliche Publicistik hatte sich 
lebhaft und vielseitig mit der Sache beschäftigt. Die Regierung 
konnte unter diesen Umständen nicht umhin, jetzt aufs Neue die 
Angelegenheit in Erwägung zu ziehen. Vom Finanzminister 
ward durch Verfügungen vom 7. Februar und 3. April 1857 
und 8. Januar 1858 wiederum eine Kommission von Sachver- 
ständigen hiefür niedergesetzt, welche den Auftrag erhielt: »die 
hauptsächlichen Ursachen der Lage des Münzwesens zu erfor- 
schen , die verschiedenen Fragen , die sich hieran knüpfen , zu 
prüfen, und hinsichtlich deren Lösung, wie die allgemeinen Inte- 
ressen des Landes solche verlangen können, ihren Rath zu er- 
theilen ')." Die Kommission bestand aus zwölf Mitgliedern, 

1) Der vollständige KommiMionsbericbt (Ministere des flnances. Docu- 
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nämlich den Herren Schneider, de Parieu, Ehe de Beaumont, 
Vuillefroy, Boinvilliers, Vuitry, de Germiny, Alf. Leroux, M. Che- 
valier, Gr&erin, Pelouze, E. Andrö. 

Dass die Regierung jetzt die ganze Wichtigkeit und Schwie- 
rigkeit der Münzfrage erkannte, lässt sich aus dem der Kom- 
mission vorgelegten Programm abnehmen, das zugleich die ver- 
schiedenen dabei in Betracht kommenden Rücksichten deutlich 
hervorhebt. Es lautet : 

1) Welche wirkliche Bedeutung hat das Ausströmen des 
Silbers ? 

2) Welches sind die mittelbaren oder unmittelbaren Ursachen 
dieses Vorganges? — Der im Vergleich mit Gold gestiegene 
Werth des Silbers ; die natürliche Gestaltung des französischen 
Handels mit solchen Ländern, die das Silber vorziehen; die 
Privat-Spekulation der Geldwechsler und Affineure. — Wie viel 
kommt auf Rechnung jeder dieser Ursachen? 

3) Welchen vorteilhaften oder welchen schädlichen Einfluss 
kann, vom allgemeinen Gesichtspunkte aus, das Einschmelzen 
oder die Ausfuhr der Silbermünze haben? — Welcher Nutzen 
kann daraus entstehen, abgesehen vom Privatvortheil der Geld- 
wechsler und Affineure? — Welche Nachtheile können daraus 
erwachsen für die Bank, und in Folge hiervon auch für den 
Handel, durch die Verringerung ihrer Baarbestände; — dem Staate 
durch die Nöthigung auf seine Kosten fortwahrend die einge- 
schmolzenen Münzen durch neue Ausprägungen zu ersetzen; 
dem Handel durch Entziehung einer Münzsorte, welche ihm für 
seinen Verkehr mit gewissen Ländern nothwendig ist, oder durch 
ihm auferlegte Wiederbezahlung der Prämie, welche die Wechsler 
zu ihrem Privatvortheil genossen haben, wenn jene Münzen später 
für Handelszwecke wieder anzuschaffen sind ? 

4) Soll die Regierung, Angesichts dieses Zustandes und 
seiner Folgen Nichts thun? — Wenn sie aber handeln soll, 
welche Maassregeln hat sie zu ergreifen ? 

ments relatifs a la question monetaire, Paris, Imprimerie imperiale 1858. 4°) 
hat uns leider nicht vorgelegen. Was wir darüber mittheilen ist entnommen 
aus den Auszügen in den neuesten Schriften von M. Chevalier und Levas- 
seur und dem Journal des e'conom. 2. ser. T. XXVI. p. 1 ff. (1860., 
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Man hat verschiedene vorgeschlagen : a) Demonetisation des 
Goldes, indem man dasselbe lediglich zu einer Waare macht, 
eventuell mit dem Vorbehalt den Werth des Goldes periodisch 
festzustellen; b) die Silbermünze zu einem blos Conventionellen 
Gelde umzugestalten, indem man derselben (wie es in England 
geschieht) einen den wirklichen Werth übersteigenden Nennwerth 
beilegt; c) die Silbermünze zu verändern, indem man derselben 
einen mit dem wirklichen Werth übereinstimmenden Nennwerth 
giebt, d. h. indem man die bestehende gesetzliche Werthrelation 
zwischen den beiden Edelmetallen verändert; d) die Silber- Aus- 
fuhr zu verbieten; e) die Ausgangsabgabe für Silber zu erhöhen; 

f) die Toleranz beim Feingehalt und Gewicht zu verringern; 

g) das Uebel in seiner materiellen und directen Ursache anzu- 
greifen durch ein Gesetz gegen das Einschmelzen der Münze 
(wenn man nämlich zugiebt, dass die alten Gesetze hiergegen 
ausser Kraft getreten sind). — 

Unter den Mitgliedern der Kommission war Hr. Chevalier 
für eine durchgreifende Maassregel ' durch Demonetisation des 
Goldes in Gemässheit seiner früheren Vorschläge; ein anderes 
Mitglied, Hr. de Parieu war ebenfalls für eine durchgreifende 
Reform, freilich nach der entgegengesetzten Seite hin, nämlich 
für Annahme der reinen Goldwährung und Umwandlung der 
Silbermünze zu einer Scheidemünze. Die Mehrzahl der Kom- 
mission erklärte sich jedoch für Aufrechthaltung der bestehenden 
Münzgesetzgebung und Anwendung von Palliativmaassregeln zu 
diesem Zwecke. 

Der wesentliche Inhalt des Kommissions-Gutachtens ist folgen- 
der: Die hauptsächliche Ursache der in den letzten Jahren er- 
fahrenen Störung im französischen Münzsystem liegt in der un- 
gewöhnlichen Nachfrage nach Silber zur Ausfuhr nach dem 
östlichen Asien. Diese Nachfrage hat die Steigerung des Silbers 
im Verhältniss zu anderen Waaren bestimmt. Der Werth des 
Goldes ist trotz der grossen Production desselben in Kalifornien 
und Australien nicht gefallen. Das beste Mittel, die entstandenen 
Schwierigkeiten zu beseitigen, besteht darin, die durch die Gesetz- 
gebung des Jahres XI festgesetzte, oder richtiger gesagt, bestätigte 
Werthrelation der Edelmetalle von 1 zu 15 1 /* mit aller Kraft in 
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Frankreich aufrecht zu erhalten. Um die ausländischen Märkte 
zu verhindern, in dieser Hinsicht Einfluss auf den französischen 
Markt auszuüben, hat man nur nöthig, die Silberausfuhr mit 
einer hohen Abgabe zu belegen und gegen diejenigen, welche 
solche Ausfuhr als eigenes Geschäft betreiben oder befördern, 
angemessene Strafen anzuordnen. 

Man kann sich in der That des Erstaunens nicht erwehren, 
wenn man dies Ergebniss einer Kommission betrachtet, welche 
sich ein ganzes Jahr Zeit nahm zu ihrer Arbeit und in Paris 
versammelt war, wo von einer Anzahl ausgezeichneter National- 
ökonomen die Gold- und MUnzfrage seit einer Reihe von Jahren 
aufs eifrigste erörtert war, und, wie verschieden auch sonst 
immer die Ansichten sein mochten, doch darüber völlige Ueber- 
stimmung herrschte, dass das Wiederhervorholen veralteter und 
sowohl von der Theorie wie Praxis längst verurtheilter Gesetze 
zur Verhinderung des Einschmelzens und Exports von Kontanten 
eine ebenso an sich ungerechte wie verkehrte und erfolglose 
Maassregel sei. 

Die Regierung hat auch nicht die mindeste Neigung an den 
Tag gelegt, den ertheilten Rathschlögen dieser Art irgend weitere 
Folge zu geben, nachdem, wie schon oben erwähnt, einige Vor- 
kehrungen, welche man im Laufe von 1857 in diesem Sinne 
begonnen hatte, sehr bald auf sich beruhen blieben. 

Von besonderem Interesse sin at r die thatsächlichen Aus- 
künfte, welche als Material für die Erwägungen der Kommission 
von den General-Steuereinnehmern und den Zweiganstalten der 
Bank von Frankreich im April 1857 aus den verschiedenen 
Theilen des Landes herbeigeschafft waren, und für jeden, der 
sich mit der Sache näher beschäftigt, eine sehr willkommene Er- 
gänzung zu den oben mitgetheilten wissenschaftlichen Erörterungen 
der französischen Nationalökonomen bilden. 

Auf die Frage : ob die Silbermünze aus dem Departement 
in erheblichem Maasse abzufliessen und durch Goldmünze ersetzt 
zu werden die Tendenz habe? lauten die Antworten aus 10 
Departements einfach verneinend und in 5 anderen hat sich eine 
solche Bewegung nur wenig bemerklich gemacht : aus 70 Depar- 
tements wird dagegen berichtet, dass Hip Substituirung des Goldes 
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an die Stelle des Silbers und der Abfluss des letzteren anerkannte 
Thatsachen seien, und in sehr vielen derselben wird das noch 
vorhandene Silbergeld auf nur ein Drittel des Münzumlaufs ge- 
schätzt. 

Auf die Frage : welcher Ursache diese Bewegung zuzu- 
schreiben ? erwiedern 44 Einnehmer : der Spekulation allein, 
oder doch der Spekulation verbunden mit wirklichen kommer- 
ciellen Bedürfnissen. Alle übrigen erkennen übereinstimmend 
an, dass in ihren Departements keine solche Spekulation sich be- 
merkbar mache und dass fast der ganze Abzug von Silbergeld 
durch Handelsoperationen herbeigeführt sei. 

Was den Umlauf der kleineren Münzstücke von 2, 1 und 
V2 Franc betrifft , so klagt man in 14 Dapartements über unge- 
nügenden Vorrath, in einzelnen entstehen sogar daraus Verlegen- 
heiten ; in 1 G anderen klagt man nicht eben über Mangel, möchte 
aber gern noch mehr haben; in den übrigen 55 Departements 
hat man die fraglichen Münzen reichlich, an einigen Punkten 
beinahe zu reichlich. 

In 12 Departementen, wird in den Berichten bemerkt, lassen 
sich die goldenen Fünffrancstücke nur mit Schwierigkeit aus- 
geben. 

Unter den Zweigbanken erklären die in Bordeaux und Nantes, 
dass fast jedes Schiff, das nach den indischen Gewässern abgehe, 
mindestens 80,000 bis 100,000 Francs in Silbermünze mitnehme, 
sowie auch Silber in Barren. Der Aufkauf der Fünffrankstücke 
sei lebhafter als je, man sammle diese Münze fast Thür bei Thür, 
um sie dann sackweise nach Paris zu schicken. — Das Fünf- 
francstück, sagt der Bericht aus Rouen, hat in allen Ländern, 
wo früher der alte spanische Piaster allein Cours hatte, diesen 
ersetzt, ja mancherwärts ganz verdrängt. Handlungshäuser z. B., 
die jährlich bedeutende Beträge Wolle aus Tunis und Marocco 
beziehen, bezahlen jetzt diese regelmässig durch dahin gesandte 
baare Fünffrancstücke. 

Siebenzig General-Steuereinnehmer und sämmtliche Zweig- 
banken bezeugen, dass die Münzverhältnisse im Allgemeinen eine 
völlige Umgestaltung erfahren hätten, Gold sei an die Stelle von 
Silber getreten; seitens des Handelsstandes werde aber keine 
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Klage darüber laut, an manchen Plätzen vielmehr darin eine Er» 
leichterung des Handels erblickt 

Unter den nach Erscheinen des eben besprochenen Kommis- 
sionsberichts bis jetzt (Februar 1858 bis Juni 1861) stattgehabten 
Erörterungen oder Publikationen in Bezug auf das französische 
Münzwesen — . abgesehen von den damit engverbundenen Münz- 
fragen in der Schweiz und Belgien, die eine besondere Besprechung 
finden sollen — sind noch folgende zu erwähnen. 

Herr E. Levasseur hat in seinem Werke über die Gold- 
frage '), dessen Vorwort vom 1. Juni 1858 datirt ist, auch die 
Münzreformen , welche durch die neue Goldgewinnung für Frank- 
reich hervorgerufen würden, speciell besprochen. 

Das Ergebniss seiner hierauf bezüglichen Untersuchungen 
und der daraus abgeleiteten Folgerungen wird in folgenden Sätzen 
zusammengefasst : 

In den 9 Jahren von 1848 bis 1857 sind über 8200 Mill. 
Francs zum Münz-Kapital der civilisirten Völker hinzugekommen 
und haben es um ungefähr 25 Procent vermehrt. Die jährliche 
Production an Edelmetall, welche durchschnittlich 220 Millionen 
betrug, ist auf 913 Mill. Francs gestiegen. — Frankreich hatte 
einen Edelmetallvorrath von 3500 Millionen Francs, wovon etwa 
5 /6 Silber waren. In den 10 Jahren von 1848 bis 1858 hat es 
dazu an Edelmetall 4077 Millionen Fr. eingeführt und es be- 
wahrte am 1. Januar 1858 einen Gesammtbetrag von 4886 Mil- 
lionen Fr., wovon mehr als 2 /s in Gold bestanden. 

Neun Zehntel, d. h. der bei weitem grösste Theil dieses 
Edelmetalls ist in Münze verwandelt. Die industrielle Verwen- 
dung, wenn sie auch sehr zugenommen, bleibt dahinter doch 
immer weit zurück. Frankreich, England und die Vereinigten 
Staaten, diese drei Länder allein, haben im erwähnten Zeitabschnitt 
mehr als 6000 Millionen Francs in Gold ausgemünzt. 

In Frankreich hat man von 1848 bis 1857 durchschnittlich 
um V* weniger Silber, und 22 mal mehr Gold gemünzt, als früher. 



1) La question de l'or. Leg mines de Californie et d'Australie etc. 
L'influence des nouvelles mines d'or sur la socie'te'. Leur avenir. Les pro- 
blemes qu'elles soulevent. Les reformes quelle» provoquent. Par E. Levas- 
seur. Par 1858. 
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Der Mttnzreichthum ist von 3 auf 4. Milliarden Francs gestiegen, 
denn wenn auch 2890 Millionen Fr. Münzen neu geprägt sind, 
so ist doch der schliessliche Mehr-Vorrath, der im Lande (bis 
Ende 1857) verblieben, nur auf 1 Milliarde anzunehmen. 

Als praktische Folgerungen sind hieraus abzuleiten die An- 
nahme eines einzigen Metalls als Münz-Standard und die Demone- 
tisation des Silbers. Wenn es mitten unter den oft unvermeid- 
lichen Revolutionen, welche Frankreich zu erfahren hat, einen 
Punkt giebt, wo eine gute Gesetzgebung vollständig Abhülfe 
schaffen kann, so ist es im Münzwesen. Frankreich ist bisher 
immer in der falschen Lage gewesen, auf dasjenige Edelmetall 
angewiesen zu sein, welches die Spekulation ihm zu lassen für 
gut befunden hat. Vor 10 Jahren konnte man noch über das 
zu wählende Heilmittel berathen und zwischen Gold und Silber 
schwanken. Heutigen Tags haben die vollendeten Thatsachen 
Frankreich zu sehr gebunden, als dass es noch zurücktreten 
könnte. Das Interesse der Gegenwart wie der Zukunft gebietet 
die Annahme der alleinigen Goldwährung. Möchte Frankreich 
diesen Schritt nicht zu lange aufschieben, um neuen Münz-Revo- 
lutionen vorzubeugen und um nicht der Privat-Spekulation die 
Vortheile zu überlassen, auf welche bei der Münzreform der 
Staat einen legitimen Anspruch hat! 

Ein nicht minder entschiedener Anhänger der Goldwährung 
als Hr. Levasseur ist Hr. de Parieu. Derselbe hatte, wie schon 
erwähnt, diese Ansicht als Mitglied der Kommission vom Februar 
1857, also schon vor Levasseur ausführlich motivirt. Seitdem 
sind noch mehrere Aufsätze desselben in dem nämlichen Sinne 
erschienen ') , deren wesentlicher Inhalt sich in nachstehenden 
Auszügen zusammengefasst findet. 

Gold ist jetzt das hauptsächliche Geld in Frankreich gewor- 
den. Dies wird dadurch bewiesen, dass abweichend von der 
bisher befolgten Regel, wonach der Handel allein Edelmetall in 
die Münze lieferte, seit einiger Zeit der Staat genöthig ist, auf 

1) Revue contemporaine vom 31. Octobre 1858 u. 15. Mars 1860 ; 
Journal des econom. 1860. 2. »it. T. XXVI. p. 1 ff. La question mon<5- 
taire fiancaise considcSrtSe dans ses rapports avec la legislation monetaire 
des pays (Strangers. 
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seine Kosten die kleineren Sorten Silbermünze prägen zu lassen. 
Silber zieht sich mehr und mehr weg, Gold hingegen strömt zu ; 
letzteres dringt in die Gewohnheit ein, man mag es gerne wegen 
der Bequemlichkeit für den Verkehr und es bildet jetzt das eigent- 
liche Element des Geldumlaufs in Frankreich. 

Die Regierung muss nunmehr die Gesetze mit den That- 
sachen in Einklang bringen und dasjenige Metall als Standard 
annehmen, welches die Ereignisse, welche stärker sind als alle 
legislativen Beschränkungen, künftig zu dieser Function berufen. 

Die Regierung hat in dieser Beziehung ein vollständiges 
Recht ; sie kann Gold als Standard annehmen, wie sie von jetzt 
an durch einen einfachen Befehl an ihre Kassirer, alle ihre 
Zahlungen in Gold leisten kann. 

Die Anhänger des Silbers haben freilich behauptet, dass das 
Gesetz vom Jahre XI Silber als unabänderlichen Standard hin- 
gestellt und Gold nur in völlig untergeordneter Stellung als 
Münze zugelassen habe; dass der Staat, wenn er jetzt dies 
System umstosse, das Recht oder doch wenigstens die Billigkeit 
verletzen werde. 

Richtiger wird es sein, wenn man sagt, dass zwei sich ent- 
gegengesetzte Einflüsse in der Redaction des Gesetzes vom 
Jahre XI ihre Spuren zurückgelassen, dass es zwei entgegen- 
gesetzte Principien vereinigt hat, ohne sich Rechenschaft zu 
geben von ihrer Unvereinbarkeit, und dass es schliesslich auf 
eine radikale Inkonsequenz hinausgekommen ist. Nachdem das 
Gesetz nämlich im ersten Artikel das Princip der Einheit des 
Standards 'festgestellt hatte, hat es dasselbe in seinem 8. Artikel 
wieder aufgehoben durch das feste Werthverhaltniss, das jetzt 
alle unsere Verlegenheiten herbeiführt. Diesem Gesetze gemäss 
ist die Regierung so wenig an das Silber gebunden, dass sie 
die Befugniss hat, nach Belieben, sowohl in Gold wie in Silber, 
ihre Verbindlichkeiten zu erfüllen. Der Staat hat, mit anderen 
Worten, eine alternative Schuld ; demnach hat er nicht nur An- 
standshalber keine Veranlassung seine Schulden mit dem theureren 
Stoffe zu bezahlen, sondern es wäre offenbare Ungerechtigkeit, ihn 
dazu zwingen zu wollen. Es sind dies die Grundsätze des Code 
Napoleon. Diese zarten Rücksichten wendet man nicht an gegen 
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andere Schuldner, und noch mehr, man wendet sie gegen den 
Staat selbst nicht an, der seit einiger Zeit alle seine Zahlungen 
in Gold leistet, ohne dass eine einzige Reklamation gegen ihn 
erhoben wäre. 

Der Staat hat also das formelle, positive, unbestreitbare, 
unbestrittene Recht, seine Verbindlichkeiten in Gold zu erfüllen. 
Wenn er sich dieses Metalls für einen Theil seiner Zahlungen 
bedienen darf, so kann er es ebenso gut für alle, und indem 
er dasselbe als Basis seiner Münzordnung annimmt, wird er nur 
von seinem Rechte Gebrauch machen. 

Die Anhänger des Silbers citiren England als dasjenige 
Land, wo die öffentliche Treue in Geldsachen immer am streng- 
sten beobachtet worden sei. Nun wohl ! England hat gerade 
das gethan, was Frankreich jetzt noch zurückweist; es hatte 
zwei Standards, es hat zwischen ihnen gewählt und zwar 
das Gold. 

Die angebliche Verletzung des Anstandes besteht nicht in 
der Aufrechthaltung beider Standards, sondern in der Wahl zwi- 
schen beiden. Wenn zwei Währungen bestehen, zahlen die 
Regierungen stets in derjenigen, welche den geringsten Werth 
hat. Warum zahlte in Frankreich der Staat früher in Silber? 
weil Silber gegen Gold verlor. Warum zahlt er jetzt in Gold? 
weil Gold gegen Silber verliert. Ist es nicht loyaler, diese Alter- 
native aufzugeben und für die Zukunft in einem ganz klaren 
und alleinigen Standard alle auf bestimmte Summen lautende 
Schulden festzustellen ? Man folge also dem Beispiele Englands, 
d. h. desjenigen Volkes, welches die volkswirthschaftlichen Grund- 
sätze und die grossen Gesetze des Handels am besten versteht; 
man nehme das Gold als Standard an und verweise das Silber 
auf die Rolle der Scheidemünze. 

Alsdann wird man sich nicht weiter wegen der Ausfuhr des 
Silbers zu beunruhigen haben und der Cirkulation der Edel- 
metalle wie den sonstigen Handelsumsätzen freien Lauf lassen 
können. Man wird zugleich gewiss sein, die Theilmünzen zu 
bewahren, denn zu dem System gehört, dass man diesen Stücken 
einen konventionellen Werth beilegt, der höher ist als der innere 
Metallwerth, den sie enthalten, so dass Niemand ein Interesse 
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hat , sie zu exportiren. Man wird ausserdem die Anfertigung 
dieser Theilmünzen auf das Bedttrfniss der inländischen Umsätze 
beschränken und den Ueberschuss der jetzigen Silbermünze dem 
Handel zur Verfügung stellen. Für die Privat-Interessen wird 
übrigens aus dieser Beilegung eines fictiven Werths keine Ge- 
fahr erwachsen, denn, da die Silber-Scheidemünze nur zur Aus- 
gleichung dienen soll, wird Niemand verbunden sein, davon über 
eine gesetzlich bestimmte Summe in Zahlung zu nehmen. 

Ein solches System entspricht am besten den Anforderungen 
der Theorie, denn es bringt Frankreich zur Einheit des Standards 
zurück; es ist das loyalste, denn es macht die Rechte der Gläu- 
biger und Verbindlichkeiten der Schulden unveränderlich; es ist 
dem Handel am günstigsten, denn es stört ihn durchaus nicht 
und passt am besten für die internationalen Beziehungen, weil es 
dieselbe Basis hat, wie das Münzwesen der beiden grössten 
Nationen der Erde; endlich ist es das praktischste, weil es dem 
bequemsten Gelde den Vorrang einräumt. 

Was die Frage der Opportunität betrifft, so wird man, wenn 
eines Tages die Macht der Umstände zu dieser Maassregel führt, 
bedauern, sich nicht früher dazu entschlossen zu haben. Je länger 
man damit wartet, um so schwerer werden die Argumente der 
Anhänger des Silbers ins Gewicht fallen, denn der Abstand von 
der durch das Gesetz vom Jahre XI aufgestellten Werthrelation 
wird um so auffalliger und das angebliche Fallissement des 
Staats um so beträchtlicher erscheinen. 

Endlich wird die praktische Ausführung dieses Systems keine 
Schwierigkeit machen. Die Umprägung des Silbers wird ebenso 
vor sich gehen, wie letzthin die Umprägung der Kupfermünze. 
Der Staat wird den Inhabern der Silbermünzen die Fakultät lassen, 
sie entweder selbst einzuschmelzen und so den Mehrwerth des 
Metalls sich zu Nutzen zu machen, oder sie den öffentlichen 
Kassen einzuliefern, wo dann der Staatskasse die Differenz zu 
Gute kommt. Die Interessen der Privaten werden also völlig 
geschützt sein und für den Staat wird aller Wahrscheinlichkeit 
nach die Operation eher vorlheilhaft als lästig sein. — 

Hr. Chevalier hat sich durch die Erörterungen der Herren 
Levasseur und de Parieu durchaus nicht von seiner Ansicht ab- 

Zeittchr. f. Staats*. 1842. I. Heft. 5 
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bringen lassen, vielmehr in der schon erwähnten neuen Ausgabe 
seiner Aufsätze über die Entwertung des Goldes jenen nach- 
drucklichst widersprochen. 

Ganz im Sinne des Hrn. Chevalier und mit wiederholter 
Geltendmachung aller wesentlichen Gründe desselben hat letzthin 
(Juni 1860) Hr. de Fontenay die Demonetisation der Goldmünzen 
und die Rückkehr zur SilberwUhrung dringend zur Sprache 
gebracht ')• 

Eine im vorigen Jahre (1860) erschienene Schrift eines 
Hrn. Löon ') über die französische Münzfrage schliesst sich im 
Allgemeinen der von Hrn. Chevalier vertretenen Ansicht an, 
dass einzig und allein 5 Gramm Silber von 9 /io Feinheit die 
gesetzliche Münzeinheit in Frankreich bilden, dass es, wenn auch 
zweierlei Münzen, doch nur Einen Standard gebe; sämmfliche 
Münzen ständen jetzt gesetzlich in einem bestimmten Verhältniss 
zum Franc, d. h. zu dem Münzstück von 5 Gramm Silber. Dem 
jetzigen ungewissen factischen Zustande, der durch die Zulassung 
der Goldmünzen zu ihrem Nennwerthe entstanden, müsse aber 
jedenfalls ein Ende gemacht werden, mittelst konsequenter Durch- 
führung einer alleinigen Währung, sei es nun Gold oder Silber. 
Dem letzteren giebt der Verfasser den Vorzug; erachtet indess 
die Annahme der Goldwährung in dem Falle für rathsam, wenn 
es Frankreich gelingen sollte, mit England und den Vereinigten 
Staaten über ein gemeinsames, auf metrisches Gewicht begründe- 
tes Goldmünzsystem sich zu verständigen. In einem späteren 
Aufsatze (vom Januar d. Jahres) scheint der Verfasser den Ge- 
danken, dass eine Wiederherstellung der Silberwährung in Frank- 



1) La question monätaire par R. de Fontenay, im Journal des icono- 
mistes (1860) 2 se>. T. XXVI, p. 391—406. — Eine 1859 zu Gunsten der 
Silberwährung erschienene unbedeutende Brochüre : De la disparition de 
la monnaie d'argent et de son emplacement par la monnaie d'or ou Situation 
monetaire de la France en 1859 par H. de Matigny. Par. 1859, wollen 
wir nur beiläufig erwähnen. 

2) Lettres sur la question des monnaies par Leon. Paris 1830. — 
Eine Anzeige der Schrift durch Hrn. A. E. Hörn (der ebenfalls entschie- 
den für Aufrechthaltung der Silberwihrung ist) und nachträgliche Schreiben 
des Hrn. Leon s. m. im Journal des econom. (1860) 2 se>. T. XXVII. p. 
129 ff. und 301 ff.; XXVIII. p. 123 ff.; XXIX. p. 81 ff. 
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reich gegenwärtig noch praktisch in Frage kommen könne, fast 
aufgegeben zu haben. Er richtet jetzt sein Augenmerk auf die 
Einführung der reinen Goldwahrung, die sich aber dem metri- 
schen System anpassen müsse, zu welchem Zwecke er das 
Gramm Gold zu 9 /io Feinheit als neue Münzeinheit empfiehlt, 
unter Ansetzung einer Konvertirung von drei bisherigen Francs 
auf das Gramm Gold, also nach der Werthrelation von 1:15. — 

Im Mai und Juni dieses Jahres (1861) ist ganz unerwartet 
die Reform des Münzwesens noch im Senat zur beiläufigen Er- 
örterung gekommen, woran sich indess praktische Maassregeln 
der Regierung anschliessen dürften. Die Äussere Veranlassung 
dazu ward durch zwei eingegangene Petitionen gegeben. 

Die erste derselben bezweckte Demonetisation der 5Ü-Centi- 
messtücke und deren Ersetzung durch Stücke von 20, 40, 60 
und 80 Centimes (resp. ä 1 , 2 , 3 , und 4 Gramm Münzsil- 
ber), um dem immer merklicher werdenden Mangel an kleinem 
Silbergeld abzuhelfen. Der Berichterstatter der Kommission bean- 
tragte Ueberweisung der Petition an den Finanzminister und 
dasselbe befürwortete auch Hr. Dumas in der Sitzung des Senats, 
nicht aus Rücksicht auf den speciellen Inhalt der Petition, son- 
dern weil diese mit einem allgemein gefühlten Bedürfnisse des 
Verkehrs in Beziehung stehe und die Verweisung an das Finanz- 
ministerium vermuthlich eine nähere Prüfung des wichtigen Gegen- 
standes herbeiführen werde. Die Sachlage ward von Hrn. Dumas 
im Wesentlichen wie folgt geschildert. Seit Anfang des Jahr- 
hunderts seien in Frankreich etwa 209 Millionen Francs in De- 
cimallheilstücken unter dem Fünffrancstücke geprägt. Davon 
wären aber 8 Millionen Fr. an 25-Centimesstücken in Folge der 
Demonetisation dieser Münzsorte wieder verschwunden; ausser- 
dem sei inzwischen noch eine Menge sonstiger kleinerer Theil- 
münzen älterer Ausprägung eingezogen. Keineswegs würden 
aber noch 201 Millionen Fr. im Umlaufe geblieben sein, sondern 
ein beträchtlicher Theil derselben sei ferner durch Einschmelzung 
oder Ausfuhr dem Verkehr in letzterer Zeit entzogen. Zu An- 
fang 1860 habe man den noch im Umlauf verbliebenen Vorrath 
an kleiner Münze auf 160 Millionen Fr. geschätzt, und seitdem 
sei derselbe noch erheblich verringert worden, so dass diese 

5* 
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Cirkulation gegenwärtig ansehnlich kleiner sei als im Anfange 
des Jahrhunderts, während doch die Zunahme der Bevölkerung 
und des Verkehrs das Bedürfniss solcher Umlaufsmittel nothwen- 
dig vermehrt habe. Die Regierung habe in Betracht dieses Be- 
dürfnisses ca. IG 1 /« Millionen Fr. in silbernen Theilmttnzen neu 
ausprägen lassen, allein diese hätten sich nicht im Umlauf erhal- 
ten können, seien vielmehr grösstentheils alsbald eingeschmolzen 
oder exportirt. Der Grund hiervon liege klar vor. Bei Begrün- 
dung des Deeimal- Münzsystems habe man gesagt: der Silber- 
Franc wird 5 Gramm wiegen, und aus 4 1 /» Gramm Silber und 
'/» Gramm Kupfer bestehen. Wenn man aber gegenwärtig eine 
solche Münze herstelle, so schaffe man ein Geldstück, das mehr 
gelte als 1 Franc, und deshalb durch Goldmünze zu gleichem 
Nennwerth aufgekauft werde. Es sei daher eine Unmöglichkeit, 
neue Münzen dieser Art im Umlaufe zu erhalten. In England 
und Amerika habe man, um einer solchen Unzutraglichkeit vor- 
zubeugen, das Auskunftsmittel ergriffen, die silbernen Theilmünzen 
um etwa 7 Procent geringer auszuprägen, als ihr Nennwerth, 
was deren Einschmelzen und Ausfuhr wirksam verhindere, so 
dass diese Münzsorten im Lande blieben und den Zweck erfüllten, 
wozu sie bestimmt sind. In Frankreich empfänden Handel, In- 
dustrie und die ganze Bevölkerung den Mangel an kleiner Münze, 
und man müsse auch hier solche Einrichtung treffen, um die- 
selbe im Lande zu bewahren. Wenn man zu diesem Zwecke das 
durch den Vorgang anderer Länder angezeigte Mittel wählen 
und den wirklichen Werth der Theilmünzen um 7 Procent ver- 
mindern wolle, so könne dies nur auf zweierlei Art geschehen, 
entweder durch Verringerung des Gewichts oder des Feingehalts. 
Letzteres erscheine als das minder Bedenkliche, und es würde 
eine Art Fanatismus sein, wegen der vor 00 Jahren hierüber 
getroffenen Entscheidungen den Feingehall von 9 /io als unver- 
änderlich anzusehen, wenngleich eine unter solchen Bedingungen 
ausgeprägte Theilmünze unhaltbar geworden. 

Eine Verringerung des Feingehalts um etwa 7 Procent recht- 
fertige sich aber selbst in moralischer Hinsicht Wenn man näm- 
lich alle noch im Umlauf befindlichen Theilmünzen vereinigen und 
zu einem einzigen Barren umschmelzen würde, so hätte derselbe 
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gerade einen um 5 bis 6 Procent geringeren Werth als den 
Nennwerth der eingeschmolzenen Münzen, denn diesen habe die 
langjährige Abnutzung im unaufhörlichen taglichen Verkehr eine 
gewisse Quantität Metall, welche im Durchschnitt 5 V* oder selbst 
gegen 6 Procent beträgt, entzogen. Der hauptsächliche Grund, 
den man einer solchen Maassregel entgegenhalte , sei, dass hier- 
durch die gesetzliche Wertheinheit — der Franc von 5 Gramm 
Silber zu 9 /io fein — eine ideale Münze, eine. Abstraction wer- 
den würde, die in Wirklichkeit dann nur noch in ihrer Fünffach- 
heit, im Fünffrancstück bestehen würde. In diesem Franffranc- 
stück von Silber könnte und müsste man in der That den alten 
Münzfuss erhalten, denn dasselbe lasse sich, ohne dass die Cir- 
kulation darunter leide, durch eine entsprechende Goldmünze 
ersetzen, was bei den kleineren Münzen nicht mehr thunlich er- 
scheine. Heute trete das Gold an die Stelle des Silbers ; morgen, 
wenn die Werthrelatton der Edelmetalle sich wieder in entgegen- 
gesetzter Weise verändern sollte, werde das Gold aus der Cir- 
kulation verschwinden und Silber statt dessen wieder eintreten. 
— Das Natürlichste sei, die Sache bei ihrer Wurzel anzufassen 
und zu erklären, dass künftig allein das Fünffrancstück die Eigen- 
schaften besitze, welche der gesetzliche Münzfuss bisher dem 
Einfrancstttck zuerkannt habe, und dass alle Theilmünzen unter 
dem Fünffrancstuck künftig etwas unter ihrem Nennwerth sollten 
ausgeprägt werden. In Betracht dieser allgemeinen Sachlage 
möge der Senat dem Finanzminister die vorliegende Petition 
überweisen. 

Der Senat beschloss jedoch Uebergang zur Tagesordnung, 
nachdem hervorgehoben war, dass der in der Petition gemachte 
Vorschlag mit dem Dcciinaisystem in Widerspruch stehe, und dass, 
wenn ein so wichtiger Gegenstand wie die Reform des Münz- 
wesens vom Senate solle angeregt werden, dies im Wege einer 
eigenen Proposition und nach vorangegangener gründlicher Er- 
wägung geschehen möge. 

Die zweite Petition, die dem Senate hierüber am Tage nach 
diesem Beschlüsse (den 26. Mai 1861) eingereicht wurde, schlbss 
sich ihrem Inhalte nach genau an die von Hrn. Dumas entwickelten 
Grundsätze. Sie kam am IB. Juni 1861 zur Verhandlung. Hr. Che- 
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valier beantragte aufs eifrigste den Uebergang zur Tagesordnung, 
indem er die aus seinen Schriften bekannten Argumente auf Grund 
der Münzgesetzgebung vom Jahre XI gegen eine Verände'rung der 
in dem Frank von 4 1 /« Gramm fein Silber gegebenen fundamentalen 
Münzeinheit geltend machte und davor warnte, dass der Senat 
mit Ueberweisung eines dies System erschütternden Vorschlags, 
ehe er die ausserordentliche Tragweite desselben selbst reiflich 
geprüft habe, vorgehe. Der Berichterstatter und Hr. Dumas da- 
gegen empfahlen mit gleichen Gründen wie früher die Ueber- 
weisung an das Finanzministerium. Letzterer bemerkte noch 
gegen Hrn. Chevalier: die doppelte Rolle, welche die Gold- und 
Silber-Münzen in einem Lande wie Frankreich zu erfüllen hätten, 
werde von ihm nicht hinlänglich gewürdigt. Einmal dienten die 
Münzen mit zu internationalen Zwecken, sodann aber hätten sie 
eine rein inländische Bestimmung. Die erstere Aufgabe falle den 
5- und 20-Francstücken zu und für diese müsse man den bis- 
herigen gesetzlichen Münzfuss aufrecht erhalten. Wenn man 
5-Francstücke aus Silber zu münzen im Stande sei, so werde 
man dies thun, sowohl für den inländischen Bedarf wie für die 
Bedürfnisse des auswärtigen Handels. Wenn dagegen das Silber 
seltener werde und der Handel wenig Silber, aber Gold in grösse- 
rer Menge herbeischaffe, so verfertige man die 5-Francstücke 
aus Gold, zugleich für die inländische wie die auswärtige Cir- 
kulation. — Was aber die Münzsorten anlange, welche nicht für 
den Verkehr mit dem Auslande, sondern für die täglichen kleinen 
Umsätze im Lande selbst dienen, so komme es nur darauf an, 
dass dieselben sich jederzeit gegen die andere, internationale 
Münze im Lande umwechseln lasse, z. B. dass man für fünf ein- 
zelne Francs sich stets ein Fünffrancstück eintauschen könne. 
An solchen Münzsorten sei anerkannt Mangel in Frankreich und 
dem Mangel lasse sich nur in der Weise abhelfen, dass man 
dieselben etwas unter ihrem Nennwerth ausmünze, um das Ein- 
schmelzen und die Ausfuhr zu verhindern. In der Lage, in wel- 
cher sich gegenwärtig die Regierung der Bevölkerung gegenüber 
befinde, könne der Senat sich der Erfüllung des in der Petition 
ausgesprochenen Wunsches nicht füglich entziehen und möge 
zur Bezeugung seines Interesse an der Sache dieselbe dem Finanz- 
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minister überweisen, der die Frage bereits kenne und sich dar- 
über von sachkundigen Autoritäten habe berichten lassen; die- 
selben hätten auch schon einen solchen gutachtlichen Rath ertheilt, 
dem der Senat, ohne sich zu kompromittiren , werde beistimmen 
können. Ungeachtet aller Bemühungen des Hrn. Chevalier sich 
für eine Entgegnung Gehör zu verschaffen, beschloss der Senat 
die Ueberweisung an den Finanzminister. Dieser, dessen Ab- 
sichten Hrn. Dumas vermuthlich genau bekannt gewesen waren, 
hat sich der Sache mit möglichster Beschleunigung angenommen, 
denn schon zwei Tage darauf, am 15. Juni 18451, ward eine 
Kommission zur Erörterung der Münzangclegenheiten — also die 
dritte Kommission dieser Art seit 1850 — niedergesetzt, be- 
stehend aus den Herren Schneider, de Parieu, Dumas, M. Che- 
valier, Vuitry, de Germiny, Gouin, de Senarmont und Pelouze. Die 
der Kommission gestellte Aufgabe ist: 1) Erforschung der Ur- 
sachen, welche dahin wirken, die Cirkulation der silbernen Theil- 
münzen zu vermindern ; 2) Prüfung der Folgen dieses Umstandes 
und der Bedeutung der hierdurch hervorgerufenen Beschwerden; 
3) Angabe der Maassregeln, welche anzurathen seien, damit die 
silbernen Theilmünzen die Bedürfnisse der Cirkulation befriedigen 
und auch den Vorschriften wegen der Löhne und der im täg- 
lichen Verkehr nothwendigen Scheidemünze genügen ')• 

Es erscheint hiernach wahrscheinlich, dass die französische 
Regierung jetzt wirklich die Absicht hat, Abänderungen in der 
bestehenden Münzgesetzgebung eintreten zu lassen, dabei aber 
nicht weiter zu gehen, als sich eben durchaus nothwendig zeigt, 
und dass deshalb weder die Annahme der alleinigen Goldwährung, 
noch die der alleinigen Silberwährung in Aussicht stehen dürfte, 
sondern principielle Aufrechlhaltung der Doppelwährung in der 
Art, wie solches in den Vereinigten Staaten durch stillschweigende 
Beibehaltung des ganzen Dollars in Silber zum bisherigen Münz- 
fuss in der Münzgesetzgebung geschehen ist. Durch Demoneti- 
sation der 2-, 1- und '/«-Francstücke des jetzigen Münzsystems 

1) Die Erörterungen der Münzfrage im Senate haben einen Aufsatz des 
Hrn. Hörn. r Ou en est la crise mondtaire?" im Journal des öconom. 2. se>. 
T. XXXI. p. 1—20 veranlasst. Hr. H. empfiehlt dringend eine definitive Lö- 
sung der Münzfrage und erwartet zunächst von der neuen Kommission eine 
erschöpfende Untersuchung derselben. 
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und die Snbstituirung von Scheidemünzen zu gleichen Nenn- 
werten bei einer Verringerung des reellen Werths, sei es um 
ca. 7 Procent oder um 10 Procent, würde die Goldwährung in 
ihrer schon bestehenden factischen Herrschart noch mehr befestigt 
werden, allein die Möglichkeit bleiben, bei eventuellen späterem 
Steigen des Goldwerthes über die Werthrelation von 1 : 15 1 /'« 
wieder die Silberausmünzungen in grossartigster Weise und das that- 
sächliche Vorherrschen der Silberwährung beginnen zu. sehen. — 

Die überwiegende Bedeutung, welche das französische Münz- 
wesen, sowohl in Folge der bestehenden Gesetzgebung als auch 
des in Frankreich vorhandenen verhältnissmässig enormen Baar- 
vorraths, für die Werthrelation und die internationale Vertheilung 
der beiden Edelmetalle bisher hatte und noch hat, der ausser- 
ordentliche Einfluss, welchen in dieser Hinsicht nicht allein für 
Frankreich, sondern auch im Allgemeinen die Maassregeln äussern 
dürften, zu denen man sich dort, entweder nach der einen oder 
nach der anderen Seite, nothwendig wird entschliessen müssen, 
die beharrliche Verschiedenheit der Ansichten über solche Maass- 
regel bei vielen der geachtetsten Oekonomisten, — diese Momente 
haben es uns angemessen erscheinen lassen, bei der Stellung 
Frankreichs zur Goldfrage nach den im Lande selbst seit den letzten 
12 Jahren darüber stattgehabten Erörterungen länger zu verweilen. 

Unsere eigene Ansicht über die französische Münzfrage ist 
im Wesentlichen folgende. 

Man muss Hrn. Chevalier und den übrigen mit ihm auf 
gleichem Standpunkt stehenden Oekonomisten darin vollständig 
beipflichten, dass der Sinn und Zweck der französischen Münz- 
gesetzgebung von 1803 offenbar die Feststellung der Silber- 
wührung auf Grund einer Münzeinheit von 5 Gramm Silber von 
9 /io Feinheit gewesen und dass noch im Jahre 1650 die bisherige 
gesetzliche Werthrelation, die unter veränderten thatsüchlichen 
Verhältnissen dieses Fundament untergraben musste. ohne alle 
Störung und Weitläufigkeit durch Demonetisation des Goldes sich 
hätte beseitigen lassen. Eine andere Frage ist freilich, wie in 
dem Falle, dass Frankreich 1849 oder 1850 die ihm so dringend 
angerathene Maassregel zur striclen Aufrechthaltung seines Silber- 
münzsystems getroffen hätte, sich dann die allgemeine Werth- 
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relation der Edelmetalle gestellt haben würde, wie hoch jetzt der 
Preis des Silbers in London stände und wie niedrig der Londoner 
Cours in Paris, Amsterdam und Hamburg! Man muss sich ver- 
gegenwärtigen, dass Frankreich in den 11 Jahren 1850 bis 
1860 über 4000 Millionen Francs in Gold ausgemünzt hat, d. h. 
etwa 1,200,000 Pfund feines Gold, also ungefähr zwei Fünftel 
der ganzen Goldquantität, welche Kalifornien und Australien während 
desselben Zeitraums auf den Weltmarkt geliefert haben ! Durch 
solche Substituirung des Goldes an die Stelle eines grossen Theils 
seiner bisherigen Silbercirkulation ist dann Frankreich in die 
Lage versetzt worden, für den Bedarf des ostasiatischen Handels 
zu den Silberverschiflungen wo) über 1 500 Millionen Francs herzu- 
geben. Man nehme an, dass Frankreich dem Beispiele Hollands 
1850 gefolgt wäre, wo dann Nord -Italien, die Schweiz und Belgien 
dem Vorgange Frankreichs ohne allen Zweifel sich eng ange- 
schlossen haben würden, und man wird im Hinblick auf die eben 
erwähnten Umstände einräumen, dass in solchem Falle die Vor- 
aussagung Chevalier's von einer progressiven Entwerthung des 
Goldes im Vergleich zum Silber um möglicher Weise 50 Procent, 
wenn auch nicht in solchem Grade, doch annähernd sehr wohl 
hätte in Erfüllung gehen können, da dann natürlich für Nach- 
frage und Angebot der beiden Edelmetalle so ausserordentlich 
verschiedene Momente maassgebend gewesen wären. 

Die Vorgänge im französischen Münzsystem haben die frühere 
Erfahrung bestätigt, dass es allerdings möglich ist, eine Doppel- 
währung aufrecht zu erhalten, wenn darin das gesetzliche Werth- 
verhältniss des Goldes zum Silber niedriger angesetzt wird, als 
dasselbe ((tatsächlich im Weltverkehr steht: das« aber, umgekehrt, 
eine Doppelwährung sich nicht behaupten lässt. sobald darin das 
gesetzliche Werthverhältniss des Goldes sich höher stellt. Der 
Grund dieser Erscheinung liegt auch klar vor. Silbermünzen 
sind der Natur der Sache nach für den gewöhnlichen Verkehr 
einer civilisirten Nation unentbehrlich und müssen schon der 
Ausgleichungen wegen auch bei einer aufs strengste durchge- 
führten Goldwährung in beträchtlicher Menge im Umlauf sein. 
Wenn, nun bei einem auf Doppelwährung beruhenden System 
der effective Metallwerlh der Silbermünzen sich höher stellt, als 
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ihr Nennwerth, so entsteht ein Kampf zwischen der hierdurch 
hervorgerufenen Spekulation und dem Bedttrfniss der Cirkulation. 
Die besterhaltenen Stücke werden progressiv ausgesucht und 
eingeschmolzen, und es wird unmöglich diesen Ausfall durch 
neue Ausmünzungen nach dem Münzfuss zu ersetzen, da je 
neuer die Stücke, sie um so eifriger zum Einschmelzen oder 
Export aufgekauft werden. Der Silbermünzvorrath schränkt sich 
also mehr und mehr ein auf die stark abgenutzten Münzen und 
man muss sich im Uebrigen mit kleiner Scheidemünze nothdürf- 
tig behelfen , was aber unaufhörlich die lastigsten Verkehrsver- 
legenheiten mit sich führt und endlich geradezn unerträglich 
wird. Es bleibt dann nur übrig, entweder die Billonmünzen 
übermässig zu vermehren oder den Münzfuss des Silbergeldes zu 
verschlechtern. — Ganz anders verhält es sich , wenn der Nenn- 
werth der Goldmünzen, wozu diese gesetzlich in Zahlung zu 
nehmen sind, niedriger ist, als der kommerzielle Werth. Die 
Folge ist dann, dass man wenig Gold ausmünzt, nämlich nur 
so weit wie Goldmünze der Bequemlichkeit oder bestimmter 
Zwecke wegen verlangt und mit Aufgeld eingewechselt wird, 
dass, sobald der Vorrath davon zu gross wird, es wieder einge- 
schmolzen wird, was bei den verhältnissmässig geringen Kosten 
der Prägung grösserer Goldmünzen um so leichter geschieht, 
und dass das Gold vorzugsweise nicht im täglichen Umlauf, son- 
dern im Gewahrsam der Banken bleibt Unzuträglichkeiten sind 
keine andere damit verbunden, als dass bei grösseren Baarum- 
sätzen das Publikum meistens das voluminösere der Edelmetalle 
hin und her transportiren muss. Die Ausprägung einer in ein 
bestimmtes Grammgewicht aufgehenden Goldmünze und deren 
etwa halbjährige Tarifirung, wozu die Staatskassen dieselbe an- 
nehmen, wobei dieser Nennwerth eher eine Kleinigkeit unter dem 
kommerziellen Werth festgestellt wäre, würde sich noch 1850 in 
Frankreich ohne besondere Schwierigkeit haben durchfuhren lassen. 
Wie sehr wir nun auch in den eben erwähnten Punkten 
Hrn. Chevalier und der grossen Mehrzahl der französischen 
Oekonomisten Recht geben, ebenso entschieden müssen wir aber 
der Ansicht entgegentreten, dass der Staat sich durch unter- 
lassene Demonetisation des Goldes ein förmliches Unrecht gegen 
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alle Glaubiger habe zu Schulden kommen lassen und dies noch 
thue , und dass es im gegenwärtigen Augenblick überall noch 
ausfahrbar sei, in Frankreich die alleinige Silberwährung auf der 
früheren Basis herzustellen. Die Demonetisation des Goldes in 
Frankreich (wozu sofort natürlich Belgien, die Schweiz und 
Ober-Italien hinzukämen) würde jetzt so viel bedeuten, als eine 
Nachfrage nach Silber zum Belauf von über 2000 Millionen 
Francs und Angebot eines gleichen oder noch grösseren Quan- 
tiums Gold auf dem Weltmarkt. Woher sollen auf Einmal solche 
Quantitäten Silber kommen, oder auch nur etwa die Hälfte davon, 
und wo soll das Gold dagegen Verwendung finden? Wenn 
irgend etwas im Stande ist, in der Werthrelation der Edelmetalle 
plötzlich eine so enorme Umgestaltung zu Wege zu bringen, 
wie sie noch nicht vorgekommen ist, so wäre der energische 
Versuch einer Herstellung der reinen Silberwährung in Frank- 
reich der gegebene Weg dazu. Angenommen nun, ein solcher 
Versuch hätte Erfolg, und die Werthrelation des Goldes zum 
Silber sänke, wir wollen nicht sagen auf 1:8, sondern nur auf 
1:12 oder 1:13, wie sollte es in solchem Falle gehalten wer- 
den mit der Zahlungsweise derjenigen Verbindlichkeiten, welche 
erst seit 1850 eingegangen sind, wo es für den grössten Theil 
unzweifelhaft ist, dass dabei nur mehr .an Goldmünze gedacht 
worden, zum Theil aber gar nicht mehr zu k'onstatiren ist, ob 
sie in Silbermünze (in Francs zu 4 1 /» Gramm fein Silber) 
oder in Goldmünzen (in Francs zu 29 Centigramm fein Gold) 
kontrahirt worden? Sollen alle diese Verbindlichkeiten nun im 
Silberwerth erfüllt werden, oder welchen Maassstab will man an- 
legen, um die dem Recht und der Billigkeit entsprechende Unter- 
scheidung eintreten zu lassen? Wer früher, als noch die Silber- 
währung allein in allgemeiner Anwendung war , auf Francs lau- 
tende Geldverbindlichkeiten einging, thal dies unter dem bestehen- 
den und bis dahin nie anders ausgelegten Gesetze, dass er eine 
Rückzahlung in goldenen Zwanzigfrancstiicken, 155 auf das Kilo- 
gramm Münzgold, nicht werde ablehnen können. Dass die 
Eventualität einer Entwerthung des Goldes damals Niemandem in 
den Sinn kam und dass die ursprüngliche Absicht des Münzge- 
setzes von 1803 gewesen, einzig und allein den Franc zu 5 
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Gramm Münzsilber als Münzeinheit gehen zu lassen, diese Um- 
stände können doch unmöglich ein Mo'tiv abgeben, aus Billig- 
keitsrücksichten in Bezug auf die vor 1850 eingegangenen Zah- 
lungsverbindlichkeiten positive Rechtsgrundsätze aufzuheben, oder 
gar für die bereits unter der thatsächlichen Herrschalt der Gold- 
währung kontrahirten Schulden die Gläubiger zu berechtigen, 
mehr Gold sich zurückzahlen zu lassen, als sie wirklich herge- 
geben haben? Will der Staat die Zinsen für die, 8000 Millionen 
Francs übersteigende öffentliche Schuld, von denen ihm seit 
1850 über 3000 Millionen Francs fast ausschliesslich in Goldmünze, 
in der Werthrelation von 1 :15V» einbezahlt worden , aus Libe- 
ralität oder Anstandshalber künftig alle in Silberwerth bezahlen, 
oder soll vielleicht zwischen den Renten aus den verschiedenen 
Anleihen vor und nach 1850 unterschieden werden? Man muss 
bei unbefangener Prüfung nur einiger der in Betracht kommen- 
den Verhältnisse sehr bald zu der festen Ueberzeugung gelangen : 
die Beseitigung der Goldwährung in Frankreich ist jetzt eine 
praktische Unmöglichkeit, man mag es anfangen wie man will. 

Wenn nun aber diese beiden Dinge feststehen, einmal dass 
eine Demonetisation des Goldes in Frankreich sich nicht aus- 
führen lässt, und ferner, dass nothwendig für die Erhaltung eines 
hinlänglichen Vorraths von Silbermünze zu den kleineren Zah- 
lungen im gewöhnlichen Verkehr gesorgt werden muss, so fragt 
sich, für welche Maassregel man sich in Frankreich entscheiden 
wird. Es dürfte nur zwischen zwei Modalitäten zu wählen 
sein : entweder Annahme der alleinigen reinen Goldwährung nach 
dem Beispiele Englands und demgemäss unumwundene förmliche 
Aufhebung der bisherigen principalen Münzeinheit des Silber- 
Francs sowie künftige Ausmünzung sämmtlicher Silbermünzen 
lediglich als Scheidemünze, - — oder Fortbestand der Doppel- 
währung in der Weise , wie solches in den Vereinigten Staaten 
und neuerdings in der Schweiz geschehen ist. In letzterem 
Falle bliebe freilich die bisherige Hauptmünzsorte in Silber, das 
Fünffrancstück, gesetzlich unangetastet und die ideelle Silber- 
münzeinheit als Quote dieses im Verkehr freilich kündig so gut 
wie verschwundenen Miinzstückes erhalten, hingegen die nach 
demselben Münzfuss ausgeprägten kleineren Sorten die 2-, 1- 
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und V»-Francstücke würden eingezogen und statt deren eine 
Silber-Scheidemünze, zu denselben Appoints, aber zu einem etwa 
um 10 Procent geringeren effectiven Werthe als ihr Nennwerth 
ausgeprägt, in genügender Menge einittirt werden, mit gleich- 
zeitiger Bestimmung, dass Niemand gehalten sei, diese Silber- 
scheidemünze in . grösserem Betrage als etwa 20 Francs in 
Zahlung zu nehmen. Dieser Ausweg, der, wie erwähnt, auch 
in den Vereinigten Staaten durch die Beibehaltung des ideellen 
Silber - Dollars nach dem früheren Münzfuss eingeschlagen ist, 
wird sich in Frankreich dadurch empfehlen , dass man auf diese 
Weise eine förmliche Aufhebung der ursprünglichen Wertheinheit 
und die sich daran knüpfenden Principfragen und Bedenken um- 
geht und auch den Zusammenhang des Münzsystems mit dem 
sonstigen metrischen System nicht geradezu aufhebt. Die Schat- 
tenseiten dieses Auskunftsmittels sind, dass die Gefahr bleibt, 
wenn möglicherweise künftig wieder die Silberproduction einen 
unerwarteten grossartigen Aufschwung nehmen, dagegen die 
Goldgewinnung nachlassen und die Werthrelation des Goldes 
über 1:15 V* steigen sollte, dass dann wieder eine Substituirung 
des Silbers an die Stelle des Goldes mit den unvermeidlichen 
Folgen solcher Uebergänge eintreten würde, und ferner, dass 
die principielle Aufrechthaltung der Doppelwährung die Aus- 
münzung der schwereren Silberinünzen (der Fünffrancstücke) 
verhindert, welche für den Verkehr sehr bequem sind und deren 
Ersatz durch kleine Goldmünzen nur unvollkommen erreicht wird. 
Dessenungeachtet wird dieser Ausweg unter den einmal ge- 
gebenen Verhältnissen wohl gewählt werden müssen. 



Ober-Italien. 
Im Königreiche Sardinien wurde durch Münzgesetz vom 
26. October 1626 das französische Münzsystem vom 1. Januar 
1827 an vollständig eingeführt, also auch die Doppelwährung 
auf Basis der Werthrelation von 1 : 15 V*. Die „Lira nuova" 
ward identisch mit dem Franc und der neue „Scudo" mit dem 
Fünffrancstück. Es ward auch die Ausmünzung von Gold- 
münzen zu 20, und ausserdem zu 40 und 80 Lire angeordnet, 
aliein es ist von letzteren beiden Sorten wenig geprägt worden. 
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Durch eine nachträgliche Münzverordnung vom 8. Juni 1832 
wurden dieselben auch für die Zukunft beseitigt und statt ihrer, 
in besserer Uebereinstimmung mit dem Decimalsystem, die even- 
tuelle Ausmünzung von 10, 20, 50 und 100 Lirestücken vorge- 
schrieben, die aber zum Theil gar nicht zur Ausführung ge- 
kommen zu sein scheint. Die sardinischen Ausmünzungen sind 
überhaupt sehr sparsam gewesen und Ober -Italien hat seinen 
Münzbedarf hauptsächlich aus Frankreich bezogen. 

Der enge Anschluss Sardiniens an das französiche Münz- 
wesen, der seit 1827 durchaus keine Modifikation erfahren hat, 
musste die natürliche Folge haben, dass dieses Land und die 
seit 1859 mit demselben verbundenen anderen Provinzen in 
Nord- und Mittel-Italien, für welche die nämliche Münzgesetz- 
gebung eingeführt ist, durch die progressive Substituirung der 
Goldmünze an die Stelle des massenhaft exportirten groben Sil- 
bergeldes in gleiche Lage gekommen sind, wie Frankreich selbst. 
Die dortige Regierung, die ohnehin genug zu beschaffen 
hat, scheint von Anfang an entschlossen gewesen zu sein, in 
den Münzverhältnissen sich völlig passiv zu verhalten, und ruhig 
abwarten zu wollen, was* Frankreich in der Beziehung vor- 
nimmt. Auch in Ober- und Mittel-Italien ist gegenwärtig die 
Goldwährung zur vorherrschenden Geltung gekommen und der 
Mangel an Silbermünze sehr empfindlich geworden, allein letzeres 
ist doch nicht in dem Maasse der Fall, wie in Frankreich, Bel- 
gien und der Schweiz. Es rührt dies daher, dass in Piemont 
sich noch eine Menge abgenutzter älterer Scheidemünzsorten er- 
halten hat, für welche die Gefahr des Einschmelzens oder Ex- 
ports ferner liegt. 

In der Botschaft des schweizerischen Bundesraths vom 30. 
December 1859 über eine neue Münzordnung in der Schweiz wird 
über die sardinischen Münzzustände u. A. folgendes raitgetheilt: 
»Die sardinische Regierung" — schreibt der Schweiz. General- 
Consul in Turin — „ist der Ansicht, dass alle Staaten, welche 
gegenwärtig noch den Silbermünzfuss besitzen, dazu gedrängt 
werden, den letztern aufzugeben; sie will jedoch in dieser An- 
gelegenheit nichts übereilen und namentlich zu keinen halben 
Maassregeln ihre Zuflucht nehmen, Maassregeln, welche eher 
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geeignet wären, den Uebelstand zu verschlimmern, statt zu 
heben." — „Wenn man die gegenwärtige Lage Piemonts und 
der mit ihm verbundenen Staaten Ober-Italiens mit derjenigen 
der Schweiz vergleicht, so darf man zwei Umstände, welche 
dem ersteren gestatten, seine expectative Stellung zu behalten, 
nicht ausser Acht lassen. Dieser Staat hat nämlich schon seit 
längerer Zeit das Gold als gesetzliches Zahlmiltel angenommen, 
und ausserdem besitzt derselbe Silbertheilmttnzen , die ihm Nie- 
mand entreissen kann, weil eine Ausfuhr oder Einschmelzung 
mit keinem Gewinn verbunden wäre." 



Die Schweiz. 

Vor dem Jahre 1850 waren die Münzverhältnisse der Schweiz 
von der buntesten und lästigsten Art; durch die Vielheit der 
neben einander bestehenden, mehr oder weniger verschiedenen 
Münzsysteme, wozu noch mehrfache besondere Rechnungsarten 
und fremde Münzsorten mit Abusiv-Coursen kamen, und durch 
die Unmasse geringhaltiger Scheidemünze wurden dort die em- 
pfindlichsten, sich täglich wiederholenden Unzuträglichkeiten her- 
beigeführt. Es war in dieser Beziehung in der Schweiz noch 
im Jahr 1849 eben so schlimm, wie es nur je im bunten Wirr- 
warr des früheren Münzwesens Mittel- und Süddeutschlands ge- 
wesen ist, und das will viel sagen. Die von Zeit zu Zeit ge- 
machten Versuche, durch Vermittlung der Tagsatzung oder 
specielle Uebereinkunft einzelner Kantone dem Unwesen abzu- 
helfen, erwiesen sich als erfolglos oder doch als völlig unge- 
nügend, und dienten hauptsächlich nur dazu, die vorhandenen 
Uebelstände in ein helleres Licht zu stellen. Erst die neue 
Bundesverfassung von 1848 konnte hierin eine durchgreifende 
Reform herbeiführen. Durch Artikel 36 derselben ward näm- 
lich das Münzhoheitsrecht der Kantone aurgehoben und die alleinige 
Gesetzgebung in Münzangelegenheiten dem Bunde übertragen. 

Zur Ausführung dieses Artikels ward durch Beschluss der 
gesetzgebenden Bundesbehörde vom 30. Juni 1849 der Bundes- 
rat beauftragt, der Bundesversammlung bei ihrem nächsten 
Zusammentritt geeignete Anträge über die Einführung eines allge- 
meinen schweizerischen Münzfusses vorzulegen. 
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Der Bundesrath hatte schon vorher aus eigenem Antriebe 
die Kantone „zur beförderlichen und möglichst genauen Samm- 
lung der zur Lösung der obschwebenden Frage nöthigen Mate- 
rialien" eingeladen. Die in Folge hiervon eingegangenen Be- 
richte wurden dem als „Experten" einberufenen Bankdirector 
Speiser von Basel mitgetheilt, welcher darauf dem Bundesrathe 
schon am 6. October 1849 einen umfassenden Bericht nebst 
Entwurf eines Gesetzvorschlages über das Münzwesen einreichte. 
Dieser Bericht und Entwurf, welche die Annahme des franzö- 
sischen Münzsystems, jedoch mit Beiseitesetzung der auf die 
Goldausprägung bezüglichen Bestimmungen, empfahlen, wurden 
alsbald veröffentlicht und veranlassten eine lebhafte Erörterung 
der Frage in der Presse wie in besonderen Schriften. Die 
Meinungen gingen, wie nicht anders zu erwarten war, sehr aus 
einander. In der östlichen Schweiz ward fortwährend der An- 
schluss an den süddeutschen Guldenfuss sehr gewünscht ; im Ganzen 
genommen, sprach sich aber die öffentliche Meinung vorwiegend 
und entschieden für die Einführung des französischen Systems 
aus. Auch der Bundesrath erklärte sich im Wesentlichen mit 
den Vorschlägen von Speiser einverstanden und legte demgemäss 
Anfangs 1650 der Bundesversammlung Gesetzentwürfe vor: zu 
einem „Bundesgesetz über das eidgenössische Münzwesen" und 
zu einem „Bundesgesetz betreffend die Ausführung der schwei- 
zerischen Münzreform." 

In der Bundesversammlung wara die vorgeschlagene Moda- 
lität der Münzreform von einer starken Minorität lebhaft be- 
kämpft, schlieslich aber definitiv genehmigt, und beide Gesetze 
am 7. Mai 1850 erlassen. 

Es kann selbstverständlich hier nicht der Ort sein, in die 
sonstigen Details dieser Münzreform einzugehen ; wir haben zu- 
nächst nur zu untersuchen, wie sich dieselbe in Bezug auf die 
Doppelwährung des französischen Systems und die damals schon 
vielbesprochene Goldfrage verhalten hat. 

Ein directer Einfluss der sogenannten Goldfrage auf die 
Vorschläge lässt sich nirgends nachweisen. Wenn im Gesetz- 
entwurfe und dessen Motivirung der Goldmünzen nach dem fran- 
zösischen System gar nicht weiter gedacht wird, so findet dies 
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vermuthlich seine Erklärung darin, dass bis Anfang 1850 be- 
kanntlich die Werthrelation der Edelmetalle noch immer höher 
stand als die französische gesetzliche Norm von 15 1 /» und dass 
der Umlauf der französischen Goldmünzen zu jener Zeit noch 
äusserst beschränkt war. Auch mochte der Berichterstatter an- 
nehmen, dass die im historischen Theil des Berichts beiläufig 
erwähnten Gründe gegen die Zulassung des Goldes als gesetz- 
liches Zahlmittel genügend erscheinen wurden. Dort wird näm- 
lich bei Erwähnung früherer Münzeinigungsversuche folgendes 
mitgetheilt : 

„Bei den Verhandlungen mehrerer Kantone im Jahre 1839 
über gemeinschaftliche Einführung des französischen Münzsystems 
hätten Waadt und Genf die Weglassung der Goldmünzen — 
oder wenigstens die Beseitigung einer gegenseitigen Werthbe- 
stimmung zwischen den beiden edeln Metallen begehrt. Dies 
Begehren habe sich wahrscheinlich auf den Grund gestützt , dass 
es nicht in der Macht irgend einer Behörde liege, das Werth- 
verhältniss zwischen zwei verschiedenen Gegenständen zu be- 
stimmen, und dass in Frankreich trotz eines Gesetzartikels das 
Gold nach dem veränderlichen Marktpreise und nicht zu einem 
festen Cours bezahlt werde. — Die Einheit eines Werthmaasses 
sei nothwendige Bedingung seiner Zweckmässigkeit; diese Ein- 
heit bestehe aber nicht mehr, wenn zwei verschiedene Metalle 
von gegenseitig veränderlichem Werth zugleich jenen Maassstab 
bilden sollen. Es lasse sich denken, dass in den gegenseitigen 
Werthverhältnissen der edlen Metalle bedeutende Schwankungen 
eintreten könnten; solchen Schwankungen und ihrem verderb- 
lichen Einfluss vermöge ein Münzsystem mit einer ungewissen 
zweifachen Grundlage nicht zu widerstehen, und der allgemeine 
Maassstab der Werthe, welcher ein unabänderlicher, fester sein 
soll, werde dadurch in die grösste Unsicherheit und Unzuver- 
lässigkeit gerathen." 

Auffallend ist, dass in den verschiedenen Gutachten und 
Berichten, welche sich in den Jahren 1849 und 1850 zu Gun- 
sten der süddeutschen Währung und gegen die Annahme des 
französischen Münzsystems aussprachen und alle möglichen Be- 
denken gegen letzteres aufsuchten, gerade dasjenige Bedenken 

ZeiUchr. f. Staatew. 1862. I. Heft. 6 
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ganz unbeachtet geblieben zu sein scheint, welches sich später 
in der Praxis als allein wirksam erwiesen hat, und das, bei der 
damals allgemeinen Vorliebe für die reine Silberwährung, gehörig 
geltend gemacht, vermuthlich am leichtesten den beabsichtigten 
Zweck der Annahme des Guldenfusses gefördert hätte. Es ist 
nämlich , so weit uns bekannt , damals gar nicht auf die Gefahr 
hingewiesen, dass bei Annahme des französischen Systems, wenn 
auch nach dem Wortlaut der Münzverordnung die Goldmünzen als 
gesetzliches Zahlungsmittel ausgeschlossen würden, beim Sinken 
des Goldwerthes die Schweiz thatsüchlich doch in eine gleiche 
Lage gerathen werde, wie das grosse Nachbarland in natürlicher 
Folge seiner Doppelwährung. 

Die hier in Betracht kommenden Bestimmungen des Münz- 
gesetzes vom 7. Mai 1850 sind folgende: 

»Art. 1. Fünf Gramm Silber, 9 /io fein, machen die schweize- 
rische Münzeinheit aus, unter dem Namen Franken.« 

»Art 3. Die schweizerischen Münzsorten sind.« 

[In Gold : Nichts]. 

»In Silber: Das Fünffrankenstück, das Zweifrankenstück, 
das Einfrankenstück, das Halbfrankenstück (50 Rappen)«. 

»Art. 4. Die Silbersorten enthalten den Feingehalt der 
Münzeinheit und so viel mal das Gewicht derselben, als ihr 
Nennwerth es ausspricht«. 

»Art. 8. Niemand ist gehalten, andere Münzen anzunehmen, 
mit Ausnahme solcher Silbersorten, die in genauer Uebereinstim- 
mung mit dem durch das gegenwärtige Gesetz aufgestellten Münz- 
system geprägt und, nach vorheriger Untersuchung, von dem 
Bundesrathe als diesen Bedingungen entsprechende Zahlungsmittel 

anerkannt sind. Verträge, die nach kikrafltretung dieses 

Gesetzes in bestimmten fremden Münzsorten oder Währungen 
abgeschlossen worden, sind ihrem Wortlaute nach zu halten. 
Jedoch dürfen Lohnvertrüge nur auf den gesetzlichen Münzfuss 
abgeschlossen und Löhnungen nur in gesetzlichen Münzsorten 
ausbezahlt werden.« 

»Art. 9. Den öffentlichen Kassen der Eidgenossenschaft ist 
es untersagt, andere als gesetzliche Münzsorten in Zahlung zu 
nehmen. Nur in ausserordentlichen Zeiten, wo in Folge eines 
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hohen Wechselkourses Mangel an gesetzlichen Münzen eintreten 
könnte, sollen diese Kassen ermächtigt sein andere Münzsorten 
anzunehmen. Zu dem Ende hat der Bundesrath, sobald und für 
so lange als der dem französischen Münzfuss entsprechende 
Wechselkours ein halb Procent und mehr über dem Silberpari steht, 
für die in anderer als der gesetzlichen Währung geprägten Münz- 
sorten einen ihrem Gehalte entsprechenden Tarif aufzustellen, 
wonach sie bei den öffentlichen Kassen der Eidgenossenschaft 
anzunehmen sind«. 

Als dies Münzgesetz erlassen wurde (im Mai 1850), konnte 
die Besorgniss von einer Erschütterung oder Untergrabung des 
neu eingeführten Münzsystems durch das Eindringen der französi- 
schen Goldmünzen zu ihrem Nennwerlhe, nach den damaligen 
praktischen Verhältnissen zu urtheilen, illusorisch erscheinen. 
Wir beziehen uns dieserhalb auf die Nachweise, die oben über 
die französischen Münzverhältnisse mitgetheilt sind. Der Umlauf 
der goldenen 10 - und 20 - Francstücke war verhältnissmässig 
sehr beschränkt, und falls sie vorkamen, nahm sie Jeder in der 
Schweiz gern zu ihrem Nennwerthe, denn er konnte möglicher- 
weise beim Wiederausgeben noch ein kleines Aufgeld gewinnen. 
Wenn auch schon zu Anfang 1851 in Paris die Gold- Ausmünzung 
in grossem Umfange begann und dort mit den neuen Goldmünzen 
vollhaltige silberne Fünffrancstücke zum Zweck des Einschmelzens 
oder Exports aufgekauft zu werden anfingen, so verging doch 
noch geraume Zeit, ehe sich die Rückwirkung hiervon in den 
entlegeneren Departements und in der Schweiz bemerkbar machen 
konnte. 

Die Münzreform der Schweiz vollzog sich in den Jahren 
1850 bis 1854 in der einfachsten Weise und von den Vorher- 
sagungen über die damit verbundenen Verkehrsstörungen und 
Verlegenheiten ging keine in Erfüllung. Die gesammte Bevölke- 
rung gewöhnte sich sehr bald an das neue Münzwesen und 
namentlich an die Decimalrechnung. Die eingezogenen devalvir- 
ten Silbermünzen wurden zu den neuen gesetzlichen Münzen 
umgeprägt und an die Stelle der allmälig zurückgedrängten süd- 
deutschen Münzsorten traten vornämlich Fünffrancstücke, als die 
gewöhnliche Landesmünze für den grösseren Verkehr. 
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Einige Jahre später jedoch, nachdem Frankreich schon an 
Tausend Millionen und mehr Francs in Gold ausgeprägt hatte, 
welche sich nach allen Seiten hin vertheilten, als der Aufkauf 
der guterhaltenen Silbermünzen nach dem französischen Münz- 
system auch ausserhalb Paris in steigendem Verhältniss überhand 
nahm, musste sich allmälig auch in der Schweiz die Substituirung 
der französischen Goldmünzen nach ihrem Nennwerthe an die 
Stelle der groben und guten Silbermünzen geltend machen. Um 
das Jahr 1855 scheint die Verdrängung des gedachten Silber- 
geldes, und namentlich auch der neuen Schweizer 2-, 1- und 
'/s-Francstücke, zuerst sich mehr bemerkbar gemacht zu haben. 
Die Banken und einige Privat-Bankhäuser nahmen die ihnen so- 
wohl aus anderen Gründen als auch wegen ihrer vorwiegenden 
Geschäftsbeziehungen mit Paris bequeme und vorteilhafte Usanz 
an, ihre regelmässigen Zahlungen nicht mehr in silbernen Fünf- 
francstücken, sondern in französischer Goldmünze zu leisten und 
darin zu empfangen. Diese dem Gesetze derogirende Usanz 
wurde von ihnen mittelst öffentlicher Anzeige und zum Theil 
auch durch specielle Vereinbarung mit ihren Kunden zur Geltung 
gebracht. Unter solchen Umständen konnte es nicht ausbleiben, 
dass sehr bald die gute Silbermünze immer seltener wurde, dass 
die öffentlichen Kassen selbst sich genöthigt sahen, fast nur 
Goldmünze zum Nennwerthe zu nehmen und zu geben, dass so- 
gar die Löhnungen an die Soldaten und ähnliche Ausgaben in 
Gold gezahlt wurden. Selbst das zum unvermeidlichen Um- 
wechseln der Goldstücke erforderliche Silbergeld Hess sich oft 
nur mit Mühe anschauen und entstanden durch den Mangel an 
kleinen Silbersorten im gewöhnlichen Handverkehr die grössten 
Verlegenheiten. Die Sache kam auch in der Bundesversammlung 
im Jahre 1854 zur umständlichen Verhandlung. Allein es ward 
beschlossen, auf die Tarifirung des Goldes nicht einzugehen. 
Auch im October 185G beschloss die Bundesversammlung aufs 
Neue : »es ist an dem bisherigen auf das Silber basirten Münz- 
system festzuhalten und in die Goldtarifirung auch dermalen nicht 
einzutreten." 

Nachdem vorübergehend im Jahre 1858 Fünffrancstücke 
wieder für kurze Zeit in grösserer Menge vorgekommen waren, 
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erreichte im Laufe des folgenden Jahres diese Münzverlegenheit 
eine solche Ausdehnung, dass die Notwendigkeit einer unver- 
züglichen und durchgreifenden Abhülfe klar am Tage lag. Der 
Bundesrath selbst musste bekennen: „die Bundes- und Kantonal- 
kassen vermögen dem Drange der Umstände nicht länger zu 
widerstehen: die Goldwährung ist zur Thatsache geworden, die 
Silberwährung dagegen auf dem Papier stehen geblieben ; man 
darf ohne Uebertreibung annehmen, 9 /to des Geldumsatzes in der 
Schweiz werden gegenwärtig durch Gold, und namentlich durch 
20-Francstücke vermittelt. • — Das schweizerische Finanz-Departe- 
ment ersuchte daher durch Cirkular vom 30. September 1859, zur 
Vorbereitung der dieserhalb zu beantragenden Maassregeln, die 
Kantons-Regierungen, Bankinstitute und Sachverständige um Begut- 
achtung folgender Fragen : 

1) Ist der Silberfuss im jetzigen Werth zum Golde beizu- 
behalten oder soll der Feingehalt oder das Gewicht der Münzen 
vermindert werden? 

2) Ist es zweckmässig den Vorrath von Billon zu vermehren 
und zur Erleichterung des Verkehrs z. B. Billonstücke im Werthe 
von 50 Rappen mit entsprechend vermehrtem Silbergehalte schla- 
gen zu lassen? 

3) Sollte nicht ein eigener Goldmünzfuss aufgestellt und 
dafür das fremde Gold tarifirt werden ? 

4) Können zwei Münzfusse, Gold und Silber, neben einander 
bestehen ? 

5) Ist es überhaupt rathsam, dass die Schweiz in der vor- 
liegenden Frage die Initiative ergreife, oder wird sie besser thun, 
sich vorläufig mit Vermehrung des Billonvorraths zu behelfen, 
bis diejenigen Länder, welche den gleichen Münzfuss haben, 
in der Sache vorangehen ? 

Die hierauf eingegangenen etwa 50 Gutachten werden in 
der Botschaft des Bundesraths vom 31. December 1859 ihrem 
Hauptinhalte nach kurz angegeben und in drei Klassen getheilt: 

1) Solche, welche den französischen Goldmünzen unbedingt 
gesetzlichen Cours ertheilen wollen. Dahin gehören die Regie- 
rungen von Basel-Landschaft, Graubünden, Solothurn, Aargau, 
Wäadt, Basel-Stadt, SchafThausen , Luzern, Bern, Tessin und 
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St. Gallen; ausserdem die bernische Kantonal Bank, die Bank in 
Basel, die -Bank in Zürich, die Kreditbank in St. Gallen, die Kredit- 
bank in Genf, die Bank in Luzern, der Bankverein in Basel und 
sieben Privat-Gutachten. 

2) Solche, welche zwar das definitive Festhalten an der 
Silberwährung unmöglich finden, allein aus verschiedenen Gründen 
sich jetzt noch nicht für die Gesetzlichkeit des Goldes aussprechen 
und warten wollen, bis die betreifenden anderen Staaten in der 
Sache vorangehen. Hierfür erklären sich die Regierungen von 
Thurgau, Wallis, Neuenburg, die Standeskommission von Glarus, 
die Kantonalbanken von Freiburg, Wallis und Neuenburg, die 
Genfer Bank, die Handelsbank in Genf und die Bank in St. Gallen, 
und sieben Gutachten von einzelnen Bankhäusern. 

3) Aufrechthaltung der reinen Silberwährung empfehlen die 
Regierungen voö Appenzell und von Schwyz. 

Es würde zu weit führen die in diesen Gutachten ausge- 
sprochenen Ansichten hier auch nur im Auszuge vorzulegen, zumal 
sich dieselben der Hauptsache nach in den gleich zu besprechen- 
den Schriften fast vollständig wiederfinden, welche ebenfalls durch 
die vom Bundesrath aufgestellten Fragen veranlasst sind. 

In einer zu St. Gallen 1860 veröffentlichten Brochüre (die 
Gold- und Silberfrage) empfahl Hr. Fr. Keller unbedingt die An- 
nahme der Goldwährung. In Folge' des enormen Silberabflusses 
nach Ostasien, während die Silberproduction stabil bleibe, habe 
Silber die Eigenschaft der Unveründerlichkeit des Werths, was 
für den allgemeinen Werthmesser die Hauptsache sei, verloren; 
wogegen Gold, trotz der ausserordentlich gesteigerten Gewinnung 
desselben, wegen der in entsprechendem Maasse vermehrten 
Verwendung desselben und aus anderen Gründen eine grössere 
Gleichmässigkeit des Werths behauptet habe. Es sei ein Irrthum, 
wenn man annehme, dem Aufschlage des Silbers liege ein Ab- 
schlag des Goldes zum Grunde. „Nachdem Frankreich", so be- 
merkt der Verfasser gegen den Schluss seiner. Brochüre, „in 
hohem Maasse seines Silbergeldes verlustig geworden ist und 
ohne Zweifel der gänzlichen Silberverarmung entgegengehen wird, 
steht es für uns fest, dass von dieser Seite her die Alimentation 
aufhören muss. Die eigenen Silbermünzen, welche den löten 
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Theil unseres Bedarfs ausmachen, genügen dem Verkehr nicht 
nur nicht, sondern sind auch zu einem grossen Theil verschwun- 
den und werden ebenfalls ins Reich des Nichtmehrseins verpflanzt. 
Geht uns sonach der greifbare Körper der Silberwährung ver- 
loren und haben wir die völlige Gewissheit, dass er statt in 
Tausenden von Händen nur noch in wenigen gleichsam als letzter 
Gedanke umläuft, ja dass er uns auf sehr lange Zeit nicht wie- 
der gegeben wird, so geben wir uns nicht der Illusion hin, ihn 
dennoch zu besitzen oder besitzen zu können! Die Initiative, 
den Silbermttnzfuss zu verlassen, können wir um so ruhiger er- 
greifen, als er uns und selbst noch mächtigere Länder bereits 
verlassen hat. Wie Frankreich haben wir factisch Gold in allem 
Verkehre. Erheben wir es an der Stelle des unsichtbar geworde- 
nen Silbers zur gesetzlichen Währung, und wir werden den Weg 
gegangen sein, welchen die Zukunft gehen muss." 

In gleichem Sinne hatte sich schon eine kleine Schrift, „dfe 
Münzverhältnisse der Schweiz im September 1859 von 0. T." 
ausgesprochen. Auch dieser Verfasser ist der Ansicht, dass die 
bisherige sowie die bevorstehende weitere Werthveränderung der 
beiden Metalle unter sich nicht als ein Sinken des Goldwerths, 
sondern als ein Steigen des Silberwerths betrachtet werden müsse. 
Die Rückkehr zur Silberwährung würde nicht den Kreditor bei 
seinem Rechte schützen, sondern den Debitor zwingen, mehr zu 
bezahlen als er schuldig ist. Der Werth des Goldes gegenüber 
von Land, Arbeitslohn und Waarcn habe sich bis jetzt nicht 
vermindert. Agrikulturfälliges Land sei zwar ohne Zweifel bei- 
nahe überall theurer als vor 10 Jahren; allein wenn sich eine 
Gegend finden lasse, wo sich die Bevölkerung nicht vermehrt, 
der Wohlstand nicht gehoben, die Bodenkultur und die Verkehrs- 
mittel nicht gebessert haben, so wird dort Land noch ebenso 
wohlfeil zu kaufen sein, wie vor zehn Jahren. In stabil ge- 
bliebenen Orten sei der Verkaufswerth eines Hauses jetzt nicht 
grösser als vor 10 oder 20 Jahren und in manchen sogar noch 
billiger. — Wenn man sage, dass der Arbeitslohn gestiegen sei, 
so müsse man nicht blos auf die letzten 10 Jahre, während 
welcher sich das Gold so vermehrt habe, zurückgehen. Der 
Tagelöhner, der Fabrikarbeiter, der Handwerksgeselle erhalte 
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jetzt einen um das Drittheil, vielleicht um die Hälfte höheren 
Taglohn als vor 25 oder 30 Jahren; aber er isst, kleidet sich, 
wohnt jetzt wohl um so viel besser, oder erspart um so viel 
mehr als damals.' Hieraus lasse sich somit noch keine Entwer- 
tung des Geldes nachweisen. — Auch nach den Preisen des 
Getreides, das unter den Waaren stets als der beste Werth- 
messer des Geldes betrachtet worden, finde man keine Entwer- 
thung des Geldes. Die Ursachen der hohen Getreidepreise von 
1854 bis 1857 seien genügend bekannt; es habe nur einer 
guten Ernte bedurft, um sie (1858 und 1859) so niedrig zu 
stellen wie zuvor. — Der Preis von Steinkohlen, Eisen, Zucker 
u. a. sei, wenn man den Durchschnitt der letzten Jahre nehme, 
nicht höher als vor 1848. — Wolle man die Aufrechthaltang 
der gesetzlichen Silberwahrung dadurch erzwingen, dass die 
Staatskassen künftig Napoleons nur noch zu 19 fr. 50 C. oder 
19 fr. nehmen sollen, so werde dadurch nichts gewonnen, als 
Schwierigkeiten. Aller und jeder Verkehr ausserhalb der Staats- 
kassen würde sich nach wie vor der Napoleons zu 20 fr. be- 
dienen. Man hätte also nur bewirkt, dass die Steuerpflichtigen etc. 
Silber mit Agio kaufen und es der Staatskasse bringen müssen; 
diese zahle dann in Silber und der Empfänger mache, wenn er 
ein Quantum beisammen hat, einen kleinen Gewinn. 

Wenn man jetzt, so bemerkt die erwähnte Brochüre weiter, 
den Napoleon zu 20 fr. legalisirt, so ist Niemand dadurch ver- 
letzt, denn in Jedermanns Augen ist noch der Napoleon so viel 
werth als 4 FünfTrankenthaler , man kann in der Schweiz mit 
dem Einen und dem Andern gleichviel Bedürfnisse befriedigen, 
gleichviel Waaren und Land kaufen, gleichviel Schulden bezahlen. 
Glaubt aber Jemand, durch den formellen Uebergang in die 
Goldwährung werde er benachteiligt, weil Gold einer Entwer- 
thung entgegengehe, so hat er jetzt noch Zeit, seine Forderungen 
einzuziehen, oder seinen Schuldtitel zu verkaufen, um das Geld 
in Ländern, wo reine Silberwährung herrscht, anzulegen; da 
aber deren wenige sind und da solche Geldanlagen ihre ander- 
weitigen Schwierigkeiten haben, oder anderweitiger Unsicherheit 
unterworfen sind, so braucht man sich nicht etwa davor zu 
fürchten, dass dann alle Schuldbriefe gekündigt werden; wir 
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möchten beinahe dafür garantiren, dass es deswegen mit 
keinem einzigen geschähe. Wenn heute das Gesetz der Schweiz 
in die Goldwährung nach dem französischen Fuss übergeht, so 
ist kein Recht und kein Gefühl verletzt; wenn es aber geschieht 
zu einer Zeit, wo das Silber einen merkbaren Agio trägt (z. B. wo 
man, um sich vier Fünffrankenthaler zu verschaffen, dafür 1 Napo- 
leon und 60 C. geben muss), so nimmt das Gesetz dem Kreditor 
die 3 Procent, wenigstens in seinen Augen und der Form nach '). — 

Zu Gunsten der stricten Aufrechthaltung der gesetzlichen 
reinen Silberwährung ist in der Schweiz 1859 und 1860, so 
weit uns bekannt , keine andere bemerkenswerte Stimme in 
öffentlicher Erörterung der Frage laut geworden, als die des Pro- 
fessors Cherbuliez *). 

Wenn die gewöhnlich aufgestellten Voraussetzungen richtig 
wären, dass eine wesentliche Entwerthung des Goldes nicht zu 
besorgen, dagegen aber eine äusserste Erschöpfung des euro- 
päischen Silber- Yorraths durch dessen fortdauernde starke Ver- 
schiffung nach Ostasien unausbleiblich sei, dann freilich, bemerkt 
der ebengenannte Verfasser, müsste die Nothwendigkeit einer 
Aufhebung der Silberwährurfg ohne weiteres zugegeben werden. 
Allein jene Voraussetzungen seien eben nicht zutreffend. In 
Betreff der ersteren werden die sonst schon oft besprochenen 
Momente erwähnt; hinsichtlich der zweiten Voraussetzung aber, 
des drohenden Silbermangels, macht der in Rede stehende Auf- 
satz hauptsachlich folgende Betrachtungen geltend : 

Europa hat bisher einen weit grösseren Werth an asia- 
tischen Producten jährlich bezogen, als an seinen Erzeugnissen 
dahin abgesetzt und diesen Ueberschuss der Einfuhr durch Silber- 
e.xport ausgeglichen. Eine Fortdaues oder gar eine Steigerung 
dieses Verhältnisses müsste natürlich dahin führen, alles Silber 

1) Für die Zulassung der französischen Goldmünzen zu ihrem Nenn- 
werth als legales Zahlungsmittel erklärt sich auch eine in Zürich 1860 
erschienene Schrift des Direktors der dortigen Kreditanstalt B. F. Fischer: 
„Gold und Silber. Eine Antwort auf die vom Eidgenössischen Finanz- 
Departement aufgestellten Fragen" etc. — Die Schrift: „1-e Systeme mone- 
taire de la Suisse et son application par S. Grosjean-Berard" ist uns nicht 
zu Gesicht gekommen. 

2) Journal des econ. 2 sei. T. XXV, p. 40 ff. und 207 ff. 
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aas Europa herauszuziehen und die neuen Silberimporte aus den 
Productionsländern durch die europäischen Häfen nach dem Orient 
lediglich transitiren zu lassen. Allein die Fortdauer dieser bis- 
herigen commerziellen Verhältnisse kann eben, der Natur der 
Sache nach, nicht stattfinden. In dem Grade, wie Silber in 
Europa seltener werden wird, tnüsste auch der Werth desselben 
steigen, also die Länder, welche Silber nach Asien verschiffen, 
haben es mit grösseren Beträgen von Erzeugnissen ihrer Arbeit 
anzuschaffen. Werden sie aber im Austausch gegen dies theu- 
rer gewordene Silber nun auch grössere oder nur gleiche Be- 
träge an. asiatischen Producten erhalten, wie bisher? Keines- 
wegs; denn in demselben Maasse wie das Silber in Europa sel- 
tener, wird es in Asien reichlicher werden, und der dortige 
Silberüberfluss wird eine Verteuerung der asiatischen Producte 
auf den asiatischen Märkten zur Folge haben. Also in dem 
nämlichen Verhältniss, wie das Silber den die asiatischen Waaren 
importirenden Ländern theurer zu stehen käme, würde man 
ihnen für dieselbe Quantität jener Producte mehr Silber abver- 
langen. Dadurch wurde der Preis derselben für die europäischen 
Konsumenten in doppelter Weise vertheuert werden; einmal weil 
das Silber, das sie dafür hingeben , einen grösseren Betrag von 
Arbeit oder Arbeitsproducten repräsentirt ; zweitens weil durch 
das Sinken des Silberwerths in Asien, die Importeure der asia- 
tischen Producte diese theurer bezahlen müssen. Eine solche 
Vertheuerung würde aber nothwendig eine wesentliche Rück- 
wirkung auf den Verbrauch jener Artikel und also auf die dahin 
gehörigen Handelsbeziehungen haben. Wenn in den letzten 
Jahren die eben angedeuteten Verhältnisse noch nicht eingetreten 
sind, so ist dies die Folge des Umstandes, dass durch die ver- 
mehrte Gewinnung und die Werthverringerung des Goldes zu- 
gleich auch das Silber im Werthe gesunken ist. In dem Maasse, 
wie Silber in der europäischen und amerikanischen Cirkulation 
durch das kalifornische und australische Gold ersetzt wird, strömt 
es auf den allgemeinen Edelmetall-Markt, wo es gegenwärtig 
mehr angeboten als nachgefragt wird und wo also sein Werth 
eine sinkende Tendenz hat. Der asiatische Handel hat sich diese 
Tendenz zu Nutzen gemacht und zugleich verhindert, dass die 



auf das Mfiniwesen der handeltreibenden Länder. gl 

Entwerthung stärker geworden. Diese wird aber nur temporär 
sein, wie jede Werthveränderung. welche aus den Schwankungen 
des Angebots und der Nachfrage hervorgeht. Wenn die be- 
stimmende Ursache aufhört, hört auch die Wirkung auf. Sobald 
die europäische Circulation nur mehr die Menge Silber in sich 
schliesst, welche für den Münzbedarf der verschiedenen Staaten 
verlangt wird, muss das Silber aufhören auf den allgemeinen 
Markt zu strömen: es wird seinen Productionswerth wieder er- 
reichen und der asiatische Handel nur dadurch seine gegen- 
wärtige Bedeutung behaupten, dass er die Wagschale auf der 
Seite der Nachfrage herabzieht und den Werth des Silbers steigen 
lässt, hiermit aber, und noch viel rascher, denjenigen der asia- 
tischen Producte. Man darf es als sicher betrachten, dass in 
gleichem Maasse, wie das Silber in Europa seltener werden 
wird, der Preis der asiatischen Producte in Europa rasch steigen 
und der Verbrauch derselben nicht weniger rasch abnehmen 
wird, indem statt ihrer die entsprechenden Erzeugnisse anderer 
Länder den Bedarf befriedigen werden. 

Wir werden später, wenn die Eventualität der Einführung 
der Goldwahrung in Deutschland speciell erörtert werden wird, 
auf diesen wichtigen und schwierigen Punkt zurückzukommen 
haben. In Bezug auf den Aufsatz des Hrn. Cherbuliez bemerken 
wir nur noch, dass derselbe schon mit dem Gefühl der Erfolg- 
losigkeit für den zunächst in's Auge gefassten Zweck, die Auf- 
rechthaltung der Silberwährung in der Schweiz, geschrieben ist. 
Die Annahme der Goldwährung war schon im December 1859 
in der öffentlichen Meinung entschieden und es handelte sich 
eigentlich nur noch um die Modalität der hierfür zu beliebenden 
Maassregeln. Während Hr. CKerbuliez noch an einem Nachtrage 
für seinen Aufsatz schrieb , hatte die Bundesversammlung die 
neue Münzverordnung bereits beschlossen. 

Der Vorschlag des Bundesralhs war, sich vorläufig darauf 
zu beschränken, die Annahme der nach dem französichen System 
geprägten Goldmünzen zu ihrem Nennwerthe gesetzlich festzu- 
stellen, also die Doppelwährung, wie sie in Frankreich noch be- 
steht, anerkennen und im Uebrigen zu warten, welche Schritte 
dieses Land rücksichtlich der Silberausmünzung nächstens thun 
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werde; nur 50-Rappenstücke in Billon sollten zur Erleichterung 
der Auseinandersetzungen neu geprägt werden. 

Die Dringlichkeit dieser Maassregel — der Anerkennung der 
französischen Goldmünzen zu ihrem Nennwerth als legales Zah- 
lungsmittels — hob der Bundesrath auf's nachdrücklichste hervor. 
Er bemerkte, dass, wenn man länger warte, das Agio, welches 
die Schuldner, die sich zur Zahlung in legaler Münze verpflichtet 
hätten, vergüten müssten, immer mehr steigen und also den 
Schuldnern eine immer grössere Last daraas erwachsen werde; 
in den Kantonen Zürich und Solothurn seien deshalb schon Pro- 
cesse bei den Gerichten anhängig. 

Die Schwierigkeiten und unvermeidlichen Uebelstände, welche 
mit einer periodischen Tarifirung der Goldmünzen, worauf mehrere 
Gutachten hingewiesen hatten , verbunden seien , wurden in der 
Botschaft ausführlich erörtert und widerlegt. Unter der Tari- 
firung verstehe man ohne Zweifel eine Maassregel, welche dem 
Golde zu dem vom Tarif festgesetzten Fuss den Charakter einer 
gesetzlichen Münze verleihe. Die Folge würde sein, dass bald 
zwei Course entstunden, der übliche oder Abusivcours für die 
gewöhnlichen Geschäfte, die Banken und den Handel, und der 
gesetzliche Cours für die Transactionen der öffentlichen Kassen 
u. a. Bei sinkendem Tarif werde der Staat gezwungen sein, 
dasselbe Gold um weniger auszugeben , als wozu er es wenige 
Tage vorher eingenommen , oder umgekehrt beim Steigen des 
Tarifs. Liege nicht auch die Gefahr nahe, dass dann die Staats- 
einnehmer und Kassenbeamten sich Spekulationen hingeben wür- 
den ? Und wie sollte die Tarifirung vorgenommen werden , da 
der zu Bern bestimmte Cours vielleicht für Basel und Zürich 
nicht richtig sei ? 

In Betreff des wesentlichen Punktes, welcher im Gesetze an- 
ders geregelt ward, als der Bundesrath vorgeschlagen hatte, näm- 
lich wegen Ausprägung von Silbermünzen, motivirt die Botschaft 
ihren Vorschlag wie folgt: Um die unbestreitbare Lücke zwi- 
schen dem goldenen 5-Frankenstiick und dem in Billon geprägten 
20-Rappenstücke auszufüllen, habe man vorgeschlagen 2-, 1- und 
Vs-Francstücke aus Silber zu geringerem Gehalt als bisher zu 
münzen. Hierauf könne aber nicht eingegangen werden, weil 
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dies eine Verschlechterung der Münzeinheit, des Franken, und 
eine vollständige Umwälzung des Bundesgesetzes von 1850 be- 
dingen würde. Man möge hierfür das Vorgehen Frankreichs 
abwarten, wo man schon mit dem Gedanken umgehe, den Fein- 
gehalt oder das Gewicht der Silbertheilungsmünzen zu verringern. 
Geschehe dies, so könne man zu den erforderlichen Maassnahmen 
schreiten, ohne die Bedürfnisse des täglichen Verkehrs der Grenz- 
kantone aus den Augen zu verlieren, welche gerade in Bezug 
auf die Theilungsmünzen eine genaue Uebereinstimmung wün- 
schenswerth machten. Aus diesen Gründen sollten die Silber- 
münzen bis zum Franken (incl.) herab unberührt bleiben; da- 
gegen halbe Franken (50-Rappenstücke) künftig in Billon geprägt 
werden, um die Ausgleichung zu erleichtern. 

Die Kommission des Nationalraths über die Münzfrage, deren 
Berichterstatter Hr. Feer-Herzog war, ging in ihren Vorschlägen 
(v. 14. Jan. 1800) weiter als der Bundesrath , indem sie ein 
dem neuen amerikanischen Münzsystem entsprechendes Auskunfts- 
mittel beantragte, wodurch ohne formelle völlige Abschaffung der 
Silberwährung, doch im Wesentlichen die alleinige Goldwährung 
eingeführt wurde. Hiernach sollten die bisherigen 2- und 1- 
Francstücke eingezogen, und diese Münzsorten künftig bei glei- 
chem Gewicht zu 8 /io fein (statt 9 /io f.) ausgemünzt werden, 
zugleich aber eine Bestimmung in Kraft treten, dass Niemand 
gehalten sei, von diesem nur als Scheidemünze anzusehenden 
geringhaltigeren Silbergeide mehr als einen bestimmten Betrag 
in Zahlung anzunehmen. Der Bericht erinnert an die Mittheilung 
in der Botschaft des Bundesraths , dass der Director der Pariser 
Münze, Hr. Dierick die Kreirung eines Silberbillons von 2, 1 und 
V« Franken, das 10 Procent unter seinem Nennwerth* halte, aus- 
drücklich angerathen habe , und zwar mit dem Bemerken , dass 
Frankreich vermuthlich bald einen ähnlichen Schritt werde thun 
müssen, dass aber kein Grund vorliege, warum ein kleines Land 
nicht die Initiative einer guten Maassregel ergreifen könne. 

Die Kommission erklärt, zu der Ueberzeugung gelangt zu 
sein, dass die reine Goldwährung das Ziel nicht sowohl unseres 
Wollens sein soll, als unseres Müssens ist; der Grund davon 
liege in der Unmöglichkeit, in der Schweiz den Silberfuss zu 
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restauriren und zu bewahren. Wenn freilich die Behörden und 
öffentlichen Kassen das Gesetz strenge handhaben, so würde 
allerdings Silber bis zu einem gewissen Grade wiederkehren, 
denn da man es zu einzelnen Zwecken durchaus nöthig haben 
werde, so müsste es selbst mit hohen Kosten herbeigeschafft 
werden. Daneben aber würde man jedenfalls auf irgend eine 
Weise die Goldcirkulation mit der reinen Silberwährung verein- 
baren müssen. „Da aber," bemerkt die Kommission wörtlich, 
„die Tarifirung des Napoleond'or im ganzen Lande mit Abneigung 
aufgenommen würde; da, wenn sie durchgeführt werden wollte, 
unsere Cirkulation von der Krankheit der Abusivcourse befallen 
würde, oder da endlich eine hinter jeden Bürger zu stellende 
Polizeigewalt nothwendig wäre, um die Durchführung des echten 
Siiberfusses zu erzwingen, so glauben wir nicht, dass unter 
solchen Umständen irgend noch zur Verwirklichung des Silber- 
standards geschritten werden könne." Hierzu komme nun noch 
das weitere Moment, dass durch das progressive Aufsuchen und 
Einschmelzen der besser erhaltenen Stücke der gesetzliche Sil- 
ber-Münzfuss unhaltbar werde. — Der Schluss des Kommissions- 
berichtes des Nationalraths beschäftigt sich mit der ausserordent- 
lich wichtigen und bestrittenen Frage, wie es bei Einführung 
der neuen, die bisher allein gesetzliche Silberwährung aufhebenden 
Hünzverordnung mit den civilrechtlichen Ansprüchen zu halten, 
die unter jener Währung entstanden sind; ob eine Reduction 
der Forderungen im Verhältniss der Goldentwerthung stattfinden 
solle? 

Vom streng juristischen Standpunkte aus , bemerkt der Be- 
richt, könne man geltend machen, dass für alle unter der Herr- 
schaft der ausschliesslichen Silberwährung entstandenen Forde- 
rungen der Gläubiger Anspruch auf den Silberwerth habe, gleich- 
viel ob ein Abschlag des Goldes oder ein Aufschlag des Silbers 
stattgefunden, denn dem Eigenthümer einer Sache — hier einer 
Silberforderung — fällt Nutzen wie Schaden zu aus allen Er- 
eignissen, welche die Sache von selbst treffen. Diesem Stand- 
punkt ist aber entgegen zu halten, dass wenn auch gegenwärtig 
nur wenig Silbergeld mehr vorhanden ist, doch noch vor ganz 
kurzer Zeit im schweizerischen Verkehr 4 Fünffrankenthaler nicht 



auf das Mönzwesen der handeltreibenden Länder. 95 

besser und nicht schlechter waren als ein Napoleond'or , dass 
man für beide die gleichen Bedürfnisse sich verschaffen konnte. 
Es ist ferner daran zu erinnern , dass die Goldwährung faktisch 
bereits eingebürgert ist, dass sie allmälig gekommen und es in 
Bezug auf viele Ansprüche gar nicht möglich wäre zu bestim- 
men, ob sie sich auf Silber- oder Goldzahlungen gründen. End- 
lich sei zu beachten, dass die Einführung des Goldes und die 
Vermischung der beiden Werthe nicht allein unter der Toleranz, 
sondern auch unter Mitwirkung der Behörden zu Stande gekom- 
men sind. Die öffentlichen Kassen haben alle längst Gold ge- 
nommen und gegeben, wie die Privatpersonen, und ist somit auch 
längst eine faktische Legalisation der offiziellen vorausgegangen. 

Diese Bücksichten der Billigkeit, glaubt die Kommission, 
hielten den Anforderungen eines rigorosen Bechts mehr als nur 
die Waage, und die schweizerischen Bäthe würden dem unge- 
lehrten, aber gesunden und aufrichtigen Rechtssinne des Volks 
den richtigen Ausdruck verleihen, indem sie erklären, dass unter 
obwaltenden Umständen von einer Beduction der Forderungen 
die Bede nicht sein könne. Diese Erklärung liege aber schon 
in der Fassung des ersten Artikels der vorgeschlagenen neuen 
Verordnung. Wenn nämlich die Gleichwerthigkeit zweier Grös- 
sen erklärt werde, so sei damit zugleich zum Voraus zugegeben, 
dass eine Beduction der neuen Maassgrösse in die andere nicht 
stattfinden solle. 

Nachdem der Ständerath noch einige nicht wesentliche Modi- 
fikationen des Vorschlages des Nationalraths herbeigeführt hatte, 
ward die neue Münzverordnung sofort beliebt und schon im 
Januar promulgirt. Dasselbe lautet vollständig, wie folgt: 

.Bundesgesetz, betreffend theilweise Abänderung des Bundesge- 
setzes über das eidgenössische Münzwesen. 
(Vom 31. Jänner 1860.)" 

»Art 1. Die französischen Goldmünzen, welche im Verhält- 
nisse von einem Pfund fein Gold zu fünfzehn und einem halben 
Pfund fein Silber ausgeprägt sind, werden für so lange, als sie 
in Frankreich zu ihrem Nennwerthe gesetzlichen Cours haben, 
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ebenfalls zu ihrem Nennwerthe als gesetzliches Zahlungsmittel 
anerkannt. 

Diese Bestimmung gilt auch für die von andern Staaten in 
vollkommener Uebereinstimmung mit den entsprechenden franzöti- 
schen Münzsorten ausgeprägten Goldmünzen. 

Der Bundesrath wird nach vorheriger Untersuchung bestim- 
men, welche ausländische Goldmünzen vorstehenden Bedingungen 
entsprechen und als gesetzliches Zahlungsmittel anzuerkennen sind. 
Art. 2. Die Zweifranken-, Einfranken- und Halbfranken- 
stücke werden fortan als blosse Silberscheidemünzen ausgeprägt; 
sie erhalten wie die bisherigen Stücke so viel Mal das Gewicht 
von fünf Grammen, als ihr Nennwerth es ausspricht; dagegen 
sollen sie nur acht Zehntheile ( 8 /io) feines Silber enthalten. 

Art 3. Die erlaubte Fehlergränze im Feingehalt, wie im 
Gewichte der neuen schweizerischen Zweifranken-, Einfranken- 
und Halbfrankenstücke ist die in den Artikeln 5 und 6 des 
Bundesgesetzes über das eidgenössische Münzwesen vom 7. Mai 
1850 festgesetzte. 

Der Durchmesser dieser Münzen verbleibt der gleiche, wie 
für die entsprechenden bisherigen schweizerischen Münzsorten. 

Art. 4. Niemand ist gehalten, mehr als zwanzig Franken 
an Werth in Silberscheidemünze anzunehmen. 

Art. 5. Der Bundesrath wird entscheiden, ob und welche 
fremde Silbertheilmünzen im Verkehre zuzulassen seien. 

Art. 6. Die nach dem Gesetze über das eidgenössische 
Münzwesen vom 7. Mai 1850 ausgeprägten schweizerischen Silber- 
münzen von Zwei-, Ein- und Halbfranken (50-Bappen) sind in 
den vom Bundesrath zu bestimmenden Fristen und Formen aus 
dem Verkehr zurückzuziehen. 

Art. 7. Die gemäss dem gegenwärtigen Gesetze ausge- 
prägten schweizerischen Silberscheidemünzen können bei den 
hierfür bezeichneten Kassen gegen gesetzliche grobe Münzsorten 
nach Maassgabe von Art. 11 des Bundesgesetzes über das eid- 
genössische Münzwesen vom 7. Mai 1850 umgewechselt werden. 
Art. 8. Aus den bei den neuen Münzprägungen sich er- 
gebenden Einnahmeüberschüssen ist ein Reservefond zu bilden, 
aus dem je nach Erforderniss die Kosten ganz oder theilweise 
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gedeckt werden sollen, welche die Einlösung abgenutzter Schwei- 
zermünzen nach Art. 13 des Bundesgesetzes über das eidgenös- 
sische Münzwesen zur Folge haben wird. Die Zinsen dieses 
Reservefonds sollen zum Kapital geschlagen werden. 

Art. 9. Die Menge der zu prägenden Münzen wird jeweilen, 
wie für die übrigen schweizerischen Münzsorten, im Voranschlage 
festgesetzt werden. 

Art. 10 Das gegenwärtige Gesetz tritt sofort in Kraft und 
der Bundesrath ist mit der Bekanntmachung und Vollziehung 
desselben beauftragt." — 

An dieses Gesetz knüpfte sich unmittelbar nachstehender 
Bundesbeschluss betreffend Prägung von Silberscheidemünzen. 
(Vom 2. Hornung 1860.) 

.1) Der Bundesrath ist ermächtigt, im Laufe dieses Jahres 
2,000,000 Zweifrankenstücke, 
1,000,000 Einfrankenstücke 
schlagen zu lassen. 

Es wird ihm der hiefür erforderliche Nachtragskredit im 
Betrage von 4,324,850 Franken bewilligt. 

2) Der Bundesrath ist beauftragt, für die Silberscheidemünzen 
einen neuen Aversstämpel , welcher das eidgenössische Kreuz 
tragen soll, anfertigen zu lassen. 

Es wird ihm hiezu ein Nachtragskredit von Fr. 5000 bewilligt. 

3) Die im Budget für das Jahr 1860 festgesetzte Prägung 
von Nickelmünzen wird, so weit sie noch nicht stattgefunden, 
unterbleiben." 

Soweit uns bekannt geworden, hat die vorstehend angege- 
bene Münzreform in der Schweiz keine irgend bemerkenswerthe 
Unzuträglichkeit zu Wege gebracht, und haben seitdem die 
vorher so vielfachen und lauten Klagen über Münzverlegenheiten 
dort ganz aufgehört. 



Belgien. 

Belgien hatte während seiner Vereinigung mit den Nieder- 
landen die gleiche Münzgesetzgebung und also auch dieselben 
Unzuträglichkeiten zu ertragen, welche sich an die dortigen 

Zeitichr. f. Staatiw. 1862. I. Heft. 7 
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Münzverordnungen vom 28. September 1816 und 25. Februar 
1825 knüpften. In Folge der im niederländischen Münzgesetz 
anerkannten Doppelwährung, des schlechten Zustandes der im 
Verkehr verbleibenden SilbermUnzen und einer Unmasse von 
Scheidemünze befanden sich die Münzverhältnisse in Belgien zur 
Zeit seiner Unabhängigkeitserklärung in wenig befriedigender Lage 
und hatten zu wiederholten Klagen Veranlassung gegeben. Plötz- 
liche und lästige Uebergänge in der Cirkulation waren häufig. 
Bald war fast nur Gold im Umlauf und man konnte SilbermUnzen, 
selbst die seit 1825 demonetisirten französischen Fünffranc- 
stücke, nur mit Aufgeld anschalten; bald musste, wenn stärkere 
Zahlungen nach dem Auslande zu machen waren, für Gold ein 
Agio bezahlt werden und man sah im gewöhnlichen Verkehr fast 
nur 25 Centsstücke und abgenutzte alte Provinzialmünzen. 

Schon im Jahre 1831 beschäftigte man sich daher in Belgien 
mit einem neuen Münzgesetz; am 5. Juni 1832 ward ein solches 
promulgirt. 

Dasselbe ist dem französischen Münzgesetz vom Jahre XI 
genau nachgebildet und hat dessen meiste Vorschriften wörtlich 
wiedergegeben. Die Werthrelation der Edelmetalle von 1:15V» 
ward darin ebenfalls anerkannt und die demgemässe Ausmünzung 
von 20 und 40 Francstücken gestattet. Ausserdem ward noch 
durch Artikel 23 des Gesetzes ausdrücklich bestimmt : die französi- 
schen decimalen Münzen von Gold und Silber werden nach ihrem 
Nennwerthe bei den öffentlichen Kassen angenommen. 

Da der Werth des Goldes aber bekanntlich damals (1832 
u. ff. J. J.) anhaltend höher stand als das im Gesetze angenom- 
mene Verhältniss, so war die natürliche Folge, dass belgische 
Goldmünzen gar nicht geprägt wurden und auch französische 
20-Francstücke, die nur mit Aufgeld anzuschaffen waren, so gut 
wie gar nicht im Umlaufe vorkamen. Die Hauptmünzsorte bilde- 
ten silberne Fünffrancstücke. 

Man wünschte indess in Belgien eine subsidiäre Goldcirku- 
lation und fanden hierüber im Jahre 1837 ausführliche Verhand- 
lungen in den belgischen Kammern statt. Es wurde hier vor- 
geschlagen, das Kilogramm feines Gold, statt zu 3444 Fr. 44 Ct., 
wie das französische Münzgesetz es vorschreibt, zu 3485 Fr. 
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72 B /» Ct. (also zu einer Werthrelation von 1 : 15.686) auszumün- 
zen. Dies fand mehrseitigen Widerspruch und erst im Jahre 
1847 kam es zu einer gesetzlichen Bestimmung in diesem Sinne, 
und zwar in der Art, dass man, in Uebereinstimmung mit dem 
damaligen Werthe des Goldes im freien Verkehr, das Gold in 
den neuen Münzen sogar noch etwas höher ausbrachte, als 1837 
vorgeschlagen worden, nämlich das Kilogramm fein Gold zu 
3515 Francs, was eine Werthrelation von l:15.8i ergiebt, oder 
mit anderen Worten, verglichen mit dem französischen 20-Franc- 
stück, war das neue belgische 25-Francstück eigentlich nur 
24 Fr. 54 Ct. werlh. 

Das Gesetz vom 31. März 1847, das diese Bestimmung traf, 
beschränkte jedoch andererseits die Anwendung des Systems 
der Doppelwährung, welches sonst an sich wegen der höheren 
Evaluation des Goldes für die Silbercirkulation natürlich noch 
viel bedrohlicher sein musste, als das französische Münzsystem, 
indem es zugleich verordnete, dass nur die Regierung zur Aus- 
prägung der neuen nationalen Goldmünzen berechtigt sei und 
dass die Summe solcher Ausprägung vorläufig den Betrag von 
20 Millionen Fr. nicht überschreiten solle. 

Durch diese Regulirung ward die belgische Goldmünze ge- 
wissermaassen 7.u einer konventionellen Münze, einer Art Scheide- 
münze. Man beobachtete hier in Rücksicht der Goldmünze einen 
gleichen Grundsatz, wie in England in Betreff der Silbermünze; 
es war so zu sagen das umgekehrte engliche System. Man ging 
in den belgischen Kammern damals — am Vorabend der Ent- 
deckung der kalifornischen und australischen Goldfelder ! — ziem- 
lich allgemein von der Voraussetzung aus, dass der Werth des 
Silbers leichter sinken werde, als der des Goldes, und dass die- 
sem letzteren deshalb vorzugsweise der Vorzug der Werthbe- 
ständigkeit zukommen dürfte. — Die belgische Goldausmünzung 
blieb übrigens in Wirklichkeit noch beschränkter als das Ge- 
setz gestattete, indem im Ganzen nur 14,646,025 Fr. in Gold 
geprägt worden sind. 

Die ausserordentlichen Zustände des Jahres 1848, als das 
Agio für Gold zeitweilig sehr hoch stieg und die Goldmünzen 
sehr selten wurden, veranlasste die belgische Regierung (Ges. 
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v. 4. März 1848) dem englischen Sovereign einen legalen Werth 
von 25 Fr. 50 Ct. beizulegen, was, verbunden mit dem den hol- 
ländischen Zehnguldenstücken noch eingeräumten Werth von 
21 Fr. 16 Ct., als der Goldcours bald wieder fiel, dazu führte, 
bedeutende Beträge fremder Goldmünzen ins Land zu bringen, 
wofür grossentheils grobes Silbergeld zum Export aufgekauft 
wurde. Die Regierung benutzte daher den ersten günstigen Zeit- 
punkt um jene Verfügungen wegen Zulassung der fremden Gold- 
münzen wieder aufzuheben und mit möglichst geringem Verlust 
für die Staatskasse die Silberwährung wieder zur gesetzlichen 
Geltung zu bringen. Es geschah dies durch Verordnungen vom 
30. September 1849 und 14. Juni 1850. 

Um die nämliche Zeit begann die Goldfrage mehr und mehr 
die Gemüther zu beschäftigen und zu beunruhigen. Holland hatte 
das Gold vollständig demonetisirt und der Werth des Goldes 
gegen Silber war im December 1850 um etwa 2 Procent und 
somit unter die Werthrelation von 1 : 1 5 '/* gefallen. In Belgien 
zögerte man nicht dem Beispiele Hollands zu folgen und durch 
Gesetz vom December 1850 ward der gesetzliche Cours aller 
fremden, also auch der französischen Goldmünzen aufgehoben. 
Es geschah dies ohne Störung des Verkehrs und ohne Verlust 
für die Staatskasse, da sie zu ihrem vollen Nennwerth nach 
Frankreich zurückgehen konnten. Zugleich ward die Regierung 
ermächtigt, die nationalen Goldmünzen, die, wie wir erwähnt, 
nur zu geringem Belaufe cirkulirten , einzuziehen ; neue Gold- 
münzen sollten nicht geprägt werden. Die definitive Aussercours- 
setzung der belgischen Goldmünzen erfolgte später durch Ver- 
ordnung vom 11. August 1854. 

Diese neue Münzregulirung vom December 1850 gab in den 
ersten Jahren ihrer Wirksamkeit zu weiteren Unzuträglichkeiten 
oder Verkehrsbelästigungen so gut wie keinen Anlass. Die Menge 
der französischen groben Silbermünze war noch so bedeutend, 
der durchschnittliche wirkliche Silbergehalt der davon umlaufen- 
den Stücke kam, weil noch keine massenhafte Einschmelzung der 
besterhaltenen Münzen stattgefunden hatte, dem gesetzlichen 
Münzfuss noch so nahe, die Cirkulation der französischen Gold- 
münzen blieb längere Zeit noch so beschränkt, dass man einst- 
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weilen im gewöhnlichen Verkehr von störenden Folgen der neuen 
Münzverordnung und der dadurch verfügten Demonetisation des 
Goldes wenig merkte. Als jedoch, namentlich seit dem Jahre 
1855 bei den enormen Goldausmünzungen in Paris und dem 
entsprechenden Einschmelzen und Export der gut erhaltenen 
groben SilbermUnze, dauernd eine bis 2°/o und selbst noch dar- 
über steigende Prämie für Silber bezahlt wurde, als zunächst in 
Frankreich der Umlauf der silbernen Fünffrancstücke von Monat 
zu Monat sich mehr beschränkte und statt derselben die Cirku- 
lation der goldenen 20-, 10- und 5-Francstücke immer grössere 
Verbreitung fand, da musste man bald in Belgien, welches mit 
dem benachbarten Frankreich in so lebhaftem Verkehre steht, 
eine Rückwirkung dieser Umgestaltung erfahren. Auch in Belgien 
wurden nach und nach die vollwichtigeren Silbermünzen ausge- 
sucht, mit Gold aufgekauft und ausser Landes gesandt. Im klei- 
nen und täglichen Verkehr, namentlich in den unmittelbar an 
Frankreich grenzenden Provinzen, machte man freilich noch im- 
mer so gut wie keinen Unterschied zwischen Zahlungen in 
französischer Goldmünze nach deren Nennwerth und in der seit 
1850 in Belgien allein gesetzlichen Silberwährung; dagegen 
nahmen die öffentlichen Kassen nur Silbergeld und die privilegir- 
ten grossen Bankinstitute nahmen die Goldmünzen nur mit einem 
Rabatt in Zahlung, je nachdem der Cours der Zwanzigfrancstücke 
sich stellte, zu 19 Fr. 90 Cent, oder 19 Fr. 85 Cent. u. s. w. 
Hierzu kam noch, dass natürlich die durchschnittliche Qualität 
der umlaufenden groben Silbermünze durch das Aussuchen der 
schwereren Stücke sich von Monat zu Monat merklich verschlech- 
terte. Diese Umstände mussten nothwendig manche Verkehrs- 
belästigung und Unzuträglichkeiten herbeiführen und den Wunsch 
nach einer kräftigen Durchführung oder auch einer durchgreifen- 
den Umgestaltung der bestehenden Münzgesetzgebung laut werden 
lassen. In diesem Sinne verlangten einige Stimmen die strikte 
Aufrechthaltung der Silberwährung durch gänzliches Aufgeben 
des bisherigen französischen Systems der Francs und Anschluss 
an den niederländischen Guldenfuss oder auch an den deutschen 
Thalerfuss. Die grosse Mehrzahl der auf eine Aenderung Drin- 
genden erklärte sich jedoch entschieden für den vollständigen 
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Anschluss an die zur factischen Geltung gekommene französische 
Goldwährung mittelst Aufhebung des den Umlauf der französischen 
Goldmünzen nach ihrem Nennwerthe beschränkenden Gesetzes 
von 1850. Im Laufe der Jahre 1857 und 1858 gelangten viele 
hierauf gerichtete dringliche Petitionen von Handelskammern und 
Gemeinden an die Regierung und an die Kammern. Von man- 
chen Seiten wünschte man hingegen konsequente Durchführung 
der bestehenden Münzgesetzgebung, wonach die Goldmünzen von 
der Annahme bei den Staatskassen (Eisenbahnen eingeschlossen) 
und den grossen öffentlichen Bankinstituten fern gehalten würden, 
im Uebrigen aber ihre Verwendung im gewöhnlichen Verkehr 
der freien Vereinbarung zu überlassen sei. Diese Ansicht blieb 
damals in den Kammern entschieden vorwiegend, welche über 
die Petitionen zur Tagesordnung überging. 

Im folgenden Jahre (1859) ward die Münzfrage mit der 
inzwischen immer empfindlicher werdenden Seltenheit der Silber- 
münze im täglichen Verkehr und der Weigerung der öffentlichen 
Kassen, der Eisenbahnen und der Banken, die französischen Gold- 
münzen zum Nennwerth anzunehmen, aufs Neue Gegenstand der 
vielseitigsten und dringendsten Vorstellungen ; sie ward jetzt auch 
in der Tagespresse und in Broschüren immer lebhafter erörtert. 
Die Regierung gewann die Ueberzeugung, dass jedenfalls eine 
gründliche Prüfung der ganzen Münzfrage und eine darnach zu 
treffende neue Entscheidung durch die gesetzgebenden Gewalten 
des Landes baldigst herbeizuführen sei. Zu diesem Behufe wurde 
von ihr durch Verfügung vom 14. März 1859 eine Kommission 
niedergesetzt, bestehend aus sachverständigen Mitgliedern der 
Kammern, aus den Directoren der Haupt-Bankinstitute und einigen 
technischen Beamten, zusammen aus zehn Personen. 

Diese Kommission, deren Präsident Hr. de Brouckere war 
und als deren Berichterstatter Hr. Pirmez fungirte und der von der 
Regierung alle ihr zu Gebote stehenden Materialien mitgetheilt 
wurden, hat eine sehr eingehende Untersuchung der ganzen An- 
gelegenheit vorgenommen. Ihr ausführlicher Bericht ward im 
August 1859 den Kammern gedruckt vorgelegt. 

Die Kommission hebt vor Allem hervor, dass in Belgien 
nach den bestehenden Gesetzen der Franc als Landes-Münzfuss 



auf das Münzwesen der handeltreibenden Länder. JQ3 

unzweifelhaft nichts anderes sei, als 5 Gramm Silber (Münzsilber 
von */io Feinheit), und dass eine Münzgebung ihren Zweck gut 
erfülle, wenn der gesetzliche Münzfuss wirklich eine Wahrheit 
sei, d. h., wenn innerhalb der Grenzen des Möglichen der Zah- 
lungspflichtige nicht mehr zu geben habe und der Zahlungsempfän- 
ger nicht weniger erhalte, als das durch den gesetzlichen Münz- 
fuss angegebene Gewicht Silber. 

Inwieweit dies erreicht werde sei wesentlich abhängig von 
der Beschaffenheit der cirkulirenden Münzen und habe die Kom- 
mission hierauf ein Hauptaugenmerk gerichtet. 

Von drei Bank-Instituten, bemerkt der Bericht, sind zusam- 
men ohne besondere Auswahl gerade vorkommende 11,600 sil- 
berne Fünffrancstücke untersucht worden; unter diesen befanden 
sich 7925 Fr. belgische und 50,075 Fr. französische Münze, 
also ein Verhältniss von 13 und 87 Procent. Die vor 1825 ge- 
münzten Stücke sind, wie früher schon erwähnt, wegen des 
darin enthaltenen geringen Goldgehalts, welchen die frühere 
Technik noch nicht mit Vortheil zu extrahiren verstanden hatte, 
meistens schon längst eingeschmolzen worden und deshalb sehr 
selten geworden. Die in Rede stehende Untersuchung hat dies 
bestätigt, indem sich unter den 11,600 Stück nur 9 befanden, 
die vor 1825 geprägt waren. Hieraus lässt sich abnehmen, dass 
für den Werth der Silber-Cirkulation das noch nicht ausgeschie- 
dene Gold der älteren Stücke nicht mehr in Betracht kommt. 

Am wichtigsten ist natürlich das Verhältniss der durch- 
schnittlichen Abnutzung der cirkulirenden Münzen, und in dieser 
Hinsicht hat die Untersuchung der 58,000 Fr. folgendes Resultat 
geliefert : 
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welche im April 1859 direct aus Paris kamen, ergab eine an- 
sehnlich höhere Gewichts-DifTerenz, nämlich : 

1) 42 Gramm oder 8 Francs 40 Cent. 

2) 40 „ „ 8 „ — „ 

3) 40 ,, „ 8 „ — „ 

4) 33 1 /* „ . 6 „ 70 , 

5) 32 . . 6 „ 40 . 

6) 31 . . 6 . 20 » 

Hieraus lässt sich schliessen, dass in Paris durch die dort 
in stärkerem Maasse stattgehabte Aussuchung der schwereren 
Stücke das durchschnittliche Gewicht der cirkulirenden groben 
Silbermünze schon merklich mehr vermindert ist, als anderswo, 
und dass dort deren thatsächliches Durchschnittsgewicht im Ver- 
gleich zum gesetzlichen Münzfuss ein Untergewicht oder einen 
Minderwerth von 6 bis 8 per Mille aufweist Ein solcher Um- 
stand ist sehr bedenklich, denn er bewirkt eine Ungerechtigkeit 
gegen alle Gläubiger, welche im Vertrauen, das durch den ge- 
setzlichen Münzfuss angegebene Quantum Silber wirklich zu 
empfangen, contrahirt haben; und dann wird dadurch verhindert, 
dass sich vollwichtige Münzen im Umlauf erhalten können, indem 
natürlich bei solcher Differenz im Gewicht der zu gleichem 
Nominalwerth umlaufenden Münzen die neuen und schwereren 
Stücke um so eher und sicherer eingeschmolzen werden, dage- 
gen , je geringhaltiger eine solche Münze geworden , sie um so 
mehr in der Cirkulation bleibt Eine gewisse Toleranz ist frei- 
lich hierbei der Natur der Sache nach nicht auszuschliessen ; die 
Kommission ist aber der Ansicht, dass diese das Maximum von 
4 per Mille keinenfalls übersteigen dürfe und dass jede gestattete 
stärkere Differenz das gesetzliche - Münzwesen untergrabe. 

Um zu ermitteln, in welchem Verhältniss diese Grenze der durch- 
schnittlichen Münzabnutzung zur Zeit stattfinde, hat die Kommission 
von der Münzanstalt in Brüssel einen Betrag von 1,100,000 Fr. 
zu diesem Behufe untersuchen lassen und dasBesultat war: 

aus den aus 

Departements. Paris. 

Untersuchte Gesammtsumme 800,000 Fr. 300,000 Fr. 

Summe, bei der Verlust unter 4 Permille 719,200 „ 185,280 „ 

Gewicht per 1000 Fr 4,986 Gr. 4,981 Gr. 
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aus den aus 

Departements. Paris. 

Summe, bei der Verlust über 4 Permille 80,800 Fr. 114,720 Fr. 

Gewicht per 1000 Fr 4,942 Gr. 4,937 Gr. 

Der Unterschied nach dem Ursprung der Münzen springt in 
die Augen. In der Cirkulation der Departements kommt auf neun 
Stücke, die noch nicht über 4 Permille verloren haben, ein leich- 
teres, und der Verlust per 1000 Fr. ist respective 8 Fr. 20 Ct. 
und 2 Fr. 80 Ct.; bei den direct aus Paris bezogenen Summen 
kommt ein leichtes Stück schon auf zwei noch einigermaassen 
schwere Stücke und der Verlust per 1000 Fr. ist hier resp. 12 Fr. 
70 Ct und 3 Fr. 80 Ct 

Wenn die in Paris geübte Praxis sich allmälig weiter ver- 
breitet, so ist die einfache Folge, dass der Werth des Geldes 
durch die durchschnittliche Differenz gegen den gesetzlichen 
Münzfuss bald um mehr als 1 °/o verringert werden dürfte. 

Bei den französischen Zweifrancstücken , Einfrancstücken 
und halben Francstücken ist, wie leicht erklärlich, die durch- 
schnittliche Abnutzung der in Cirkulation verbliebenen Stücke 
noch beträchtlicher als bei den Fünffrancstücken. Eine von der 
Nationalbank im Jahre 1856 veranstaltete Untersuchung ergab 
per 1000 Fr. für Zweifrancstücke durchschnittlichen Verlust von 
24 Fr. 10 C, für Einfrancstücke 56 Fr. 20 C. und für halbe 
Francs 85 Fr. 50 C. Die zuletzt {1859) vorgenommene Unter- 
suchung in grösserem Maassstabe zeigte eine inzwischen merk- 
lich gestiegene Differenz, nämlich auf 1000 Fr. bei den Zwei- 
francstücken eine Abnützung um 30 Fr. 20 C, bei den Ein- 
francstücken um 68 Fr., also um nahezu 7°/o, und bei den 
halben Francs um 100 Fr. 80 C, also mehr als 10°/o! 

Nachdem der Kommissionsbericht vom 20. August 1859 die 
Uebelstände und Gefahren der bestehenden belgischen Münzver- 
hältnisse dargelegt hat, werden auch die zur Abhülfe vorge- 
schlagenen Auskunfsmittel besprochen. Die eigenen Vorschläge, 
welche die Majorität der Kommission schliesslich empfahl, sind 
im Wesentlichen folgende: 

Die Wertheinheit des Franc von 5 Gramm Silber ( 9 /io fein) 
ist als Landeswährung aufrecht zu erhalten. 
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Die nach diesem Münzfuss ausgeprägten Fünffrancstücke 
bilden allein die Hauptmünzsorte des Landes für alle grösseren 
Zahlungen; sümmtliche übrigen Silbermünzstücke sollen mit zur 
Scheidemünze gerechnet werden. 

Die Toleranz bei der Ausmünzung der Fünffrancstücke 
wird sowohl in Hinsicht des Feingehalts als auch des Gewichts 
auf 2 Tausendtheile beschränkt und wird jedes einzelne Stück 
demgemäss justirt. 

Die Sorge für die erforderlichen Ausmünzungen der Haupt- 
münzsorte wird der Privat-Industrie überlassen, indem die öffent- 
liche Münzanstalt gegen Ersatz der wirklichen Kosten, aber ohne 
Erhebung irgend eines sogenannten Schlagschatzes, das ihr zu 
diesem Zwecke von Privaten eingelieferte Silber nach dem ge- 
setzlichen Münzfusse ausprägt. 

Fünffrancstücke, welche mehr als 4 Permille (mehr als ein 
Decigramm) an Gewicht verloren haben, ist Niemand gehalten 
in Zahlung anzunehmen, und zu leicht gewordene Münzen dieser 
Art sind für fernere Cirkulation untauglich zu machen. 

Die National-Bank , als Kassirer des Staats, wird ermächtigt 
und verpflichtet, alle bei ihr vorkommenden Fünffrancstücke, 
deren Abnutzung die gesetzliche Grenze von 4 Tausendlheilen 
überschreitet, zu zerschneiden und dem Eigner in natura zurück- 
zugeben oder ihm auch, wenn er es verlangt, in anderer Münze 
den effectiven Metallwerth des demonetisirten Stückes zu er- 
setzen; die Bank selbst darf natürlich nur Münzen, welche die 
gesetzliche Gewichtsgrenze innehalten, ausgeben. 

Auf diese Weise, meint die Kommission, werde sich ohne 
Opfer für die Staatskasse, mit wenig merklichem Verlust für die 
einzelnen Privaten, der gesetzliche Münzfuss dauernd aufrecht 
erhalten lassen. 

Für den Uebergang zu diesem neuen Münzzustande werde 
freilich der Staat ein einmaliges, nicht ganz unbedeutendes Opfer 
bringen müssen. Es werde zu bestimmen sein, dass innerhalb 
eines gewissen Zeitraums die Staatskasse ohne alle Unkosten 
für den Einbringer die Ausmünzung der ihr eingelieferten zer- 
schnittenen Münzen und Silberbarren zu beschaffen habe. Ange- 
nommen, dass nach Einführung der neuen Münzordnung 100 
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Millionen Francs zur Ummünzung eingeliefert würden, so erfor- 
dere dies eine einmalige Ausgabe des Staats von 750,000 Fr., 
da die Fabrikationskosten 1 Fr. 50 C. per Kiligramm Silber be- 
tragen. 

Zweifranc-, Einfranc- und halbe Francstücke, welche künftig 
nicht mehr als Courantmünze für grössere Zahlungen zu gelten 
haben würden, sollen in einer von der bisherigen verschiedenen 
Form zu einem geringeren inneren Werthe, als ihr Nennwerth 
besagt, ausgemünzt werden, indem die Legirung des Silbers von 
900 /iooo auf 850 /iooo gebracht wird, was der Staatskasse einen 
Gewinn am Metall von 5 1 /« °/o verschaffen würde. Da die 
durchschnittlichen Prägekosten dieser Münzsorten circa 2 °/o be- 
tragen , so würde der Staat über 3 °/o Vortheil dabei haben, 
welcher Ueberschuss dazu anzuweisen wäre, die Cirkulation die- 
ser kleineren Münzsorten für Rechnung des Staats durch all- 
mälige Einziehung und Wiederummünzung der abgenutzten Stücke 
in gutem Zustande zu erhalten. Einer zu starken Emission 
dieser Münzsorten wäre dadurch vorzubeugen, dass gesetzlich 
angeordnet würde, Niemand sei gehalten, einen grösseren Betrag 
als bis 50 Fr. davon auf einmal in Zahlung anzunehmen, und 
dass gewisse öffentliche Kassen verpflichtet würden, für die 
ihnen zum Einwechseln eingelieferten Beträge von Scheidemünze 
unweigerlich den Werth in Fünffrancstücken auszuzahlen. 

Was nun aber die fernere Hauptfrage wegen der Behand- 
lung der französischen Goldmünzen anlangt, so war die Kom- 
mission darin einig, dass denselben eine gesetzliche Geltung zu 
ihrem Nennwerthe selbstverständlich nicht eingeräumt werden 
könne, wenn nicht eben dadurch sofort die gesammte übrige 
Münzregulirung wieder illusorisch gemacht werden solle ; darüber 
aber war Verschiedenheit der Ansichten, ob die französischen 
Goldmünzen zu ihrem jedesmaligen Courswerlhe oder einem noch 
etwas geringeren Satze bei den öffentlichen Kassen sollten an- 
genommen weiden, oder aber ob ihre Annahme bei den öffent- 
lichen Kassen (mit Einschluss der Eisenbahnen) absolut zu ver- 
bieten sein werde. Die Mehrheit in der Kommission hat sich 
für diese letztere, entschiedenere Maassregel ausgesprochen. 

Als Hauptmotive, welche die Kommission bestimmt haben, 
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sich gegen die Annahme der Goldwährung, unter welcher Form 
es auch sei, zu erklären, werden erwähnt: Das wichtigste Mo- 
ment im Geldwesen sei die Beständigkeit des Werthmaassstabes, 
und hierfür biete das Silber grössere Sicherheit als das Gold. 
Die Silber-Production habe sich nur in beschränkter Weise ver- 
mehrt (sie betrage jetzt ungefähr eine Million Kilogramm, nur 
etwa ein Zehntheil mehr als zu Anfang des Jahrhunderts) und 
zugleich sei der Vorrath davon viel bedeutender, als der des 
Goldes ; es werde hierdurch der Werth des Silbers gegen wesent- 
liche Veränderungen besser geschützt. Ein Zeitpunkt, wo eben 
erst ein so gewichtiges Ereigniss wie die Entdeckung der reichen 
Goldlager in Kalifornien und Australien den bisherigen Werth des 
Goldes zu erschüttern drohe, erscheine keinenfalls zur Annahme 
der Goldwährung geeignet. Die Meinungen über die Folgen die- 
ses Ereignisses könnten verschieden sein; die Einen erblicken 
darin eine vollständige Revolution, die Anderen eine nicht wesent- 
liche Modifikation des Geldwerths; was hiervon das Richtige sei, 
werde erst die Zukunft entscheiden. Es sei aber nicht die Sache 
einer weisen Verwaltung, sich auf einen ungewissen Weg, wo 
man drohende Gefahren voraussage, einzulassen, wenn sie auf 
einem Wege fortgehen könne, den sie bis dahin mit Sicherheit 
gegangen sei. Die Unzuträglichkeit, die daraus entstehe, dass 
in Frankreich Goldmünzen zu einem gesetzlichen Werthe in 
Francs umlaufen, was bei der gleichen Bezeichnung der Gold- 
und Silbermünzen nach einer einmal angenommenen Werthre- 
lation leicht Verwirrung zu Wege bringen müsse, erscheine vor- 
übergehend und unbedeutend, verglichen mit dem überwiegenden 
Vortheil der Stabilität des Silberwerths. Hierzu komme noch, 
dass die Silberwährung auch in Rücksicht der minderen Abnutzung 
der grösseren Münzstücke und des Einflusses auf den Zinsfuss 
Vorzüge vor der Goldvaluta darbiete. Auch die Gerechtigkeit 
verlange die Aufrechthaltung der Silberwährung, denn die Sub- 
stitution des Goldes zu einem höheren Werthverhältniss, als wo- 
für Silber wirklich anzuschaffen, setze den Schuldner in den 
Stand, seine Verpflichtung gegen den Gläubiger durch eine ge- 
ringere Zahlung, als er seiner Zeit erhalten, abzutragen. Endlich 
sei noch in Betracht zu ziehen, dass an und für sich schon das 
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bisherige Bestehen einer Währung einen Grund Tür die unver- 
änderte Beibehaltung abgebe, denn die Stabilität im Münzwesen 
sei ein Bedürfniss, weil eine, an und für sich vielleicht zu recht- 
fertigende, Veränderung desselben andere Veränderungen, welche 
dies weniger seien, hervorrufe, und die Dauer des bisherigen 
Münzwesens ein Pfand des Vertrauens für die Zukunft abgebe. 
Nur in der alleräussersten Nothwendigkeit dürfe der Gesetzgeber 
das bestehende Münzsystem ändern, weil er hiermit zugleich 
Rechte alterire, über welche der Staat nur eine schützende Macht 
ausüben solle. - 

Der vorstehend besprochene Kommissionsbericht bewirkte 
keineswegs eine Beruhigung über die Münzfrage. Das Ministe- 
rium und die Majorität der Kammern wurden durch denselben 
in ihrem Widerstreben gegen die Zulassung der französischen 
Goldmünzen allerdings nicht wenig bestärkt, allein im Publikum 
ward die Agitation zu Gunsten der wenigstens subsidiären Gold- 
währung nach Veröffentlichung des Berichts nur um so heftiger. 
Ein Mitglied der Kommission, Hr. J. Malou, schrieb schon wenige 
Wochen darauf eine Brochüre (La question monetaire, 10. Oct. 
1859), welche die von der Kommission beantragten Heilmittel 
für schlimmer als die bestehenden Uebelstände erklärte, und die 
einstweilige Zulassung der französischen Goldmünzen zu einem 
monatlich bekannt zu machenden Course empfahl; mit definitiven 
Maassregeln möge Belgien warten, bis Frankreich zu einer nach 
progressivem Verschwinden der guten Silbermünze bald unabweis- 
lich werdenden Reform seines Münzwesens sich entschlossen habe, 
welche dann der Natur der Verhältnisse nach auch für Belgien 
maassgebend sein müsse. Die im Kommissionsbericht angeführ- 
ten Gründe zu Gunsten der Silberwährung wurden bestritten. 

In ähnlichem Sinne wie Hr. Malou empfahlen die Herren 
Campan (La question de l'or en Belgique, 1860) , Provö (De la 
question monötaire en Belgique, Avril 1860) und de Haerne 
(La question mon&aire en general et dans ses rapports avec 
l'Angleterre , la France, la Suisse et la Belgique, Brux. 1860) 
die Zulassung des Goldes ; während dagegen andere Brochüren, 
wie die des Hrn. A. Morel (Etüde de la question monötaire, 
10. Novembre 1859), des Hrn. de Cocquiel (La chambre de 
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commerce d'Anvers et la question d'or, 1860), und namentlich 
die des Baron Cogels (Cours legal de la monnaie d'or frangaise, 
15. Novembre 1860, und Encore un mot ä propros du cours 
legal de Tor francais, 15. Jan vier 1861), mit gleicher Entschie- 
denheit den Standpunkt der Kommission und die Beibehaltung der 
Silberwährung vertheidigten. 

Man ersieht hieraus, dass es an einer vielseitigen Discussion 
über die belgische Gold- und Silberfrage nicht gefehlt hat, ohne 
dass an die gleichzeitige eifrige Polemik in den öffentlichen 
Blättern erinnert zu werden braucht. Welchen Verlauf nahm in- 
zwischen aber die Sache in den offiziellen Regionen? 

Während der Session der Kammern im Jahre 1860 war die 
Zahl der von allen Seiten eingehenden und mit vielen Tausenden 
von Unterschriften versehenen Petitionen zu Gunsten der Zulas- 
sung der französischen Goldmünzen noch grösser und ihr Ton 
noch dringender, als in den früheren Jahren. In den Kammern 
ging man aber auch diesmal in Betreff derselben nach kurzer 
Erörterung zur Tagesordnung über ; man beschränkte sich darauf, 
die wenigen Mitglieder in den Kammern, welche diese Petitionen 
befürworteten, zur eventuellen Einbringung eines selbstständigen 
bestimmten Antrages aufzufordern. Es schien indess Niemand be- 
sondere Neigung hiezu zu haben; erst am 2. Juni 1860, kurz 
vor Schluss der Session, reichte der Abgeordnete Hr. Dumortier 
einen solchen Antrag ein. Derselbe begründete sich in seinem 
Inhalt wie in der Motivirung auf den Vorgang der Schweiz, die 
Frankreich gegenüber- seit 1850 in ganz ähnlicher Lage wie 
Belgien, zu Anfang 1860 der alleinigen Silberwährung entsagt 
und die französischen Goldmünzen nach ihrem Nennwerth als 
gesetzliches Zahlmittel anerkannt habe. — 

Während des Jahres 1860 war keine Gelegenheit mehr zur 
Verhandlung dieses Antrages, aber es liess sich nun mit ziem- 
licher Bestimmtheit voraussehen, dass im nächsten Jahre (1861) 
die Münzfrage auf die eine oder die andere Weise zur legis- 
lativen Entscheidung werde gebracht werden, und die Regierung 
benutzte die Zwischenzeit, um von sämmtlichen Handelskammern 
des Landes über die durch den Antrag Dumortier's angeregte 
specteile Frage Gutachten erstatten zu lassen. 
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Dieselben sind ihrer wesentlichen Tendenz nach wie folgt 
ausgefallen : 

Die Handelskammern 'von Tournay und Charleroy beantragen 
den legalen Cours der französischen Goldmünzen nach ihrem 
Nennwerth; die von Mons dagegen ist zu keiner bestimmten 
Ansicht gelangt, weder über den Grund des Uebels noch die 
anzuwendende Abhülfe. 

In Westflandern dringen Brügge, Ypern, Dixmuide, Aude- 
narde und Roulers nachdrücklichst auf Anerkennung der Gold- 
münze zu ihrem Nennwerth als legales Zahlmittel ; in Ostende 
hat sich die Majorität der Handelskammer gegen jede Aenderung 
des bestehenden Zustandes erklärt 

In Ostflandern spricht sich die Handelskammer zu Gent zu 
Gunsten der Annahme der reinen Goldwährung aus, mit dem 
Bemerken, dass es unmöglich sei, ohne allgemeine Unzufrieden- 
heit zu erwarten, eine Situation fortdauern zu lassen, welche in 
allen Geschäften beständige Reibungen herbeiführe und für den 
Handel eine unaufhörliche Quelle sich stets wiederholender Ver- 
luste schaffe. St. Nicolas erachtet es für genügend, wenn die 
öffentlichen Kassen das Gold zu einem periodisch bekanntzu- 
machenden Course annehmen würden. 

Antwerpen erklärt sich dahin : man möge die Goldwährung 
annehmen, den gesetzlichen Cours der französischen Goldmünzen 
anerkennen und das belgische Silbergeld als Scheidemünze zu 
geringerem Werthe ausprägen. 

Brüssel ist der Meinung, dass die Regierung entweder den 
französischen Goldmünzen legalen Cours verleihen möge, so lange 
sie in Frankreich selbst zu ihrem Nennwerth cirkuliren, oder 
auch das französische Münzsystem vollständig adoptire. Nivelles 
und Löwen erklären sich ebenfalls für die Goldwährung. 

Namur ist der Ansicht, dass die Macht der Verhältnisse von 
selbst die allgemeine Geltung der französischen Goldmünzen zu 
ihrem vollen Nennwerth herbeiführen werde. Lüttich erklärt sich 
dahin, dass man weder die Goldwährung annehmen noch den 
Werth des Franc ändern könne, dass man demnach die allge- 
meine Silberwährung und die Fünffrancstücke als Hauptmünze 
aufrecht zu erhalten habe; einstweilen möge man die französi- 
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sehen Goldmünzen bei den öffentlichen Kassen zulassen, aber nur 
zu einem noch etwas geringeren Werthc als nach dem Börsen- 
cours. In Verviers hat die Handelskammer ihr Gutachten ein- 
stimmig dahin abgegeben, dass es rathsam sei, weder dem 
Golde legalen Gours zu geben, noch auch die Goldmünzen bei 
den öffentlichen Kassen zum Courswerthe zuzulassen. 

Man ersieht aus diesem kurzen Ueberblick, wie sehr die 
Ansichten im Lande, selbst bei den Handelskammern, auseinander 
gingen, zugleich aber auch, dass die bei weitem überwiegende 
Majorität sich der Annahme der Goldwährung zuneigte. 

Die Grundlage zu den Discussionen hierüber in den Kammern 
war hauptsächlich durch einen Bericht gegeben, den eine aus 
sieben Mitgliedern bestehende sogenannte Central-Section über 
den Dumortier'schen Antrag abgestattet hatte. Dieselbe erklärte 
darin, es habe in ihr vollständige Uebereinstimmung darüber 
geherrscht, dass die dermaligen Münz-Zustände des Landes un- 
haltbar geworden seien und dass irgend eine Modifikation der- 
selben dringend nothwendig erscheine. Dies sei jedoch auch 
der einzige Punkt, worüber die Section sich habe einigen können, 
indem, was die zu empfehlende Art der Abhülfe anlange, keiner 
der diskutirten positiven Vorschläge eine Stimmenmehrheit in der 
Section habe erlangen können. Die Section müsse sich also dar- 
auf beschränken, die in Vorschlag gebrachten Systeme mit den 
dafür und dagegen geltend gemachten hauptsächlichen Motiven 
darzulegen. — Fast Alles, was nachher in den langen Debatten 
der Kammern selbst in Bezug auf die eigentliche sachliche Frage 
vorgekommen ist, findet sich in diesem Berichte viel klarer und 
kürzer dargelegt, und es empfiehlt sich daher, zur Orientirung 
die wichtigeren divergirenden Ansichten nach Anleitung dieses 
Berichts zu erwähnen. 

Die im Berichte besprochenen Systeme., unter denen das 
dritte in seiner modificirten Form mit dem Dumortier'schen An- 
trage zusammenfällt, sind folgende : 

Erstes System. „Die französischen Goldmünzen sollen an 
den Staatskassen nach einem Tarif angenommen werden, welchen 
die Regierung alle sechs Monate nach dem Cours an den belgi- 
schen Börsen feststellen wird. Der Regierung bleibt es jedoch 
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vorbehalten, solchen Tarif zu modificiren , wann sie es für pas- 
send hält." 

Hiergegen ist eingewendet: Obschon gesetzlich bisher Nie- 
mand verpflichtet war, die französischen Goldmünzen zu ihrem 
Nennwerthe in Zahlung anzunehmen, so sei doch thatsächlich 
eine solche Verpflichtung aus der unwiderstehlichen Macht der 
Umstände für einzelne Privatpersonen, Detaillisten und Andere 
hervorgegangen. Unter hundert Fällen kämen jetzt sicherlich 
neunzig vor, wo die Goldmünze zu ihrem Nennwerth genommen 
werde. Eine solche Zulassung der französischen Goldmünzen 
werde die Steuerpflichtigen von einer lästigen Inkonvenienz be- 
freien und denjenigen, welche an einen Banquier Wechsel zu 
bezahlen haben, einen Verlust ersparen. Behalte man aber einen 
veränderlichen Cours für die Goldmünze, so hiesse das so viel 
als unaufhörliche Weitläufigkeiten und damit Spekulationen hervor- 
rufen, die man durch Feststellung eines konstanten Werthes kurz 
abschneide. Die Annahme dieses Systems erledige auch nur 
einen kleinen Theil der erhobenen Beschwerden. Dem fühlbaren 
Mangel an legalen Zahlmitteln werde dadurch nicht abgeholfen. 
Nur mittelst belgischer Fünffrancstücke werde man auch ferner- 
hin dem strengen Bechte nach seine Verbindlichkeiten erfüllen 
können, diese Münzsorte bilde jedoch nur einen sehr geringen 
Theil der Cirkulation. Dem Gesetze zum Trotz werde französi- 
sche Goldmünze das Terrain thatsächlich behaupten. Wenn die 
Staatskasse Gold einnehme, die Beamten und Staatsgläubiger aber 
mit diesem nicht bezahlen dürfe, so gerathe der Staat in die 
unpassende Lage, mit dem Golde Handel treiben zu müssen. Was 
es bei einer Münze, deren Aufschrift besage, sie sei 20 Francs, 
mit den kleinen Fraktionen, welche eine periodische Veränder- 
lichkeit des Werths nöthig mache, auf sich habe, werde die 
grosse Masse der Bevölkerung nie begreifen. — Dies System 
wurde in der Section mit 4 gegen 3 Stimmen abgelehnt. 

Zweites System : „Den französischen Goldmünzen wird ein 
legaler Cours beigelegt, dessen Satz die Gesetzgebung höchstens 
Ein Mal im Jahre bestimmt." 

Hiergegen wurden vornämlich folgende Bedenken erhoben. 
Eine Tarifirung der französischen Goldmünzen sei nichts Anderes 

Zeitickr. f. Staatsw. 1862. I. lieft. 8 
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als die gegenwärtigen Münzzustände, wo diese Münzen vorherr- 
schen , durch ein Gesetz sanctioniren , ohne den eigentlichen 
Wunsch der vielen Petitionen zu erfüllen. Eine solche Regulirung 
werde alle diejenigen, welche aus Frankreich Zahlungen zu em- 
pfangen haben, in Verlust bringen, und denen, welche dahin zu 
zahlen haben, Gewinn verschaffen ; die bestehenden Unzuträglich- 
keiten einer unsicheren Cirkulation aber, indem man die Gold- 
münzen auch später noch grossentheils zu ihrem Nennwerthe 
ausgeben werde, würden fortdauern. Die bedauerliche allgemeine 
Folge werde sein, dass Belgien ohne ein festes Geldwesen bleibe, 
welches doch die Basis aller kommerciellen Transactionen sei. — 
Der Vorschlag wurde mit 5 gegen 2 Stimmen abgelehnt. 
Drittes System (modificirter Dumortier'scher Autrag) : 
„1) Die Bestimmungen des Münzgesetzes vom 5. Juni 1832 
in Bezug auf die Goldmünzen werden mit Ausnahme des Ar- 
tikels 20 [welcher den holländischen 10 Fl.- und 5 Fl.-Stücken 
einen legalen Cours beilegte] wieder in Kraft gesetzt. 

2) Die Regierung wird ermächtigt zur Prägung von Gold- 
münzen zu 20 Fr. und 40 Fr. in Gemässheit des Gesetzes von 
1832, sowie von 10 Fr.- und 5 Fr.-Stücken von demselben Ge- 
wicht und von gleichen Dimensionen wie die entsprechenden 
französischen Goldmünzen. 

3) Artikel 3 des Gesetzes vom 28. December 1850 [wo- 
durch die Annahme der französischen Goldmünzen bei den öffent- 
lichen Kassen untersagt ward] wird aufgehoben. 

4) Das Gesetz tritt am Tage seiner Publikation in Wirk- 
samkeit." 

Wenn dieses dritte System auch den bestehenden Münzzu- 
ständen vorzuziehen sei, bemerkt der Bericht, so unterliege das- 
selbe doch verschiedenen Bedenken, welche, wenigstens für jetzt, 
von seiner Annahme abrathen müssten. Das gewichtigste Be- 
denken sei, dass dadurch die legitimen Rechte jedes Gläubigers 
verletzt würden, indem der Werth der Münzeinheit, welche als 
Basis alier bisherigen Transactionen gedient habe, verringert 
würde. Wenn man bisher in Belgien eine Verpflichtung einge- 
gangen sei, eine bestimmte Summe Francs zu zahlen, so habe 
man diesen Ausdruck von dem allein bekannten und vorhandenen 
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Franc verstanden , von einem Stück von 5 Gramm Silber von 
9 /io Feinheit. Man schulde also einen Werth, gleichviel ob in 
Gold oder in Silber, der gleich sei so viel mal 5 Gramm Silber 
als die Zahl der Francs besage , welche in der Obligation be- 
stimmt war: ein Gesetz, das befugt, sich seiner Schuld zu ent- 
ledigen, indem man in Gold oder Silber einen geringeren Werth 
zahlt als nach diesem Verhältniss, sei offenbar ein rückwirken- 
des, ungerechtes und die Interessen wie Rechte der Glaubiger 
beeinträchtigendes Gesetz. 

Die unmittelbaren Folgen eines solches Gesetzes würden sein : 

1) Das vollständige Verschwinden des guten Silbergeldes, 
um statt dessen eine Cirkulation wie in Frankreich zu bewirken, 
nur aus Gold und Scheidemünze bestehend : 

2) eine unvermeidliche Erhöhung des Wechselcourses, zum 
grossen Nachtheil des Handels und der Industrie Belgiens; 

3) eine unfehlbare Steigerung der Preise aller Dinge, und 
in Folge hiervon Störung hinsichtlich der Löhne und Verlegen- 
heit für alle kleinen Rentiers und eine grosse Anzahl der Beamten ; 

4) ein sicherer und wahrscheinlich sehr beträchtlicher Ver- 
lust für alle Inhaber von Goldmünzen in dein mehr oder minder 
entfernten, aber unausbleiblichen Zeitpunkt, wo Frankreich ge- 
nöthigt sein werde, seine Goldmünzen einzuschmelzen, sei es in 
Folge der anhaltenden Werthverringerung dieses Edelmetalls, oder 
auch der Annahme eines neuen Münzfusses, welcher mit den 
grossen Handelsmächten, England und den Vereinigten Staaten, 
gemeinschaftlich sein werde ; 

5) Gefahr für die National-Bank, die dem ausgesetzt werde, 
vor der Promulgation des Gesetzes den grössten Theil ihrer Noten- 
Cirkulation in Silber umwechseln zu müssen. 

Die hier angedeuteten Bedenken und Einwände sind es, 
welche auch in den parlamentarischen Debatten, ohne dass neue 
wesentliche Gesichtspunkte vorgebracht wurden, gegen den Du- 
inortier'schen Antrag geltend gemacht worden sind. Was ande- 
rerseits zu Gunsten desselben in den Kammern gesagt worden, 
findet sich ebenfalls schon in demjenigen hinlänglich dargelegt, 
was im Bericht der Central-Section auf die vorstehenden Bedenken 
erwidert worden ist. 

8* 
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Die Voraussetzung, dass bei den bisherigen Zahlungsver- 
bindlichkeiten die Verpflichtung eingegangen sei, Francs zum 
Werthe von 5 Gramm Silber zu zahlen, sei nicht zutreffend. 
Bei allen auf künftig zu zahlende Geldsummen lautenden Ver- 
bindlichkeiten verstehe es sich unter den Kontrahirenden still- 
schweigend, dass der Schuldner in einer Münze zahlen werde, 
die zur Zeit der Zahlung gesetzlichen Cours habe, wie dies auch 
das Gesetzbuch ausdrücklich anerkenne ; das Recht des Gläubigers 
trete in Wirksamkeit erst in dem Augenblick, wo die Schuld 
fällig wird, und er könne sich nicht beklagen, wenn er in einer 
Münze befriedigt werde, welche zur Zeit des wirksamen Eintritts 
dieses Rechtes durch das Gesetz anerkannt ist. Von einer rück- 
wirkenden Kraft sei dabei nicht die Rede, denn man dürfe die 
für Zahlungen und die für Depots geltenden Principien nicht ver- 
wechseln. Ueberdies sei fast Jedermann zu derselben Zeit einer- 
seits Gläubiger und andererseits Schuldner, der Eine mehr, der 
Andere weniger, so dass schon hierdurch eine Art Kompensation 
in den Wirkungen einer Münzveränderung stattfinde. Wenn man 
behaupte, dass die Zulassung der französischen Goldmünzen als 
gesetzliches Zahlmittel zu ihrem Nennwerth eine Beraubung der 
Gläubiger sei, so könne man hiergegen erinnern," dass die Rechte 
der Gläubiger nicht grösser seien, als die Verpflichtungen der 
Schuldner. Zwinge man alle Schuldner, welche vor Jahren, als 
das Silber noch Pari stand, Verbindlichkeiten kontrahirt haben, 
diese nach dem Gewichte in Silber zu bezahlen, ohne die Werth- 
erhöhung des Silbers mit in Anschlag zu bringen, so heisse das 
eben so viel, als den Schuldner um den Betrag solcher Werth- 
steigerung, also um etwa 27 Permille, berauben. Das Gesetz 
stelle sich dann so zu sagen auf die Seite des Stärkeren, während 
es doch im Zweifelsfalle eher den Schwächeren schützen sollte. 

Die Furcht wegen des Verlustes, welchen die Inhaber von 
Goldmünzen dereinst erleiden würden, wenn Frankreich sein 
Goldgeld ändere oder demonetisire , erscheine unbegründet, da 
man in Frankreich durchaus nicht daran denken werde, das be- 
stehende Goldmünzsystem zu modificiren ; aber auch die Möglich- 
keit eines solchen Ereignisses angenommen, werde das vorge- 
schlagene Gesetz die Lage des Landes nicht verschlimmern, weil 
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die französichen Goldmünzen schon jetzt fast ausschliesslich die 
Cirkulation bildeten. Ebenso habe auch die Besorgniss wegen 
der für die National-Bank daraus erwachsenden Gefahr der Ein- 
lösung ihrer Noten in Silber nicht viel zu bedeuten. Schon jetzt 
stehe es ja jedem Noten-Inhaber frei, der dies zu einer Speku- 
lation auf das Silber-Agio benutzen wollte, die Noten der National- 
Bank zur Einlösung zu präsentiren, und habe das projectirte 
Gesetz damit nichts zu thun. 

Wenn man behaupte, dass die beantragte Maassregel das 
Verschwinden des Silbergeldes herbeiführen werde, so setze man 
voraus, dass die wirkliche Münz-Cirkulation des Landes noch in 
Silber bestehe; allein diese Voraussetzung treffe eben nicht zu. 
Gold bilde jetzt zu fünf Sechstel die Cirkulation und in den an 
Frankreich grenzenden Provinzen komme grobe Silbermiinze gar 
nicht mehr vor. Wenn dies überall als Uebelstand anzusehen 
sei, so bestehe er schon und werde nicht erst durch das Gesetz 
bewirkt werden; die Petitionen für den legalen Cours der Gold- 
münzen seien eben aus diesem Missverhältniss hervorgegangen. 
Das vorgeschlagene Gesetz wolle nichts anderes, als Legalisirung 
der bereits im ganzen Lande, mit alleiniger Ausnahme der Trans- 
actionen mit den öffentlichen Kassen und den Banken, allgemein 
geltenden Praxis. Das Land bedürfe einer wirklich vorhandenen 
gesetzlichen Münze und Münzgemeinschaft mit Frankreich; das 
seien die beiden Zwecke, welche das Gesetz erreichen solle. 
Durch Annahme desselben werde Belgien aus seiner Münz-Isoli- 
rung heraustreten und hierin in Uebereinstimmung kommen mit 
Frankreich, der Schweiz und Italien, also mit einer Bevölkerung 
von etwa 60 Millionen; es sei dies ein wahrer Fortschritt, ein 
Schritt weiter zum dereinstigen gemeinschaftlichen Münzsystem 
aller civilisirten Völker. Dass es dazu kommen werde, lasse sich 
schon jetzt klar vorhersehen. Das sich von Jahr zu Jahr er- 
weiternde europäische Eisenbahnsystem, wobei zugleich die Maschen 
des Eisenbahnnetzes immer enger werden, sowie die progressive 
Vereinfachung und gegenseitige Ermässigung der Zolltarife würden 
die Verbindung der verschiedenen Nationen immer inniger und 
ihre Geschäftsbeziehungen immer mannigfaltiger und lebhafter 
machen, damit aber zugleich das Bedürfniss eines gleichförmigen 
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Münzwesens herbeiführen. Sich so viel als möglich einer solchen 
Gleichförmigkeit anzunähern, müsse ein vorherrschendes Princip 
für die internationale Volkswirthschaft werden, und es sei ein 
Anachronismus, wenn eine Nation jetzt nach Mitteln suchen wollte, 
um durch Verschiedenheit des Münzwesens zwischen sich und 
den benachbarten Nationen eine Art Damm zu ziehen. — 

Die Debatten in der Repräsentanten-Kammer über die Münz- 
frage nahmen am 19. Februar ihren Anfang und dauerten bis 
zum 5. März d. Js. Ungeachtet aller Bemühungen des Finanz- 
ministers Orban Frere, welcher die strenge Durchführung des 
Miinzgesetzes von 1850 und demgemässe Aufrechthaltung der 
reinen Silberwahrung, als durch Gründe der Rechtlichkeit und 
Zweckmässigkeit nachdrücklichst geboten, vertheidigte , entschied 
sich die Repräsentanten-Kammer mit 64 gegen 41 Stimmen für 
den Dumortier'schen Antrag. Der Senat genehmigte einige Wochen 
spater ebenfalls die Zulassung der französischen Goldmünzen als 
legales Zahlungsmittel und ist darauf am 4. Juni 1861 folgendes 
Gesetz hierüber für Belgien promulgirt worden. 

„Art. 1. Die in dem Verhaltnisse von I Kilogramm feinen 
Goldes auf 15 7* Kilogramme feinen Silbers ausgeprägten franzö 
sischen Goldstücke sollen zu ihrem Nennwerthe als gesetzliche 
Münze so lange zugelassen werden, als sie in Frankreich einen 
ihrem Nennwerthe gleichkommenden gesetzlichen Cours haben. 
Diese Bestimmung bezieht sich gleichermaassen auf die Goldstücke 
anderer Staaten, welche in vollkommener Uebereinstimmung mit 
den entsprechenden französischen Stücken ausgeprägt sind. 

Art. 2. Die Regierung wird ermächtigt Goldstücke von 20 
und von 40 Francs nach Maassgabe des Münzgesetzes von J8H2 
und Goldstücke von 10 und von 5 Francs in denselben Gewichts- 
und Grössenverhältnissen, wie die entsprechenden französischen 
Goldstücke, prägen zu lassen." 



Por tugal. 

In Portugal ist von Alters her die Goldwährung, wenigstens 
bei allen grösseren Zahlungen, vorherrschend gewesen, wenn 
auch gesetzlich die Doppelwährung bestand. Das dortige Münz- 
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gesetz vom 6. März 1822, das aber erst durch die spätere Ver- 
ordnung vom 24. April 1835, zur Ausführung gelangte, be- 
stimmte die Ausmünzung der portugiesischen Mark Münz - Gold 
( u /i2 fein) zu 120,000 Reis, und derselben Mark Münz-Silber, 
( n /i2 fein) zu 7750 Reis. Als gesetzliche Werthrelation ward 
mithin 1 : lojf (15.484) angenommen, also ein dem französischen 
Münzsystem sehr nahe kommendes Verhältniss. Es wurden frei- 
lich nach diesem Münzgesetz beträchtliche Summen wirklich aus- 
geprägt; wegen der in Portugal aber lange Zeit hindurch be- 
stehenden zwangsweisen Papiergeld-Cirkulation konnten die ganz 
oder nahezu vollhaltigen Münzen sich nicht im Umlauf erhalten, 
insbesondere wurden die schwereren Silbermünzen massenhaft 
eingeschmolzen und exportirt. Nur die älteren, entweder ur- 
sprünglich schon schlecht ausgeprägten oder sehr abgenutzten 
Stucke blieben in Cirkulation. Für den grossen Verkehr waren, 
wenn Baarzahlungen geleistet wurden, englische Sovereigns und 
daneben die Landes-Goldmünzen das regelmässige Zahlungsmittel, 
welche aber im Verhältniss zum durchschnittlichen schlechten 
Zustande der umlaufenden Silbermünze ein Aufgeld bedangen. 
In Folge eines diesen Umstand berücksichtigenden Münzdekretes 
vom 3. März 1847 ward der früher gesetzliche Werth des So- 
vereigns von 4120 Reis auf 4500 Reis erhöht und hob sich 
gleichzeitig der Werth der portugiesischen Goldkrone vom ge- 
setzlichen Nennwerth zu 5000 Reis auf 5333 '/s Reis. Die sich 
hieraus ergebende auffallende Werthrelation von I : 16.5 ist aber 
als rein nominell zu betrachten, da irgend welche dem vorschrifl- 
mässigen Münzfusse wirklich entsprechende Silbermünze gar nicht 
mehr im- Verkehr vorkam und die hohe Tarifirung der Goldmünzen 
natürlich das Aussuchen und Einschmelzen selbst abgenutzter 
Silbermünzen befördern musste. 

Der immer empfindlicher werdende Mangel an Silbergeld, 
verbunden mit anderen Ursachen, bewog die Regierung im Jahre 
1854 zu einer durchgreifenden Münzreform und zwar auf der 
Basis der alleinigen Goldwährung, ganz nach dem Vorbild des 
britischen Münzsystems. 

Das portugiesische Münzgesetz vom 1. August 1854 verfügt 
nämlich, unter Annahme des französischen Grammengewichts als 
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künftiges Münzgewicht, jedoch mit Beibehaltung des bisherigen 
Feingehalts von n /i« sowohl für die Gold- wie die Silbermünzen, 
die Ausprägung von Goldkronen (Coröa) zum Nennwerth von 
10,000 Reis (respecthe Halbe-, Fünftel- und Zehntel-Kronen) zu 
17.785 Gramm Münzgold, und die Ausprägung von s. g. „Tostoes" 
zum Nennwerth von 100 Reis (respective 5, 2 und V* Tostöes) 
zu 2 1 /* Gramm Münzsilber. 

Durch die hiernach angenommene Werthrelation von 1 : 14.i, 
wonach das Silber nach den gegenwärtigen gegenseitigen Preisen 
der Edelmetalle im Weltverkehr bedeutend über seinem wirklichen 
Werth ausgemünzt wird und die damit genau zusammenhängende 
Bestimmung des Münzgesetzes, dass Niemand gehalten sei, in 
Silbermünze mehr als 5000 Reis in Zahlung zu nehmen, ist die 
Silbermünze in Portugal, ganz wie in England, zum Vertrauens- 
gelde oder zur Scheidemünze erklärt, und die reine Goldwährung 
in Portugal zur alleinigen und festen Geltung gekommen ] )- 



Nachdem wir die Münzverhältnisse der Staaten, welche seit 
1848 mittelst neuer Münzgesetze oder doch thatsächlich in Folge 
der bei ihnen bestehenden Doppelwährung von der Silberwährung 
zur Goldwährung übergegangen sind, erörtert haben, wird es an- 
gemessen sein, nun auch auf diejenigen Länder einen Blick zu 
werfen , wo man im nämlichen Zeitraum eine entgegengesetzte 
Maassregel ins Werk gesetzt hat, nämlich die Annahme der 
reinen Silberwährung an die Stelle der Doppelwährung, die das 
Gold entweder schon thatsächlich zur vorherrschenden Geltung 
gebracht hatte oder dies bei stärkerer Verringerung des Gold- 
werths voraussichtlich gethan haben würde. Dahin gehören die 
Niederlande und das britische Ostindien. 



1) Im Journal des econom. 2. ser. T. IX, p. 206 wird eine Schrift 
über die neue Portugiesische Münzreform angezeigt: A legislacao mone- 
taria em Portugal p. f. Pallavicino de Grimaldi. Lisboä 1855; die uns 
nicht zu Gesicht gekommen ist. Der kurzen Anzeige zufolge hält der 
Verfasser die getroffene Maassregel nicht für zweckmässig, sondern em- 
pfiehlt die Annahme des französischen Münzsystems. 
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Die Niederl aride 1 ). 

Bald nach Bildung des Königreichs der Niederlande ward 
durch das Münzgesetz vom 28. Septr. 1816 der alte Gulden der 
Vereinigten Provinzen, welcher 9.6 is Gramm fein Silber enthielt 
(der s. g. Gulden von 200 As, seit 1C82 in Geltung), als Münz- 
Einheit angenommen. In den nördlichen Provinzen bestand die 
Cirkulation hauptsächlich aus verschiedenen älteren Silber-Münz- 
sorten, die jedoch meistens durch Abnutzung oder Beschneiden 
mehr oder minder von ihrem ursprünglichen gesetzlichen Werthe 
verloren hatten. Aus Rücksicht auf die Gewohnheit und Wünsche 
der belgischen Provinzen gestattete man aber auch fortdauernde 
Cirkulation der französischen Münzen, und zwar den Franc zum 
Werthe von 47 V* Cents gerechnet. Da jedoch der effective 
Silberwerth des Francs 4 1 /« Gramm fein Silber enthalt, mithin nur 
4-6 4 /5 Cents betrug, war die natürliche Folge, dass die neuen 1- 
und 3-Guldenstücke, sobald sie in Umlauf kamen, grossentheils 
aufgekauft und eingeschmolzen oder ins Ausland versandt wurden. 

Um diesem Uebelstande abzuhelfen, wurde durch ein Gesetz 
vom Ib. Februar 1825 der gesetzliche Cours des Francs aufge- 
hoben ; allein gleichzeitig ergriff man eine Maassregel, welche der 
Ordnung im Münzwesen noch viel verderblicher wurde: man 
statuirte nämlich die gleichberechtigte Wahrung des Goldes neben 
der bestehenden Silberwährung, und zwar zu einem Verhältniss, 
welches auch bei der damaligen Werthrelation beider Metalle 
auf dem Weltmärkte den Goldmünzen einen zu hohen gesetz- 
lichen Werth beilegte. Neben dem Silbergulden, welcher, wie 
bemerkt, gesetzlich 9.ci3 Gramm fein Silber enthielt, wurden 10- 
Guldenstücke in Gold ausgeprägt zum Gehalt von 6.05681 Gramm 
fein Gold, was mithin auf ein Verhältniss des Werthes beider 
Metalle von 1:15.873 hinauskam. Die Ausmünzung des Goldes 
ward übrigens nicht für Rechnung von Privaten freigegeben, son- 
dern der Regierung vorbehalten. 



1 Le Systeme monetaire du royaume des Pays-Bas, la refonte des 
vieilles monnaies d'argent et la dernonetisation de l'or par A. Vrolik. 
Utrecht , 1853. — Das Staatkundig en Staathuishoudkundig Jaarboekje 
Jaarg. 1 — 13 1849 — 1861 enthält regelmässig Nachweise über das nieder- 
ländische Münzwesen. 
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Die ursprüngliche Absicht war gewesen , verhältnissmässig 
nicht bedeutende Summen in Gold auszumünzen, sondern nur so 
viel das Bedürfniss der Reisenden und sonstige specielle Zwecke 
zu erfordern schienen. Als jedoch die Ausmünzung des Silber- 
geldes stets nur mit Verlust zu bewerkstelligen war, wegen des 
durchschnittlichen Mindergehalts der grossen Masse der als gesetz- 
liches Zahlmittel umlaufenden abgenutzten älteren Silbermünzen, 
und die neuen Stücke bald aus dem Verkehr wieder verschwanden, 
weil sie eingeschmolzen oder ausser Landes versendet wurden, 
ward die Regierung dieser Ausmünzung überdrüssig und Hess dafür 
um so mehr Gold ausprägen, dessen Cirkulation durch die Her- 
stellung einer Goldmünze von 5 FI. noch erheblich erleichtert 
und verbreitet wurde. Indem auf dem Weltmarkt die Werth- 
relation der Edelmetalle zu Gunsten des Goldes fortwährend, mehr 
oder minder, niedriger stand als die im niederländischen Münz- 
gesetz angenommene Norm von 1 : 15.873 , war es ganz natür- 
lich, dass je mehr Goldmünze in Umlauf kam, in gleichem Maasse 
die Cirkulation vollhaltiger Silbermünze unmöglicher wurde. Bis 
zum Jahre 1836 waren in Gold etwa 133 Millionen Gulden an 
10- und 5-Guldenstücken ausgemünzt worden. 

Nachdem unter solchen Umständen die praktische Unzu- 
lässigkeit einer ferneren Ausmünzung von Silbermünzen klar vor- 
lag, trat in weiterer Folge davon noch ein anderer Uebelstand 
hinzu, um die Missverhältnisse im Münzwesen noch ärger zu 
machen, nämlich das in stets wachsender Progression systema- 
tisch betriebene Beschneiden der im Umlauf befindlichen ver- 
schiedenartigen älteren Münzsorten, die an sich schon ausgewippt 
und abgenutzt waren. Das Silbergeld nahm daher ganz den 
Charakter eines blossen Kreditgeldes oder einer Scheidemünze 
an, das man nicht seines selbstständigen Metallwerthes wegen als 
Aequivalent annahm, sondern weil man es zu dem angenommenen 
Werth im inländischen Verkehr wieder ausgeben konnte, nament- 
lich auch bei Zahlungen an öffentliche Kassen. 

Das Bedürfniss einer durchgreifenden Münzreform war augen- 
scheinlich und in den Jahren 1836 bis 1839 Gegenstand fortge- 
setzter Erwägung, wobei von dem damaligen General-Münzwardein 
Poelmann auch der Vorschlag zur Annahme eines dem britischen 
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Münzwesen entsprechenden Systems der alleinigen Goldwährung 
vorkam. 

Was man aber in dieser Hinsicht unternehmen wollte, die 
wichtigste Vorbedingung war die Einziehung des mannigfachen 
alten Silbergeldes, und dieser kostspieliegen Maassregel schien 
die damalige Lage der niederländischen Finanzen ein unüber- 
steigliches Hinderniss in den Weg zu stellen. 

Man veersuchte zunächst nochmals ein Palliativmittel. Das 
Münzgesetz vom 22. März 1839 reducirte den innern Werth 
des Silber-Guldens um 17 Permille, indem derselbe, was zugleich 
in besserer Uebereinstimmung mit dem Decimalsystem stand, auf 
einen Gehalt von 9.450 Gramm fein Silber (statt O.ei» Gr.) oder 
auf ein Gewicht von 10 Gramm bei /^^ Feingehalt gesetzt wurde. 
Zur Rechtfertigung dieser Münzdevalvation ward geltend gemacht, 
dass die umlaufenden Silbermünzsorten im Durchschnitt keineswegs 
per Gulden 9.«i3 Gramm oder auch nur 9. « Gramm fein Silber 
enthielten, sondern kaum 9 Gramm. — Dass diese Münzver- 
schlechterung um fast zwei Procent im Jahre 1839 in einem 
Handelsstaate wie Holland, nicht den lebhaftesten und nachhaltig- 
sten Widerstand fand, zeigt deutlich, wie damals die Goldwährung 
als die eigentliche Norm aller Werthbestimmungen in allgemeiner 
stillschweigender Geltung war, wonach die Verschlechterung der 
in Silber ausgedruckten Wertheinheit als eine ziemlich gleichgültige 
Sache erscheinen mochte. 

Jene Reduction des Silberguldens erwies sich indess sogleich 
als ungenügend, um die Cirkulation des nach diesem Münzfuss 
neu ausgeprägten Silbergeldes zu erhalten , der prävalirenden 
Goldcirkulation entgegen zu wirken, und dem fortgesetzten Be- 
schneiden der älteren Münzsorten irgend Einhalt zu thun. Je 
länger, je mehr gewann daher die Ueberzeugung Rautn, dass 
aus der beklagensvverthen Münzunordnung nur mittelst vollständi- 
ger Devalvirung und Einziehung der abgenutzten und vielfachen 
Silbermünzen und durch Aufhebung der Doppelwährung endlich 
herauszukommen sei. 

Im Jahre 1844 war das Gleichgewicht in den niederländi- 
schen Finanzen wieder hergestellt worden und so schritt man denn 
in den nächstfolgenden Jahren zur durchgreifenden Münzreform. 
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Zunächst inusste freilich der Kampf zwischen den Anhängern 
der Silberwährung und den Vertretern der Goldwährung ausge- 
fochten werden. In der Presse wie in den Kammern fand eine 
längere eifrige Diskussion darüber statt, ob Silber oder Gold als 
Basis des Münzwesens den Vorzug verdiene. Für letzteres wurde 
besonders hervorgehoben : wegen seines grossen Werthes bei 
kleinem Volumen sei das Gold für den Zweck der Cirkulation 
geeigneter; die Abnutzung der Goldmünzen sei nach Verhältniss 
geringer und ihre Ausprägung wohlfeiler ; bei der Goldwährung 
könnten (wie in England) das dann nur zur Ausgleichung die- 
nende Silbergeld zu einem viel geringeren innern Metallgehalt 
als bis dahin ausgeprägt werden, was bei der Münzkonversion 
eine erhebliche Ersparung zu Wege bringe; die Gefahr einer 
beträchtlichen Entwerthung sei für das Silber viel grösser als 
für Gold J ). 

Zu Gunsten der Silberwährung wurde hingegen folgendes 
geltend gemacht, namentlich in einer den Generalstaaten vorge- 
legten Denkschrift des Hrn. Vrolik. 

Die Goldwährung sei unpraktisch bei einer Nation, deren 
gewöhnliche Transactionen fast sämmtlich nur in Silber bezahlt 
würden ; der Tagelohn und die täglichen Bedürfnisse des grössten 



1} Man berief sich vornäinlich auf die Schilderung, die Hr. St. Clair Duport 
vor Kurzem von dem Keichthum der mexikanischen Silberminen gegeben 
hatte. Dieser bemerke: Vor 40 Jahren habe AI. v. Humboldt geäussert, 
in den .Minen Neu-Spaniens sei Silber genug, um die Welt damit zu über- 
schwemmen, nachdem er nur einen Theil derselben besucht hatte ; was 
würde er gesagt haben, wenn er auch noch die nördlichen Minendistrikte 
kennen gelernt hätte ! Es werde eine Zeit kommen, ein Jahrhundert früher 
oder später, wo die Silberproduction keine andere Grenzen haben werde 
als die ihr durch das progressive Sinken lies Silberwerths gezogenen. — 
Derselbe Verfasser verschweigt indess keineswegs die ausserordentlichen 
Hindernisse, weiche die politischen Zustände und die erbärmliche Beschaf- 
fenheit der Kommunikationen in Mexico, wahrscheinlich noch für eine lange 
Reihe von Jahren, der grösseren Ausdehnung der dortigen Silberproduction 
trotz alles Ueberflusses an reichhaltigen Erzen entgegenstellen. Zugleich 
wies Hr. St. Clair Duport schon damals (1845) auf die Wahrscheinlichkeit 
einer künftigen grossen Goldproduction in den nordwestlichen Gegenden — 
Sonora und Kalifornien — hin, welche Andeutung wenige Jahre später 
eine so grossartige Bestätigung finden sollte. 
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Theils der Bevölkerung Hessen sich nicht mit Gold berichtigen. 
In den Niederlanden, wo die Wohlhabenheit des Mittelstandes 
ziemlich beträchtlich sei, kolossale Vermögen aber selten vorkä- 
men, seien fast alle gewöhnlichen Ausgaben zu unbedeutend, um 
in Gold bezahlt zu werden. Es würde also doch eine enorme 
Menge Silbermünze neben dem Golde erforderlich bleiben. Nichts 
aber sei gefährlicher als eine grosse Masse Scheidemünze neben 
dem gesetzlichen Zahlmittel, wie sich dies in den kleinen deutschen 
Staaten nur zu sehr in abschreckendster Weise gezeigt habe. 
Die „Auromanen" behaupteten freilich, um über diese Gefahr zu 
beruhigen, man werde mit einer Menge von 6 Millionen Fl. aus- 
reichen, allein es sei einleuchtend, dass dies sehr weit unter 
dem wirklichen Bedarf bleibe. Bei einer bedeutenden Ausmün- 
zung von Silber-Scheidemünze aber, etwa 10 Procent unter ihrem 
Nennwerth ausgeprägt, werde die Gefahr entstehen, dass bei der 
geringsten Krisis das Gold verschwinden und das geringer aus- 
gemünzte Silber allein das Umlaufsmittcl bilden werde. Die Vor- 
schläge der Anhänger der Goldwährung, dass man wie in Eng- 
land es der Regierung vorbehalte, Silber zu münzen, und 
Niemand gesetzlich gehalten sein werde, mehr als einen bestimm- 
ten Betrag in Silbermünze anzunehmen, gäben keine Garantie, 
denn durch solche Reglements würden die Bedürfnisse der Be- 
völkerung nicht geändert. Der bei weitem grösste Theil der 
Landbevölkerung verdiene weder im Winter noch im Sommer, 
in einer Woche so viel, um mit Gold bezahlt zu werden. Dann 
müsse man auch die Macht der Gewohnheit in Anschlag bringen. 
Der Silbergulden sei in den Niederlanden seit mehreren Jahr- 
hunderten als allgemeine Münzeinheit bekannt; es werde schwer 
fallen, den Leuten begreiflich zu machen, dass diese Münze 
künftig nur Scheidemünze sei. Was man gegen die rasche Ab- 
nutzung der Silbermünze vorbringe (einen angeblichen jährlichen 
Verlust von '/* Procent) sei höchst übertrieben. Ebenso sei die 
Befürchtung einer bevorstehenden Entwerthung des Silbers sehr 
problematisch, und mit gleichem Rechte könne man auf eine 
eventuelle grosse Vermehrung der Goldgewinnung verweisen, wie 
solche sich in Sibirien bereits zeige. 

Von grossem Einfluss war auch die Erklärung der Verwal- 
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tung der Niederländischen Bank, die sich ebenfalls zu Gunsten 
der Silberwährung aussprach und als hauptsächliches Motiv hier- 
für die mindere Stabilität des Goldwerthes anführte. 

Durch die Münzgesetze vom 22. Mai und 18. December 
1845 ward die Doppelwährung vorläufig noch beibehalten, allein, 
die spätere Annahme der alleinigen Silberwährung schon prak- 
tisch angebahnt, indem die Ausmünzung des Goldes eingestellt 
und die systematische Einziehung aller älteren Silbermünzsorten 
vor 1810 und deren Ersetzung durch neue Silbermünzen be- 
schlossen wurde. Ausser den sonstigen Kosten für die Münz- 
anstalt ward allein eine Summe von 4,970,000 Fl. bewilligt, um 
den Verlust beim Einziehen der alten abgenutzten Silbermünzen 
zu decken. Die damalige Gesammtbewilligung war 6,2 1 2,000 Fl. 
Nachdem einmal ein solcher Beschluss gefasst war, ward 
die Ausführung desselben sofort mit der grössten Umsicht und 
aller Energie begonnen und durchgesetzt. Die zeitweilige Aus- 
gabe von sogenannten Münzbillets, welche, damit die Cirkulation 
nicht zu sehr gestört werde, zum jedesmaligen Betrage der zur 
Umprägung eingezogenen alten Münzen emittirt wurden, und die 
Einrichtung einer grossartigen Münzanstalt, welche wöchentlich 
bis zum Betrage von 1 Million Gulden Silbergeld ausprägen 
konnte, waren hierbei die hauptsächlichsten Hülfsmittel. Wegen 
der Affinirung einigte man sich mit dem Hause van Boom u. Co. 
in Amsterdam, welches im Laufe der Jahre 1845 bis einschliess- 
lich 1848 für die Regierung 586,147 Kilogramm Silber affinirte, 
und hierfür wie für die Schmelzkosten eine Vergütung von 
452,134 Fl. erhielt. Dieser Theil der Unkosten bei der Münz- 
konversion wurde indess mehr als gedeckt durch das beim Affi- 
niren gewonnene Gold, welches im durchschnittlichen Verhältniss 
von tVA Gramm per Kilogramm Silber aus den alten Münzen 
herausgezogen wurde, und im Ganzen einen Ertrag von 566,556 Fl. 
lieferte. 

Nachdem in den Jahren 1845 und 1846 mit der Einziehung 
der alten und mit der Ausprägung neuer Silbermünzen vorge- 
schritten war, konnte, oder vielmehr musste man konsequenter 
Weise zur Demonetisation des Goldes schreiten. Die Regierung 
legte zu diesem Zwecke am 25. März 1847 den Generalstaaten 
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einen Gesetzentwurf vor, als dessen Hauptzweck die Herstellung 
der alleinigen Silberwährung bezeichnet war. Diese Maassregel 
schien um so weniger Widerspruch erwarten zu können, als die 
zweite Kammer sich bereits bei Gelegenheit der Berathung über 
die Münzverordnungen von 1845 (am 24. April) einstimmig für 
die Nothwendigkeit einer einheitlichen Währung ausgesprochen 
hatte. Um so auffallender war die sich jetzt kund gebende hef- 
tige Opposition. Viele erklärten sich für Beibehaltung der Doppel- 
währung, und wenn man durchaus nur Eine Währung wolle, für 
die Goldwährung. In der zweiten Kammer ward die Vorlage 
der Regierung am 28. .Juni 1847 mit 27 gegen 26 Stimmen 
abgelehnt. Die Regierung glaubte jedoch bei der Dringlichkeit 
der Sache während derselben Session nochmals den Versuch 
machen zu müssen, die Demonetisation des Goldes gesetzlich 
festzustellen, und es gelang ihr den dies aussprechenden, gegen 
die frühere Vorlage nur wenig veränderten Entwurf zu einem 
umfassenden neuen Münzgesetz durchzubringen, — freilich nur 
mit 29 gegen 27 Stimmen. Nachdem dann auch die erste Kam- 
mer der Generalstaaten dein Entwürfe die Zustimmung ertheilt 
hatte, ward derselbe am 2G. November 1847 als Gesetz proinul- 
girt. Die Demonetisation und Einziehung der Goldmünzen sollte 
bis zum 31. December 1850 vollführt sein, die Art und die Ter- 
mine der Ausführung der Maassregel wurden jedoch dem Ermessen 
der Regierung überlassen. 

Es ist eine offenbare Unrichtigkeit, obschon sie unzählige 
Male wiederholt ist, dass die Niederländische Regierung durch 
die Entdeckung der kalifornischen Goldfelder bestimmt worden 
sei, die Doppelwährung aufzuheben und die alleinige Silberwährung 
in ihrem Münzwesen durchzuführen. Dieser Entschluss war 
schon 1845 gefasst und im Gesetze vom November 1847 defi- 
nitiv ausgesprochen, und die Kunde vom Goldreichthum Kalifor- 
niens gelangte bekanntlich erst im Sommer 1848 nach Europa! 
Das Niederländische Münzgesetz von 1847 beginnt mit den 
Worten : „In Erwägung , dass es bei dem gegenwärtigen Stande 
der Umprägung der alten Münzen dringend nothwendig ist, für 
das Münzwesen der Niederlande die alleinige Silberwährung ein- 
zuführen" etc. 
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Die im Münzgesetz vom 21. November 1847 vorbehaltenen 
weiteren Anordnungen erfolgten durch Gesetz vom 17. Septbr. 
1849 und sich daran schliessende specielle Publikationen, indem, 
nach dem früheren Vorgange, auch für den Betrag der einge- 
lösten Goldmünzen zeitweilig Münzbillets ausgegeben wurden. 
Durch Königl. Verordnung vom 9. Juni 1850 ward dann als 
Schlussstein der Maassregel verfügt, dass am 23. Juni 1850 die 
Goldmünzen aufhören sollten als gesetzliches Zahlungsmittel zu 
gelten und vom 17. bis 22. Juni zur vollgültigen Einlösung ein- 
geliefert werden könnten. (Nachträglich ward noch der 24. Juni 
dazu bewilligt.) 

Durch ein anderes Gesetz, ebenfalls vom 17. Sept. 1849, 
ward zur völligen Herstellung eines übereinstimmenden Münz- 
systems auch die Einziehung und Umprägung der noch umlaufen- 
den nach dem Münzfusse vom Jahre 1816 geprägten Silber- 
münzen verfügt. 

Auf solche Weise haben die Niederlande in einem verhält- 
nissmässig kurzen Zeitraum eine so vollständige Münzreform, 
wie sie je nur in einem Staate vorgenommen ist, zu Stande 
gebracht. 

Eine derartige Maassregel, durchaus systematisch und unter 
genauer Kontrolle ausgeführt, muss selbstverständlich für die 
Beurtheilung mancher Münzfragen, über welche nicht die Theorie, 
sondern lediglich die Praxis entscheiden kann, interessanten Auf- 
schluss geben. 

An Goldmünzen waren seit 1816 bis 1850 ausgeprägt worden : 

an 10-Guldenstücken zum Werthe von Fl. 157,637,340 
5-Guldenstücken „ „ „ ' „ 14,946,615 

Im Ganzen Fl. 172,583,955 
Zur Einlösung wurden davon im Jahre 1850 nicht ganz der 
dritte Theil eingeliefert, nämlich nur Fl. 49,790,970. Verkauft 
wurde das so eingezogene Gold während der Monate Juni 1850 
bis Juni 1851 zum durchschnittlichen Preis von Fl 1442.6 per 
Kilogramm Gold. Wenn die Regierung das Gold mit 14 1 /* °/o 
Agio hätte verkaufen können, wie der Goldpreis früher oft ge- 
wesen, würde sie bei der Operation keinen Verlust gehabt haben ; 
indem aber nur ein Agio von ll 1 /* bis 13 s /4 zu bedingen war, 
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erreichte der Verlust auf die oben angegebene Totalsumme der 
Einlösung den Betrag von Fl. 1,061,125, wozu natürlich noch 
einige andere Unkosten dieser Transaction hinzukamen. 

Um den Einfluss, den die in Rede stehende holländische 
Münzmaassregel auf das vorübergehende plötzliche Sinken des 
Goldpreises ausübte, richtig zu würdigen, müss man nicht ausser 
Acht lassen, dass die eingelösten Summen der Goldmünzen 
doppelt wirkten, indem einmal so viel Gold an den Markt ge- 
bracht wurde und zu gleicher Zeit eine entsprechende Nachfrage 
nach Silber eintrat. 

Hierzu fügen wir noch einige Notizen über die bei der 
Einziehung und Umprägung der Silbermünzen gemachten Er- 
fahrungen, so wie die Unkosten der gesammten niederländischen 
Münzreform. 

An Münzen, die vor 1816 geprägt worden, sind dem Nenn- 
werthe nach eingezogen und umgeschmolzen worden: 

Fl. 86,291,134, 
und hat der directe Verlust darauf (ohne sonstige 
Unkosten) betragen: ,, 6,606,231. 

Wenn man erwägt, dass die durchschnittliche Umlaufszeit 
der älteren niederländischen Münzsorten bis zur Einziehung auf 
etwa 120 Jahre anzunehmen sein möchte, dass überdies grade 
in Folge der vorangegangenen Münzwirren das Wippen und 
Kippen bei diesen Geldsorten längere Zeit ganz systematisch be- 
trieben war, so hegt in dieser Thatsache, dass bei einer so um- 
fassenden Münzreform sich nur ein Manco von 7.65 Procent in 
ca. 120 Jahren, also im jährlichen Durchschnitt nicht 1 J2o Procent 
herausgestellt hat, eine schlagende Widerlegung der von Jacob 
ausgegangenen und so unzählige Male zu weiteren Schlussfolge- 
rungen benutzten Behauptung, dass die Silbermünzen im jähr- 
lichen Durchschnitt etwa '/* °/o an ihrem Metallwerthe verlören; 
dieser Annahme zufolge hätte der Metallverlust über 50 °/o be- 
tragen müssen. 

Eine andere Wahrnehmung bei der Einziehung der älteren 
Silbermünzen war, dass von der Summe der ursprünglichen Aus- 
münzungen in Allem nur etwa der fünfte Theil wieder einge- 
liefert wurde, also gegen 350 Millionen Gulden im Laufe der 

Zeitichr. f. Staatsw. 186«. I. Heft. 9 
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Zeit successive wieder eingeschmolzen oder sonst verschwunden 
waren. 

Die Summe der nach dem Münzgesetz von 1816 bis zum 
Jahre 1839 geprägten Silbermünzen, einschliesslich der Scheide- 
münze, betrug FL 29,558,820. Hiervon wurden (in den Jahren 
1849 — 51) zusammen Fl. 9,988,636 eingezogen, wobei die 
Staatskasse einen Verlust von Fl. 82,243 erfuhr. Ein überzeugen- 
der Beleg, wie wenig sich neben der Goldwährung und einer 
abgenuzten Silbermünze neues grobes Silbergeld zu erhalten ver- 
mag, ergiebt sich aus der Thatsache, dass von der ursprüng- 
lichen Summe an 3 - Guldenstücken nur der sechszehnte Theil 
wieder eingeliefert wurde. 

Alles zusammengerechnet hat die Niederländische Münzreform 
in den Jahren von 1842 bis 1851 eine Summe von 10,165,022 
Gulden gekostet, unter denen der Verlust beim Einziehen der 
älteren Silbermünzen mit 7,141,564 Fl. und beim Einziehen der 
Goldmünzen mit 1,089,367 Fl. bei weitem die bedeutendste Stelle 
einehmen. 

Die in den Jahren 1840 bis 1852 stattgefundenen nieder- 
ländischen Ausmünzungen betrugen 

an Silber-Courantmünze Fl. 146,696,418. 50 Ct. 
an Scheidemünze . . „ 6,738,132. 85 » 
zusammen FL 153,434,551. 35 Ct. 
Rechnet man die ferneren Ausmünzungen seit 1853 bis 
1860 noch hinzu, so ergiebt sich als Gesammt-Ausmünzung 
an Silber-Courantmünze .... Fl. 246,403,156. 50 Ct. 
an silberner Scheidemünze . . . „ 16,720,187. 40 „ 
(davon für die KolonienFl. 103,015,252.50) Fl. 263,123,343. 90 Ct. 
an Kupferscheidemünze (davon für die „ 8,382,720. 55 „ 
Kolonien Fl. 8,219,369.25) Fl. 271,506,064. 45 Ct. 

Zur Cirkulation im Lande verblieben hiervon, unter Hinzurech- 
nung der vor 1840 geprägten nicht eingezogenen Kupferscheide- 
münze: 

an Courantmünze Fl. 153,012,904 — 
an Scheidemünze „ 9,295,880.50 

«7162,308,784. 50 Ct. 
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Ein Aufsatz im »Staatkundig etc. Jaarboekje" von 1861 nimmt 
an, dass nach Abzug der hiervon noch im Verlauf der Zeit ex- 
portirten oder verloren gegangenen Beträge, jedoch mit Errech- 
nung von ca. 50 Millionen Fl. Courantmünze und ca. 1,400,000 Fl. 
an Scheidemünze im Verwahrsam der Niederländischen Bank, 
im Jahre 1860 die gesammte Cirkulation im Königreich der 
Niederlande auf 151,269,820 Fl. zu veranschlagen sei. Es würde 
dies auf den Kopf der Bevölkerung einen Betrag von ca. 45 Fl. 
(25 Thlr.) ergeben. 

Seit 1851 geschieht die Ausmünzung des Courantgeldes 
fast auschliesslich nur für Privatrechnung. Der Münzmeister ist 
befugt, die Kosten mit Fl. I.20 per Kilogramm Münzsilber zu be- 
rechnen, allein bei vorwiegender Ausprägung von Reichsthaler- 
(2Vs-FL) Stücken wird meistens ein geringerer Münzlohn verein- 
bart. Die gesetzlichen Münzkosten für Ausprägung der goldenen 
Handelsmünzen ist für Wilhelmd'or 6 Fl. und für Dukaten 7 Fl. 
per Kilogramm Münzgold. 

So weit uns bekannt, ist seit 1851 in den Niederlanden 
keine beachtenswerthe Stimme laut geworden, um das Aufgeben 
der Silberwährung und den Uebergang zur Goldwährung zu 
empfehlen; dagegen ist der 1847 gefasste und bis Juni 1850 
energisch durchgeführte Entschluss der Einführung der alleinigen 
Silberwahrung und Aufhebung jeder Art von Doppelwährung oft- 
mals und bei verschiedenen Anlässen als segensreich und zeit- 
gemäss im Lande gepriesen worden. 

Durch Gesetz vom 14. December 1853 ist auch im nieder- 
ländischen Westindien die dort noch beibehaltene Doppelwährung 
abgeschafft worden. 



Britisches Ostindien. 

Das Münzwesen in den Territorien der ostindischen Kom- 
pagnie, welches bis dahin sehr verschiedenartig und in mehreren 
Provinzen ohne feste Ordnung gewesen war, ward durch die 
17. Acte des General-Gouverneurs im Rathe v. J. 1835 (vom 
17. August) in umfassender Weise regulirt. Dies Münzgesetz 
bestimmte: (Art. 1) Vom 1. September 1835 an sollen allein 

9* 
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folgende Silbermünzen innerhalb der Territorien der Kompagnie 
geprägt werden: Rupien, unter der Benennung „Compagny's 
rupees", 180 Grän Troy wiegend und n / 12 fe' n 5 una * nach glei- 
chem Yerhältniss ausgeprägt, halbe, viertel und doppelte Rupien. 
Diese Silbermünze solle fortan das gesetzliche allgemeine Zahlungs- 
mittel sein — a legal tender in satisfaction to all engagements — 
vorausgesetzt, dass sie nicht 2 Procent oder mehr an Gewicht 
verloren haben noch sonst beschädigt sind. Ferner sollen an 
Goldmünzen geprägt werden „Mohurs" oder 15 -Rupienstücke, 
180 Grän Troy wiegend und n /i2 fein, sowie 5-, 10- und 30- 
Rupienstücke, in gleichem Verhällniss ausgeprägt wie die Mohurs. 
In Betreff der Goldmünzen wird aber im 9. Artikel des Gesetzes 
die ausdrückliche Verwahrung beigefügt, dass sie reine Handels- 
münze, kein gesetzliches Zahlungsmittel seien — Jhat no gold 
coins shall hence-forward be a legal tender of payment in 
any of the territories of the East India Company. 

Es ist einleuchtend, dass der in Rupien angegebene Werth 
des Mohurs unmittelbar die Werthrelation des Goldes zum Silber 
ausdrückt, da beide Münzsorten gleiches Gewicht und gleichen 
Feingehalt haben. Dem Münzgesetz von 1835 lag also die An- 
nahme einer Werthrelation von 1:15 zum Grunde, ein erheb- 
lich niedrigeres Verhältniss als damals auf dem Weltmarkt statt- 
fand. Diese geringere Schätzung des Goldes erklärt sich aus 
dem Umstände, dass seit unvordenklichen Zeiten im östlichen 
Asien eine besondere Vorliebe für Silber vorhersehend war und 
dieses Edelmetall dort im Vergleich mit Gold höher bezahlt wurde 
als in Europa. Wenn auch bei Zunahme der Handelsbeziehungen 
dieser Unterschied allmalig mehr und mehr sich ausgleichen 
musste, so ist er doch noch keineswegs ganz verschwunden und 
entsprach im Jahre 1835 das angenommene Verhältniss der 
durchschnittlichen Praxis im innern Verkehr jener ausgedehnten 
Landstriche. In einigen Theilen derselben, wie in der Präsident- 
schaft Madras, war bis dahin auf Grund jener Werthrelation die 
Doppelwährung in Geltung gewesen. 

Nach Einführung des neuen Münzgesetzes fand zunächst 
eine anhaltende ausserordentliche Ausprägung der neuen Rupien 
statt, welche sehr bald nicht allein im britischen Indien, sondern 
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auch in den angrenzenden Ländern Hinterindiens eine beliebte 
und binnen Kurzem die fast allgemeine Münzsorte wurde. Gold 
wurde im Verhältniss nur wenig ausgemünzt, allein was davon 
in neuen Mohurs geprägt ward, fand ohne Schwierigkeit im freien 
Verkehr zum Nennwerthe oder selbst mit geringem Aufgeld Ver- 
wendung, wozu insbesondere die grössere Leichtigkeit der Ver- 
sendung beträchtlicher Summen Geldes in dieser Form veranlas- 
sen musste. Auch für die öffentlichen Kassen Hess sich dieser 
Vortheil nicht verkennen, und eine Verfügung der Regierung im 
Verwaltungswege vom 13. Januar 1841 ermächtigte die Finanz- 
Beamten der Kompagnie bei Zahlungen an öffentliche Kassen die 
nach dem Müzgesetz von 1835 geprägten Goldmünzen zu ihrem 
Nennwerthe anzunehmen. 

So lange der Werth des Goldes gegen Silber im Weltver- 
kehr das Verhältniss von 1:15 erheblich überstieg und zur Be- 
sorgniss einer Erschütterung desselben keinerlei Anlass gegeben 
war, musste diese Verfügung in jeder Hinsicht unbedenklich er- 
scheinen. Als jedoch der Goldreichthum Australiens entdeckt 
wurde und im Laufe des Jahres 1852 beträchtliche Goldsendungen 
von da nach Indien zur Ausmünzung in den dortigen Münzan- 
stalten begannen und noch mehr in Aussicht zu stehen schienen, 
entschloss sich die Regierung in Calcutta die Verfügung von 1841 
wieder aufzuheben und ihren Finanzbeamten die strenge Ordre 
zu ertheilen, künftig gar keine Goldmünzen mehr anzunehmen. 
Es geschah dies durch eine Verordnung vom 22. December 1852 
und trat die Ausschliessung der Goldmünzen von den öffentlichen 
Kassen schon vom 1. Januar 1853 an in Kraft. Eine unmittel- 
bare Folge dieser Maassregel und der in der öffentlichen Meinung 
hierdurch bestärkten Furcht vor einer raschen Entwerthung des 
Goldes äusserte sich darin, dass nach der officiellen Notirung 
in Calcutta der Preis der Mohurs um die Mitte Januar 1853 bis 
auf 14 ä 14 1 /* Rupien fiel. 

In England machte das Bekanntwerden der Maassrcgel grosses 
Aufsehen, indem man dieselbe mit dein um jene Zeit beginnen- 
den stärkeren Abfluss des Silbers nach Ostasien in nahe Beziehung 
brachte und ihr eine grössere principielle Bedeutung beilegte als 
sie beanspruchen konnte. Man sprach von einer in Indien bei 
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einer Bevölkerung von über 150 Millionen stattgehabten Demone- 
tisation des Goldes und deren unberechenbaren Folgen, während 
die unbedingte Anerkennung der alleinigen Silberwährung in Indien 
schon 1835 geschehen war, es sich nur um eine der Vorsicht 
wegen getroffene einfache Verwaltungsmaassregel im Kassen- 
wesen handelte und die wirkliche Cirkulation des Goldes in Indien 
immer ziemlich beschränkt geblieben war. Viele Stimmen priesen 
den Entschluss als eine höchst weise und energische Maassregel, 
Andere dagegen tadelten denselben als im höchsten Grade un- 
zweckmässig und empfahlen das gerade entgegengesetzte Ver- 
fahren , nämlich die Einführung der Goldwährung in Indien, ent- 
weder im Wege der Doppelwährung oder durch Anschluss an 
das britische Münzsystem. — 

In den auf jene Maassregel folgenden Jahren erlangten die 
Silberverschiffungen nach Indien eine ganz ausserordentliche Höhe. 
Die Ursache davon lag einfach darin, dass der Gesammtwerth 
der aus Indien ausgeführten Producte, theils durch Vermehrung 
des Quantums, theils durch Steigerung der Preise, in viel stärke- 
rem Maasse gestiegen ist, als der Gesammtwerth der dort einge- 
führten fremden Waaren und der aus Indien nach England zu 
leistenden sonstigen Zahlungen für die Verwaltung, Pensionen, 
Zinsen etc., wozu noch der Umstand kam, dass zum Zweck der 
Eisenbahnbauten in Indien für Rechnung der in England gezeich- 
neten Actien ansehnliche Summen dahin zu remittiren waren, 
die nicht ganz durch die Verschiffung von Schienen, Maschinen 
u. A. ausgeglichen wurden, sondern zum grossen Theil als Arbeits- 
lohn auszugeben waren. Nach einer dem Parlament vorgelegten 
statistischen Zusammenstellung betrug, auf deutsche Thaler redu- 
cirt, der Werth der im britischen Indien eingeführten und aus- 
geführte Waaren und Edelmetalle x ) 

Waaren. 



Im Durchschnitt der Jahre : Einfuhr. 
1834/35—38/39: Thaler 31,895,000 
1839/40—43/44 : „ 49,353,000 
1844/45-48/49: „ 58,623,000 



Ausfuhr. 

71,042,000 

88,484,000 

100,582,000 



Mehr-Ausfuhr. 
39,147,000 
39,131,000 
41,959,000 



1) Parliamentary papers. Session 1860. Nro. 339. Eastlndia; ßnancial 
measures etc. — Eine Rupie ist gleich 19 Sgr. 3 Pf. 
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Waaren. 



Im Durchschnitt der Jahre : Einfuhr. 
1849/50—63/54: Thaler 69,019,000 
1854/65—58/59 : „ 98,598,000 



Ausfuhr. 

95,606,000 

142,371,000 



Mehr-Ausfuhr. 
26,587,000 
43,773,000 





Edelmetall. 




1834/35—38/39: 
1839/40—48/44: 
1844/45—48/49: 
1849/50—53/54: 
1854/55—58/59: 


Einfuhr. 
Thaler 15,049,000 
, 17,724,000 
„ 19,720,000 
„ 28,709,000 
„ 72,015,000 


Ausfuhr. 
1,611,000 
2,970,000 
8,473,000 
4,148,000 
5,458,000 


Mehr-Einfuhr. 

13,438,000 
14,764,000 
11,247,000 
24,561,000 
66,667,000 



Die sämmtlichen 25 Jahre von 1834/35 bis 1858/59 zu- 
sammengerechnet, betrug nach den Deklarationen bei den Zoll- 
ämtern im britischen Indien: 

die Waaren-Einfuhr . . 1445 Millionen Thlr. 
die Waaren-Ausfuhr . . 2490 „ „ 

Mehr-Ausfuhr an Waaren 1045 Millionen Thlr. 
die Edelmetall-Einfuhr. . 766 Millionen Thlr. 
die Edelmetall-Ausfuhr. . 103 „ „ 

Mehr-Einfuhr an Edelmetall 663 Millionen Thlr. 
Es ist hierbei zu beachten, dass ein nicht unbeträchtlicher 
Theil dieser Edelmetall-Einfuhr in Indien aus China stattgefunden 
hat wegen des Opiumhandels und dass, wenngleich der bei wei- 
tem grössere Betrag der Mehr-Einfuhr davon in Silber besteht, 
doch auch ansehnliche Summen Gold im Lande verblieben. 

Die Silberausmttnzungen im britischen Indien seit dem In- 
krafttreten des Münzgesetzes von 1835 bis April 1854 haben 
über 662 Millionen Rupien oder 441 Millionen Thaler betragen, 
nämlich : 

in Calcutta zum Werthe von ca. 256 Mill. Thlr. 
in Madras „ „ „ „ 28 „ „ 

in Bombay „ „ » „ 157 V* » » 
Man wird mit grosser Wahrscheinlichkeit annehmen können, 
dass seit 1854 die indischen Ausmünzungen nicht nachgelassen 
haben werden und die Summe der seit 1835 ausgemünzten Ru- 
pien jetzt (1861) den enormen Betrag von über 800 Millionen 
Rupien schon ziemlich überschritten haben durfte. 
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In den letzten Jahren ist der Plan, das britische Münzsystem 
— die Goldwährung mit der Wertheinheit des Pfund-Sterling — 
in Indien einzuführen wiederholt in Anrege gekommen, sowohl 
in England als auch in Indien selbst. Namentlich hat im Sommer 
1859 die Handelskammer in Calcutta, durch die Petitionen vieler 
dortiger, einheimischer wie europäischer, Kaufleute veranlasst, 
sich mit der Vorstellung an die Regierung gewandt, dass es 
wünschenswerth sei, Gold als ein subsidiäres Zahlungsmittel in 
der Weise in Indien einzuführen, dass der Sovereign als Aequi- 
valent von 10 Rupien anerkannt werde. Der General-Gouverneur 
im Rath hat dies unter Hervorhebung folgender Motive abgelehnt : 

1) Die zwischen Gläubigern und Schuldnern bestehenden 
Verbindlichkeiten würden dadurch gestört werden ; 

2) es würde eine arge Unzuträglichkeit sein, Jeden, dem 
man eine gewisse Summe zu zahlen habe, zu nöthigen, die da- 
für erhaltenen Sovereigns zum Geldwechsler zu bringen und die 
Coursdifferenz zu tragen; 

3) wenn die Befugniss, mit Gold zu bezahlen, dem Publi- 
kum bewilligt werde, so müsse dies auch der Regierung zu- 
stehen, und die Staatsgläubiger, welche in Silber kontrahirt hätten, 
aber künftig die Zahlung in Gold empfangen sollten zu einem 
höheren Werthe als der Marktwerth, würden mit Recht über 
Verletzung des guten Glaubens klagen; 

4) die vorgeschlagene Maassregel unterliege fast allen Ein- 
wänden, die man gegen die Doppelwährung erhoben habe ; 

5) kein Zeitkunkt könne weniger weise und gerecht ge- 
wählt werden , als eben der jetzige , um in einem Lande die 
Goldwährung an die Stelle der Silberwährung durch Gesetz zu 
erzwingen. 

Diese Gründe haben die Anhänger der Goldwährung keines- 
wegs überzeugt oder beruhigt, sondern es sind auch seitdem 
wiederholt Stimmen laut geworden und auch einzelne prakti- 
die Versuche gemacht, um in der einen oder andern Modalität 
der britischen Goldwährung in Indien Eingang zu verschaffen, 
allein ohne Erfolg. 

Der frühere Herausgeber des „Eeonomist", Wilson, welcher 
in diesem Blatte bereits früher sich gegen eine Aenderung des 
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indischen Münzwesens ausgesprochen hatte, erklärte sich, als er 
am 3. März 1860 in seiner Stellung als Finanzminister für Indien 
im Rathe zu Calcutta diese Frage erörterte, in gleichem Sinne. 
Er habe, bemerkt er, die verschiedenen Vorschläge wegen Ein- 
führung von Goldmünzen reiflich geprüft, allein allen ständen 
wesentliche Bedenken entgegen. Die Annahme einer förmlichen 
Doppelwährung werde jetzt nur noch von Wenigen befürwortet 
werden, denn die praktische Wirkung einer solchen bestehe darin, 
den Schuldner zu befugen, seine Verpflichtung in dem Metall zu 
erfüllen, das zur Zeit niedriger im Werthe stehe. Dies würde 
den Hauptzweck und den Nutzen eines Standard aufheben, und 
eine so verkehrte Maassregel sei gewiss nicht zu empfehlen. Man 
habe ferner vorgeschlagen, Goldmünzen nach ihrem jedesmaligen 
innern Metallwerth cirkuliren zu lassen, mit einem täglich schwan- 
kenden Course. Solche Münzen könne man aber nicht wohl 
Geld nennen. Wie könnten die Umsätze durch Münzen vermittelt 
werden, welche heute 10 Rupien und 8 Annas gelten, morgen 
10 Rupien, am dritten Tage vielleicht 9 Rupien und 8 Annas 
u. s. w. Man denke an die Unzuträglichkeiten, die aus einem 
solchen System hervorgehen müssten, an die Streitigkeiten zwischen 
Käufer und Verkäufer über den jedesmaligen wirklichen Werth, 
an die Unzufriedenheit derer, welche heute ein Goldstück zu 
einem gewissen Course aus der öffentlichen Kasse erhalten, allein 
einige Tage später beim Wiederausgeben sich einem Rabatt von 
4 oder 8 Annas unterziehen müssen. In Münzsachen sei aber 
eine der wichtigsten Aufgaben der Regierung, dass die Münzen 
welche unter ihrer Autorität umlaufen, einen beständigen Werth 
haben. Um diesem zu genügen, habe man dann den Vorschlag 
gemacht, dass goldene 10-Rupienstücke von einem bestimmten 
Gewicht und Feingehalt ausgegeben werden sollten, deren gesetz- 
licher Werth periodisch, etwa für je 6 oder 12 Monate festge- 
stellt werden könnte, nach Ablauf welcher Zeit in Uebereinstim- 
mung mit dem Marktwerthe eine neue Tarifirung einzutreten hätte. 
Was würde aber die Folge sein? Wenn nach geschehener offi- 
cieller Feststellung des Goldwerths dieser im freien Verkehr 
steigen sollte, so würde das Gold sofort aus der Cirkulation ver- 
schwinden ; wenn andererseits der Goldwerth sinken sollte, würde 
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Jeder Gold in die Münze senden wollen , um mit den zurück- 
erhaltenen Goldstücken Silbermünze aufzukaufen, und in solchem 
Falle eine Masse Gold der Cirkulation aufgezwungen werden. 
Wenn nun aber der Tag der neuen Tarifirung herabkomme, wo 
das 10-Rupienstück auf 9 Rupien 8 Annas herangesetzt werden 
müsse, wer solle dann den Verlust trägen ? Etwa der unglückliche 
Inhaber gerade im Moment der neuen Tarifirung? Sei das aber 
eine der Billigkeit entsprechende Einrichtung? Kein Project, 
welches die beiden Edelmetelle, deren gegenseitiges Werthver- 
hältniss in stetein Schwanken begriffen sei, in einer dauernden 
Gleichmassigkeit neben einander im Umlauf erhalten wolle; zeige 
sich haltbar. Und was endlich den Plan der Einführung der 
reinen Goldwährung nach dem Beispiele Englands anlange, so 
würde sich dieser vielleicht sehr emfehlen, wenn es sich darum 
handelte, ein Münzsystem ganz von Neuem zu gründen, allein 
man finde in Indien ein schon bestehendes System vor, ein System, 
unter dem eine enorme Menge von Zahlungsverbindlichkeiten, 
öffentliche und privative, eingegangen seinen, und zwar lauteten 
diese auf bestimmte Quantitäten Silber. Ein Gesetz, welches die 
Goldwährung jetzt einführe, weil Gold reichlicher und wohlfeiler 
geworden, würde jeden Schuldner, also auch den Staat, befugen, 
gegen seinen Gläubiger den guten Glauben zu verletzen; bei 
einem Sinken des Goldwerths um nur 5 Procent, würden die 
Ansprüche der Gläubiger der indischen Staatsschuld um nicht 
weniger als 5 Millionen Pfund Sterling verkürzt werden! — 

Allem Anscheine nach wird man jetzt die Aufrechthaltung 
der alleinigen Silberwährung in Indien als noch für lange Zeit 
gesichert annehmen können. 



